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Dieses Rundschreiben konkretisiert Art. 18—77 der Eigenmittelverordnung (ERV; SR 952.03).

Die vorliegenden Bestimmungen beruhen auf der aktuellen Eigenkapitalvereinbarung des
Basler Ausschusses fiir Bankenaufsicht samt Erganzungen (Basler Mindeststandards). Diese

Gegenstand

Basler Mindeststandards

Basler Mindeststandards werden durch folgende Dokumente definiert:

Auf die zugrunde liegenden Textstellen der Basler Mindeststandards wird in den
nachstehenden Ausfiihrungen jeweils in eckigen Klammern und mit den den obgenannten
Texten zugewiesenen Abkurzungen verwiesen. Das Hilfsdokument zum FINMA-RS 17/7 zu
den Anderungen der Basler Mindeststandards? gibt an, in welchem Dokument Paragraphen
angefiigt oder veréndert wurden. Paragraphen, die in der Tabelle nicht erwéhnt sind, befinden

"International Convergence of Capital Measurement and Capital Standards, A Re-
vised Framework, Comprehensive Version" vom Juni 2006 (Basler Basistext; "B2")

"Enhancements to the Basel Il framework” vom Juli 2009 (Basler Ergénzungen;
"B2ENH")

"Basel Ill: A global regulatory framework for more resilient banks and banking sys-
tems" vom Dezember 2010, revidiert im Juni 2011 (Basel-llI-Text; "B3")

"Capital requirements for banks’ equity investments in funds" vom Dezember 2013
(Basel 1l Text fur die Eigenmittelunterlegung von Fondsanteilen; "FUNDS")

"The standardised approach for measuring counterparty credit risk exposures" vom
Mérz 2014 (Standardansatz fur die Kreditdquivalente von Derivaten; "SACCR")

"Capital requirements for bank exposures to central counterparties” vom Juli 2012
undApril 2014 (Basel Il Text fir Bankenpositionen gegenliber zentralen Gegenpar-
teien; "CCP1" bzw. "CCP2")

"Revisions to the securitisation framework" vom 11. Dezember 2014, revidiert im Juli
2016, weiter angepasst durch "Capital treatment for short-term “simple, transparent
and comparable” securitisations” vom Mai 2018 (Basel 11l Text zu den neuen Verbrie-
fungsregeln; "SEC")

sich unverandert im Basler Basistext.

1 www.finma.ch > Dokumentation > Rundschreiben > Anhange

9*

10*
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[ll.  Multilaterale Entwicklungsbanken (Art. 66 ERV) sowie EFSF/ESM

[B2859] Ein bevorzugtes Risikogewicht gilt fir diejenigen multilateralen Entwicklungsbanken,
die im Anhang aufgefihrt sind.

Das Risikogewicht fiir Positionen gegentber der European Financial Stability Facility (EFSF)
und dem European Stability Mechanism (ESM) betragt 0 %.

IV. Externe Ratings (Art. 64-65 ERV)

A. Anerkannte Ratingagenturen (Art. 6 ERV) und Exportversicherungs-
agenturen

[B2890] Die anerkannten Ratingagenturen, deren Ratings zur Bestimmung der Risikogewichte
verwendet werden dirfen, sind zusammen mit den zugehdrigen Konkordanztabellen in Anhang
3 aufgefihrt.

[B2855] Exportversicherungsagenturen sind fir das Marktsegment Public Finance anerkannt,
sofern sie die entsprechenden Regeln der OECD? einhalten.

Ilhre Ratings kénnen in der Folge fir die Unterlegung von Kredit- und Marktrisiken in der
Positionsklasse Zentralregierungen und Zentralbanken gemass Art. 63 Abs. 2 Ziff. 1 ERV
analog den Ratings von anerkannten Ratingagenturen verwendet werden.

B. Risikogewichtung nach Ratings (Art. 64 ERV)

[B2868] Die FINMA kann einer Bank den Wechsel zwischen Berlcksichtigung und
Nichtbertcksichtigung von externen Ratings gemass Art. 64 Abs. 4 ERV untersagen, wenn sie
der Ansicht ist, dass damit primar eine Verminderung der Mindesteigenmittel angestrebt wird.

[B2896-98] Wenn es zwei oder mehr Ratings mit unterschiedlichen Risikogewichten gibt,
sollen die Ratings, die den beiden niedrigsten Risikogewichten entsprechen, berticksichtigt und
das hohere dieser beiden Risikogewichte verwendet werden.

[B28107] Externe Ratings fur ein oder mehrere Unternehmen einer Unternehmensgruppe
kénnen nicht verwendet werden, um das Risikogewicht anderer Unternehmen innerhalb
derselben Gruppe zu bestimmen. Das gilt auch fur Unternehmen, welche Teil einer
Finanzgruppe oder eines Finanzkonglomerates bilden und zwar sowohl aus externer Sicht
(Drittbanken) als auch aus bankinterner Sicht (bei der Einzelinstitutsbetrachtung) bezlglich
anderer Gruppengesellschaften.

2

Ziff. 25-27 des OECD Arrangement on Guidelines for Officially Supported Export Credits vom 5. Dezember 2005.
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C. Emittenten- und Emissionsratings

[B28§99, 102] [B38118] Fiur Wertpapiere, die ein emissionsspezifisches Rating einer
anerkannten Ratingagentur aufweisen, ist das entsprechende Emissionsrating massgeblich.
Sofern die Forderung einer Bank nicht einer extern gerateten Emission entspricht, gilt
Folgendes:

e Wenn eine bestimmte Emission des Schuldners tber ein hochwertiges Rating verfugt (das
Rating fuhrt zu einem niedrigeren Risikogewicht als eine Forderung ohne Rating), aber die
Forderung der Bank nicht genau dieser Emission entspricht, so kann dieses Rating nur
dann fur die nicht geratete Forderung der Bank herangezogen werden, wenn diese Forde-
rung der gerateten Emission in jeder Hinsicht nicht nachrangig ist. Andernfalls erhélt die
nicht beurteilte Forderung mindestens das Risikogewicht fur Forderungen ohne Rating.

e Wenn fur ungeratete Forderungen gemass Rz 20 vergleichbar geratete Forderungen fir
die Risikogewichtung herangezogen werden, gilt grundsatzlich, dass auf ausléndische
Wahrungen bezogene Ratings auf Forderungen in derselben Wahrung anzuwenden sind.
Auf die Heimatwahrung bezogene Ratings — falls gesondert vorhanden — kénnen allein zur
Risikogewichtung von Positionen herangezogen werden, die ebenfalls auf die Heimatwéh-
rung lauten.

e Wenn der Schuldner Gber ein Emittentenrating verfigt, so gilt dieses fur die vorrangigen
und unbesicherten Forderungen gegeniiber diesem Emittenten. Andere Forderungen ei-
nes Emittenten mit hochwertigem Rating werden wie Forderungen ohne Rating behandelt.

e Wenn entweder der Emittent oder seine betrachtete Emission ein minderwertiges Rating
(dem mindestens das Risikogewicht einer ungerateten Forderung zugeordnet wird) auf-
weist, so wird einer nicht gerateten Forderung gegenuber demselben Kreditnehmer, die
gleich- oder nachrangig gegeniiber unbesicherten vorrangigen Forderungen gegeniiber
dem Emittenten (wie flir Emittentenratings betrachtet) oder der Forderung aus der betrach-
teten Emission ist, das Risikogewicht zugeordnet, das fir dieses minderwertige Rating gilt.

[B28§100] Unabhangig davon, ob eine Bank auf das Emittenten- oder Emissionsrating abstellt,
ist sicherzustellen, dass die gesamte Verpflichtung eines Kunden in der Beurteilung
berucksichtigt ist.

D. Kurzfrist-Ratings

[B28103] Fur Zwecke der Risikogewichtung werden Kurzfrist-Ratings als emissionsspezifisch
angesehen. Sie kdnnen nur verwendet werden, um das Risikogewicht der von diesem Rating
erfassten Forderungen zu bestimmen. Kurzfrist-Ratings dirfen nur fir Forderungen gegenuber
Banken und Unternehmen verwendet werden.

[B28105] Bei kurzfristigen Interbankforderungen wird folgendermassen vorgegangen:
e Die grundsatzliche Behandlung kurzfristiger Forderungen (vgl. Anhang 2 Ziffer 4.1 ERV)

wird auf alle Forderungen an Banken mit einer Ursprungslaufzeit von bis zu drei Monaten
angewandt, sofern es kein emissionsspezifisches Kurzfrist-Rating gibt.

19
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¢ Wenn ein emissionsspezifisches Kurzfrist-Rating existiert und es im Vergleich zur grund-
satzlichen Behandlung geméass Anhang 2 Ziffer 4.1 ERV zu vorteilhafteren (d.h. niedrige-
ren) oder denselben Risikogewichten fihrt, darf das Kurzfrist-Rating nur fir diese spezifi-
sche Forderung angewandt werden. Andere kurzfristige Forderungen werden gemass der
grundséatzlichen Behandlung in Anhang 2 Ziffer 4.1 ERV behandelt.

e Wenn ein spezifisches Kurzfrist-Rating fur eine kurzfristige Forderung an eine Bank zu
weniger vorteilhaften (d.h. héheren) Risikogewichten fuhrt, kann die grundsétzliche Be-
handlung geméss Anhang 2 Ziffer 4.1 ERV von kurzfristigen Interbankforderungen nicht
angewandt werden. Alle kurzfristigen Forderungen ohne Rating erhalten dann dasselbe
Risikogewicht, das diesem spezifischen Kurzfrist-Rating entspricht.

E. Ungeratete kurzfristige Forderungen

[B28104] Wenn einer gerateten kurzfristigen Forderung ein Risikogewicht von 50 % zugeordnet
wird, kdnnen ungeratete kurzfristige Forderungen kein geringeres Risikogewicht als 100 %
erhalten. Falls ein Emittent ein kurzfristiges Rating erhalt, das ein Risikogewicht von 150 %
nach sich zieht, erhalten alle nicht gerateten Forderungen, gleichgultig ob kurz- oder langfristig,
ebenfalls ein Risikogewicht von 150 %, es sei denn, die Bank nutzt anerkannte Sicherheiten
fur solche Forderungen.

F.  Verwendung externer Ratings

[B2894, B38121] Sofern eine Bank zur Ermittlung der Risikogewichte Ratings externer
Ratingagenturen verwendet, missen diese in Kkonsistenter Weise im internen
Risikosteuerungsverfahren verwendet werden. Es ist nicht gestattet, aus den Ratings mehrerer
anerkannter Ratingagenturen selektive Auswahlen durchzufiihren, um die eigenmittelméassig
vorteilhaftesten Ratings zu erhalten. Auch darf die einmal getroffene Entscheidung, Ratings
einer oder mehrerer Ratingagenturen fir einzelne oder mehrere Marktsegmente zu
verwenden, nicht willklirlich geandert werden.

V. Standardansatz und Marktwertmethode fir die Kreditaquivalente
von Derivaten SA-CCR (Art. 57 und 148l ERV)

A. SA-CCR und vereinfachter SA-CCR sowie Marktwethode

Banken in den Aufsichtskategorien 4 und 5 kdnnen alternativ zum im Weiteren beschriebenen
SA-CCR den vereinfachten SA-CCR (vgl. Anhang 2) oder die Marktwertmethode (vgl. Anhang
4) anwenden, um das Kreditaquivalent zu berechnen.

Banken der Aufsichtskategorie 3 konnen den vereinfachten SA-CCR oder die
Marktwertmethode anwenden, wenn die beiden folgenden Bedingungen erfillt sind: (i) Die
risikogewichteten Positionen (RWA) fur Derivate einschliesslich des Zwdlfeinhalbfachen der
CVA-Eigenmittelanforderung betragen weniger als 3 % des Totals der RWA der Bank und (ii)
die Bank halt Derivatepositionen ausschliesslich zur Absicherung eigener Zins- und
Wahrungsrisiken und/oder im Zusammenhang mit der Abwicklung von Kundengeschaften Gber
eine QCCP (vgl. Rz 521-526). Steigt bei einer Bank der Aufsichtskategorie 3, die den

finma
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vereinfachten SA-CCR oder die Marktwertmethode verwendet, der Anteil der RWA fir Derivate
Uber 3 %, aber nicht hoher als 5 %, dann darf sie den vereinfachten SA-CCR oder die
Marktwertmethode weiterverwenden, wenn sie mittels Analyse oder Berechnung zeigen kann,
dass keine relevante Abweichung in den Eigenmittelanforderungen im Vergleich zum normalen
Standardansatz die Folge ist. Banken, welche die in dieser Rz genannten Bedingungen fir die
Verwendung des vereinfachten SA-CCR oder die Marktwertmethode nicht mehr erfillen,
haben ein Jahr Zeit, auf den vollstdandigen SA-CCR umzustellen.

B. Kreditaquivalent

[SACCR Anhang 4, §128] Banken ohne Bewilligung zur Anwendung der EPE-Modellmethode
verwenden fur die Berechnung der Kreditdquivalente von OTC-Derivaten, bérsengehandelten
Derivaten und Transaktionen mit langer Abwicklungsfrist den Standardansatz nach Art. 57 ERV
(nachfolgend SA-CCR genannt). Fir jedes Netting-Set (Rz 107) von Transaktionen wird ein
separates Kreditdquivalent (Exposure at Default, EAD) wie folgt berechnet:

EAD = alpha * (RC + PFE)

wobei:
alpha = 1.4,
RC = Aufsichtsrechtliche Wiederbeschaffungskosten (replacement cost),
berechnet gemass Rz 3843, und
PFE = Potentieller zukiinftiger Wertanstieg, berechnet geméass Rz 44-105.

[SACCR Anhang 4, 8129] Die aufsichtsrechtlichen Wiederbeschaffungskosten und der
potentielle zukinftige Wertanstieg werden unterschiedlich berechnet, je nachdem, ob ein
regelméssiger Margenausgleich geméss Rz 109 stattfindet oder nicht. Bei Derivatgeschéaften
mit Margenausgleich darf das Kreditdquivalent nach oben begrenzt werden durch das
entsprechende Kreditdquivalent, das ohne Margenausgleich errechnet wirde. Es ist
ausserdem zuldssig, Derivatgeschéafte mit Margenausgleich der Einfachheit halber so zu
behandeln, als ob kein Margenausgleich stattfande.

Fur Kontrakte, deren Wiederbeschaffungswert nicht positiv werden kann und die nicht
Bestandteil eines Netting-Sets oder einer Margenvereinbarung sind, darf das Kreditaquivalent
gleich null gesetzt werden. Ebenso darf fur Kreditderivate, bei denen sich die Bank als
Sicherungsgeberin engagiert und die nicht Bestandteil eines Netting-Sets oder einer
Margenvereinbarung sind, das Kreditaquivalent auf die Summe der ausstehenden Pramien
beschrankt werden. In beiden Féllen steht es Banken frei, solche Kontrakte von ihren
rechtlichen Netting Sets geméass Rz 107 zu trennen und sie als einzelne Positionen ohne
Verrechnung und ohne Margenausgleich zu behandeln.

C. Aufsichtsrechtliche Wiederbeschaffungskosten

Die aufsichtsrechtlichen Wiederbeschaffungskosten berechnen sich wie in Rz 38-43
beschrieben aus dem aktuellen positiven oder negativen Netto-Marktwert (V) aller

34
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Derivatkontrakte im Netting-Set und dem Nettowert der Sicherheiten (C) geméss Rz 108. Es
sind die gleichen Marktwerte der Derivatkontrakte zu verwenden wie fur die Rechnungslegung.

a) Aufsichtsrechtliche Wiederbeschaffungskosten fir Derivatgeschéafte ohne Margen-
ausgleich

[SACCR Anhang 4, 8136] Bei Transaktionen ohne Margenausgleich werden die
aufsichtsrechtlichen Wiederbeschaffungskosten (RC) berechnet als RC=max{V - C; 0}. Dabei

ist V der aktuelle (positive oder negative) Netto-Marktwert aller Derivatkontrakte im Netting-
Set, und C ist der Nettowert der Sicherheiten gemass Rz 108.

b) Aufsichtsrechtliche Wiederbeschaffungskosten fiir Derivatgeschafte mit Margen-
ausgleich

[SACCR Anhang 4, 8144-145] Bei Transaktionen mit Margenausgleich gilt:
RC=max{V — C;TH + MTA — NICA; 0}. Dabei ist V der aktuelle (positive oder negative) Netto-

Marktwert aller Derivatkontrakte im Netting-Set, C ist der Nettowert der Sicherheiten gemass
Rz 108, TH und MTA sind die Schwellenwerte und Mindesttransferbetrdge der
Margenvereinbarung gemass Rz 109 und NICA ist der Nettowert der marktpreisunabhangigen
Sicherheiten (Net Independent Collateral Amount) geméass Rz 110. Dadurch werden nicht nur
die aktuellen Marktwerte und Sicherheiten (v — ¢ ) berticksichtigt, sondern auch der maximale
Positionswert, der sich einstellen kdnnte, ohne dass dies eine Nachschussforderung an die
Gegenpartei auslosen wiirde (TH + MTA — NICA).

¢) Sonderfélle mit Inkongruenz zwischen Netting-Set und Margenausgleich

[SACCR Anhang 4, 8§185] Falls die Margenvereinbarung nicht alle Derivatgeschéafte des
Netting-Sets einschliesst oder falls die Transaktionen im Netting-Set durch mehrere
verschiedene Margenvereinbarungen besichert werden, muss das Netting-Set so in mehrere
Sub-Netting-Sets aufgeteilt werden, so dass diese mit den Margenvereinbarungen
Ubereinstimmen. Dies gilt sowohl fiur die aufsichtsrechtlichen Wiederbeschaffungskosten wie
auch fur den potentiellen zukiinftigen Wertanstieg.

[SACCR Anhang 4, 8§186] Falls eine Margenvereinbarung mehrere Netting-Sets umfasst, so
dass die Margenzahlungen Netto berechnet und ausgetauscht werden, ohne dass die in
Rz 107 genannten aufsichtsrechtlichen Voraussetzungen fir die Verrechnung erfullt sind, wird
das Kreditaquivalent ausnahmsweise auf der Stufe der Margenvereinbarung berechnet. Das
Gleiche gilt, wenn Sicherheiten, die ausserhalb einer Margenvereinbarung geliefert oder
erhalten wurden, in Bezug auf mehr als ein Netting-Set anrechenbar sind. Die Berechnung der
Wiederbeschaffungskosten erfolgt in diesen Féllen abhéangig vom Vorzeichen des Parameters
C nach Rz 108 bzw. davon, ob die Bank eine Netto-Sicherungsempfangerin oder -
Sicherungsgeberin ist.

Ist die Bank eine Netto-Sicherungsempfangerin (C>0), dann gilt: RC=
max[Y ys max(Vys; 0) — C; 0]. Dabei geht die Summe Uber alle in der Margenvereinbarung
enthaltenen Netting-Sets ,NS*, Vy; ist der zugehorige Netto-Marktwert der darin enthaltenen
Derivatkontrakte und C ist der Nettowert der erhaltenen Sicherheiten. Der Nettowert der
erhaltenen Sicherheiten wird also mit den positiven Marktwerten der Netting-Sets verrechnet.
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Ist die Bank Netto-Sicherungsgeberin (C <0), dann gilt RC = Y ysmax(Vys; 0) + max[|C| +
Y ns min(Vyg; 0); 0]. In diesem Fall werden also die negativen Marktwerte der Netting-Sets an
die gestellten Sicherheiten angerechnet.

D. Potentieller zukiinftiger Wertanstieg (PFE)

[SACCR Anhang 4, §146] PFE wird berechnet aus dem Produkt des Multiplikators gemass Rz
45 mit dem aggregierten Sicherheitszuschlag (Add-on) des Netting-Sets gemass Rz 49-104.

Der Multiplikator wird berechnet als:

V-C
Multiplikator = min (1; 5% + 95% * exp (2 ~95% » Add on))
A -

Dabei ist exp(...) die Exponentialfunktion, V der aktuelle (positive oder negative) Netto-
Marktwert aller Derivatkontrakte im Netting-Set, C ist der Nettowert der Sicherheiten gemass
Rz 108 und Add-on der aggregierte Sicherheitszuschlag fir das Netting-Set. Der Multiplikator
dient dazu, den risikomindernden Einfluss von Uberbesicherung und negativen Marktwerten
zu bericksichtigen. Er fihrt zu einer Reduktion des PFE, wenn der Nettobetrag aus
Marktwerten und Sicherheiten (V - C) negativ ist. Andernfalls fuhrt die Formel auf einen
Multiplikator von 1 und der PFE betragt den vollen Wert des Add-ons.

[SACCR Anhang 4, §187] Falls eine Margenvereinbarung mehrere Netting-Sets umfasst oder
Sicherheiten in Bezug auf mehr als ein Netting-Set anrechenbar sind wie in Rz 41 beschrieben,
dann wird fir jedes Netting-Set ein separates PFE berechnet und die Resultate werden
zusammengezahlt. Fur den Parameter C in der Berechnung der Multiplikatoren pro Netting-
Set werden die Sicherheiten wie folgt auf die Netting-Sets verteilt. Ist die Bank Netto-
Sicherungsempfangerin  (C>0), ist denjenigen  Netting-Sets mit  positiven
Wiederbeschaffungswerten prioritdr je ein Sicherheitenbetrag bis zur Hohe des
Wiederbeschaffungswerts zuzuweisen. Ist die Bank Netto-Sicherungsgeberin (C <0), ist
denjenigen Netting-Sets mit negativen Wiederbeschaffungswerten prioritdar je ein
Sicherheitenbetrag bis zur Hohe des Wiederbeschaffungswerts zuzuweisen. Im Fall C >0
(bzw. C <0) mussen auch alle den Netting-Sets zugeordneten Teilbetrage positiv (bzw.
negativ) oder null sein. Abgesehen von diesen Einschréankungen erfolgt die Zuteilung frei.2 Sind
die gelieferten Sicherheiten im Betrag grosser als die Summe der negativen
Wiederbeschaffungswerte (d.h. wenn C < Y ,smin(0;Vys)), dann sind alle Multiplikatoren
gleich 1 und die Zuordnung ertibrigt sich.

Als operative Vereinfachung und Alternative zu Rz 47 diurfen Banken den PFE auf Stufe der
Margenvereinbarung berechnen, indem sie fur jedes Netting-Set (NS) einen separaten Add-on

3

Beispiel: Vier Netting-Sets (NS) haben die Wiederbeschaffungswerte V1=+100, V2=+10, V3=-10 und V4=-100. Ist
die Bank Netto-Sicherungsempfangerin mit C=150 und sind diese Sicherheiten in Bezug auf alle vier NS anrechen-
bar, dann missen NS1 mindestens 100 zugeteilt werden und NS2 mindestens 10. Die restlichen 40 kdnnen frei
verteilt werden. Ist die Bank Netto-Sicherungsgeberin mit C=-50, dann darf ein frei wahlbarer Betrag zwischen null
und -10 dem NS3 zugeordnet werden und der Rest (zwischen -50 und -40) entféllt auf NS4. Unzuléssig wére bei-
spielsweise eine Zuordnung von allen gelieferten Sicherheiten (-50) auf NS3, weil die Zuordnung auf NS4 (bis zum
Wert von -100) Prioritat hat Gber Zuordnungen auf NS3, die den Wert von -10 Ubersteigen.
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berechnen, die Resultate zusammenzahlen und auf die Summe den folgenden aggregierten
Multiplikator anwenden:

i max(Vys; 0) — C
Multiplikator**"*9" = min (1: 5% + 95% exp< e ))

2 % 95% * ZNS Add—OnNS

E. Berechnung der Add-ons pro Derivatkontrakt

Die Berechnung der Add-ons basiert auf einem skalierten effektiven Nominalwert (SEN).
Dieser ist pro Derivatkontrakt definiert als das Produkt von vier Komponenten: (i) dem
angepassten Nominalwert, (ii) dem aufsichtsrechtlichen Delta (8), (iii) dem Maturitatsfaktor
(MF) und (iv) dem Skalierungsfaktor (SF). Die SEN sind (aufgrund des Deltas) mit einem
Vorzeichen behaftet, kdbnnen also positiv oder negativ sein, was fir die Aggregation gemass
Rz 73-104 von Bedeutung ist.

Fiur einen einzelnen Derivatkontrakt ohne Verrechnung ist der Add-on gleich dem absoluten
Betrag des SEN.

Fur Binare Optionen (binary options oder digital options) bei denen der Kaufer einen
festgelegten Betrag erhalt, wenn der Referenzwert jenseits eines zuvor definierten
Schwellenwerts liegt, wird das SEN anhand der folgenden Rechenschritte berechnet. Zuerst
wird die binare Option als eine Collar-Kombination von je einer gekauften und einer verkauften
europaischen Option desselben Typs (Call oder Put) dargestellt, welche das Auszahlungsprofil
der binaren Option approximiert. Die beiden europaischen Optionen haben dabei den gleichen
Referenzwert und den gleichen Ausibungszeitpunkt wie die bindre Option. Die
Ausubungspreise (Parameter K) der beiden europaischen Optionen werden so gewahlt, dass
der eine 95% und der andere 105% des Schwellenwerts der bindren Option betragt. Die
Nominalwerte der beiden europdischen Optionen werden so gewahlt, dass das
Auszahlungsprofil der Collar-Kombination, bei Referenzwerten kleiner als 95% oder grosser
als 105% des Schwellenwerts, demjenigen der binaren Option exakt entspricht. Fiir die beiden
europaischen Optionen werden zwei separate SEN nach Rz 49 berechnet und dann gemass
Rz 75 (vollstandige Verrechnung) untereinander aggregiert. Der Absolutbetrag dieses
aggregierten SEN wird daraufhin durch den Auszahlungsbetrag der bindren Option gedeckelt.*

Hat ein Derivatkontrakt das gleiche Auszahlungsprofil wie eine Kombination von mehreren
europaischen Optionen (z.B. Collar, Butterfly-Spread, Kalender-Spread, Straddle oder
Strangle), dann wird jede einzelne dieser europaischen Optionen als separater Kontrakt
behandelt. Eine entsprechende Aufteilung von Zinscaps in einzelne Caplets, respektive von
Zinsfloors in einzelne Floorlets, ist erlaubt aber nicht vorgeschrieben. Werden sie aufgeteilt,
dann sind fur jedes einzelne Caplet oder Floorlet die Parameter S und T gleich der Zeitdauer
bis zum Anfangsdatum der Couponperiode und der Parameter E ist gleich der Zeitdauer bis
zum Enddatum der Couponperiode.

4

Beispiel: Eine binare Option hat einen festgelegten Auszahlungsbetrag von 100. Ergibt nun die Addition der SEN
der beiden europaischen Optionen geméass Rz 75 einen Wert von -130, dann bleibt das negative Vorzeichen des
aggregierten SEN erhalten, wahrend dessen Absolutbetrag auf 100 gedeckelt wird. Der SEN der binaren Option ist
in diesem Beispiel also gleich -100.

49

50

51*
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a) Angepasster Nominalwert [SACCR Anhang 4, §157-158]

Pro Derivatgeschaft wird ein angepasster Nominalwert (adjusted Notional) ermittelt. Dieser
angepasste Nominalwert ist nicht unbedingt identisch mit dem vertraglichen Nominalwert des
Kontraktes. Als angepasster Nominalwert innerhalb des SA-CCR gilt das Endresultat der
nachfolgend in Rz 53-61 aufgeflihrten Bestimmungen.

Fir Zins- und Kreditderivate ist der Nominalwert mit der aufsichtsrechtlichen Duration (SD) zu
multiplizieren. Letztere wird berechnet als®:

SD = Max{10 Handelstage/(1 Jahr); 20 x [exp(—0.05 * §) — exp(—0.05 * E)]}

Dabei sind S und E die Startzeit und Endzeit gemass Rz 120.

Bei Wahrungsderivaten gilt der in die funktionale Wahrung der Bank konvertierte
Fremdwahrungsbetrag als angepasster Nominalwert. Falls die Transaktion zwischen zwei
Fremdwahrungen stattfindet, gilt der gréssere der beiden Werte als angepasster Nominalwert.

Fur Aktien- und Rohstoffderivate gilt als Nominalwert das Produkt aus der zugrunde liegenden
Anzahl von Einheiten und dem Marktpreis einer Einheit.

Handelt es sich beim Nominalwert um eine Funktion des Referenzwerts, ist fir die Bestimmung
des angepassten Nominalwerts der aktuelle Marktwert dieses Referenzwerts zu verwenden.

Bei Swaps mit variablem Nominalwert gilt der durchschnittiche Nominalwert Uber die
Restlaufzeit.

Falls die Struktur der Transaktion eine Hebelwirkung erzeugt, muss der entsprechende
Nominalwert einer aquivalenten Transaktion ohne Hebelwirkung verwendet werden. Wenn
also beispielsweise ein Referenzzinssatz eines Swaps mit einem Faktor multipliziert wird, so
muss dieser Faktor auf den Nominalwert dieses Swaps angewendet werden. Als Nominalwert
eines Total Return Swaps gilt der ausstehende nominale Betrag des unterliegenden Kredits
und nicht dessen Marktwert.

Bei Derivatgeschaften, bei denen der Nominalwert mehrfach ausgetauscht wird, ist der
Nominalwert mit der Anzahl der im Rahmen des Kontrakts noch zu leistenden Zahlungen zu
multiplizieren.

Fur Volatilitatstransaktionen geméass Rz 113 ist der angepasste Nominalwert gleich dem
vertraglichen Nominalwert multipliziert mit der referenzierten Volatilitdt oder Varianz.

Nominalwerte in Fremdwahrungen werden zum Kassakurs in die funktionale Wahrung der
Bank umgerechnet.

5 Die Anzahl Handelstage pro Jahr ist entsprechend den geltenden Marktkonventionen festzusetzen. Beispiel: Bei 250
Handelstagen pro Jahr gilt beispielsweise: 10 Handelstage / (1 Jahr) = 10 / 250 = 0.04.

finma
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b) Maturitatsfaktor (MF)

[SACCR Anhang 4, 8164] Der Maturitatsfaktor berlcksichtigt den Zeithorizont fir die
potentiellen zukiinftigen Wertanstiege. Dieser Zeithorizont ist davon abhangig, ob ein
Margenausgleich geméss Rz 109 stattfindet oder nicht.

Bei Derivaten ohne Margenausgleich gilt MF =Jmin(M;1Jahr)/(1 Jahr). Dabei ist M der
gréssere Wert aus zehn Handelstagen und der Restlaufzeit des Derivats gemass Rz 115. 6

Bei Derivaten mit Margenausgleich gilt MF = 1.5 x,/MPOR /(1 Jahr). Dabei ist MPOR die
aufsichtsrechtliche Mindesthaltedauer (margin period of risk) geméass Rz 116-119.7

[SACCR Anhang 4, 8187] Falls eine Margenvereinbarung mehrere Netting-Sets umfasst wie
in Rz 41 beschrieben, dann werden die in diesen Netting-Sets enthaltenen Geschéfte wie
Derivate ohne Margenausgleich behandelt (also nach Rz 63).

c) Delta (6)

Pro Derivatgeschaft wird ein aufsichtsrechtliches Delta (§) berechnet. Dieses berticksichtigt die
Sensitivitat gegeniiber dem priméaren Risikofaktor und ist positiv oder negativ, je nachdem, in
welche Richtung sich der Marktwert der Transaktion relativ zu diesem verhalt. Im SA-CCR st
es nicht erlaubt, nach einer internen Methode berechnete Sensitivititen zu benutzen.
Stattdessen missen die folgenden aufsichtsrechtlichen Formeln verwendet werden.

[SACCR Anhang 4, 8159] Vorbehaltlich Rz 68 und 69 fir Optionen oder CDO-Tranchen,
betragt § = +1, wenn der Marktwert mit einem Anstieg des priméaren Risikotreibers steigt und
6 = —1, wenn er sinkt.

Fur Optionen gelten die folgenden Formeln:

Delta (d) Gekaufte Option Verkaufte Option
Call Option (ln(P/K) +0.5*%0? * T) (ln(P/K) +0.5 %02 * T)
+o —-d
g * \/T o * \/T
Put Option (— In(P/K) — 0.5 % g2 * T) (— In(P/K) — 0.5 * g2 * T)
- +®
g * \/T o * \/T

6

Derivatgeschafte mit taglicher Abrechnung (daily settlement) gelten grundsatzlich als Derivate ohne Margenverein-
barung. Fur sie gilt Rz 63, wobei der Parameter M geméass Rz 115 auf den Mindestwert von 10 Handelstagen gesetzt
wird. Alternativ dazu ist es auch zulassig, Derivategeschafte mit taglicher Abrechnung gleich zu behandeln wie
solche mit taglichem Margenausgleich, d.h. gemass Rz 64, weil dies zu hoheren Kreditaquivalenten fiihrt.

Ist die MPOR wie bei den Mindestwerten geméass Rz 116-119 in Handelstagen ausgedriickt, dann ist die Anzahl
Handelstage pro Jahr entsprechend den geltenden Marktkonventionen festzusetzen, um die Division innerhalb der
Formel durchfihren zu kénnen. Beispiel: Fur eine MPOR von zehn Handelstagen bei 250 Handelstagen pro Jahr ist
die Zahl 10/250 = 0.04 in die Formel einzusetzen.

finma
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wobei:

®(...) = Kumulative Verteilungsfunktion der Standard Normalverteilung

In(...) = Naturliche Logarithmusfunktion
P = Marktpreis des Referenzwerts oder im Fall von asiatischen Optionen der
momentane Betrag desjenigen Mittelwerts, welcher dem Auszahlungsprofil
zugrundeliegt.®?®
K = Auslibungspreis der Option (strike)0
o = die aufsichtsrechtliche Volatilitit geméass Rz 105
T = der vertraglich spateste Ausiibungszeitpunkt der Option
Fur CDO-Tranchen (Rz 122) gilt § = — 5 wenn die Bank Sicherungsnehmerin ist
(1+14%A)x(1+14%D)

und§=———>
(1+14%A)x(1+14+D)
point) und D der Ablésungspunkt (detachment point) der CDO-Tranche.

im umgekehrten Fall. Dabei ist A der Anknipfungspunkt (attachment

d) Skalierungsfaktor(en) (SF)

Die SF richten sich nach dem jeweiligen primaren Risikotreiber (siehe Rz 111) und sind
vorbehaltlich Rz 71 und 72 in der Tabelle in Rz 105 vorgegeben.

[SACCR Anhang 4, 8184] Fur Basistransaktionen geméass Rz 112 wird der SF gemass Tabelle
halbiert. Zum Beispiel gilt fur Floating/Floating-Zinsswaps in einer einzigen Wahrung ein SF
von 0.25 %.

Fur Volatilitatstransaktionen (volatility transactions) gemass Rz 113, wird der SF gemass
Tabelle mit dem Faktor 5 multipliziert.

8 Fur Zinsderivate ist mit ,Marktpreis" der referenzierte Zinssatz gemeint und fur Kreditderivate der Credit Spread. Bei
Zinsderivaten in Wahrungen, in denen negative Marktzinsen oder Kontrakte mit negativen Austibungszinsen auftre-
ten, missen die Markt- und Auslibungszinsen um eine angemessene positive Konstante A verschoben werden. P
ist also durch P + A und K durch K + 1 zu ersetzen. Die Konstante A ist pro Wahrung so zu wahlen, dass samtliche
Markt- und Auslibungszinsen in dieser Wahrung streng positiv (d.h. >0) sind (z. B. fir CHF entsprechend dem un-
teren Rand des SNB-Zielbandes). Der gleiche Wert von 2 muss konsistent fiir alle Zinsoptionen in derselben Wah-
rung verwendet werden.

9 Falls verlasslich verfugbar, sollen dem Ausuibungszeitpunkt entsprechende Forward-Preise benutzt werden, ansons-
ten die aktuellen Spot-Preise.

10 Siehe Fussnote 8 fiir negative Austibungspreise.
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F.  Aggregation von Add-ons innerhalb eines Netting-Sets
a) Allgemeine Schritte

Die Regeln fur die Aggregation der SEN pro Derivatkontrakt zu einem aggregierten Add-on pro
Netting-Set sind in Rz 74-104 beschrieben.

Als Basis fiir die Aggregation innerhalb eines Netting-Sets dienen die SEN der Derivatkontrakte
gemass Rz 49-72. Die Aggregation verlauft Uber drei Stufen: (i) vollstandige Verrechnung
sofern zulassig, (ii) partielle Verrechnung sofern zulassig und (iii) ohne Verrechnung.!

Stufe (i): Die vollstdndige Verrechnung geschieht durch Addition der SEN der einzelnen
Derivatkontrakte. Gegenlaufige SEN mit unterschiedlichem Vorzeichen heben sich dabei auf.
Die geméss der ersten Stufe vollstandig verrechneten SEN bilden die Basis fiur die partielle
Verrechnung.

Stufe (ii): Die partielle Verrechnung geschieht anhand vorgegebener Formeln mit
aufsichtsrechtlichen Korrelationsparametern und ist je nach Risikofaktorkategorie verschieden.
Neben dem partiellen Aufrechnen von gegenlaufigen Geschéaften bertcksichtigt dieser Schritt
auch einen Diversifikationseffekt zwischen gleichgerichteten Geschéften. Die Resultate der
partiellen Verrechnung sind positiv oder null und bilden den Add-on auf dieser
Aggregationsstufe.

Stufe (iii): Als letzten Schritt erhalt man den aggregierten Add-on des Netting-Sets, indem man
alle Add-ons aus der partiellen Verrechnung zusammenzahit.

Die Kriterien fir die vollstandige und partielle Verrechnung innerhalb der verschiedenen
Risikofaktorkategorien werden in Rz 84-104 prazisiert. Verrechnung Uber die
Risikofaktorkategorien nach Rz 111 hinweg ist nicht zugelassen, die Add-ons aus den
verschiedenen Risikofaktorkategorien werden also zusammengezahlt.

b) Sonderfalle: Aggregation der Add-ons von Basis- und Volatilitatstransaktionen

[SACCR Anhang 4, 8162-163] Von den Kriterien in Rz 84-104 ausgenommen sind Basis- und
Volatilitatstransaktionen gemass Rz 112-113. Fir diese gelten die nachfolgenden besonderen
Bestimmungen von Rz 80-83.

Basistransaktionen durfen nur untereinander verrechnet werden, wenn sie das gleiche Paar
von verwandten Risikofaktoren (d.h. die gleiche Basis) referenzieren. Fir jede Basis wird
gemass Rz 81 und 82 ein separater Add-on berechnet und zu den Ubrigen Add-ons addiert.

Zins-Basistransaktionen (z.B. Floating/Floating-Zinsswaps), welche die gleiche Basis
referenzieren, werden innerhalb des Laufzeitbandes nach Rz 84 vollstandig und Uber die drei
Laufzeitbander hinweg gemass der Formel in Rz 86 und 87 partiell verrechnet.

11 Die Terminologie der Basler Mindeststandards [SACCR] verwendet den Begriff des Hedging Sets. Darunter versteht
man eine Menge von Derivatkontrakten, unter denen bei der Berechnung des aggregierten Add-ons eine vollstan-
dige oder partielle Verrechnung zulassig ist.
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Basistransaktionen in den Ubrigen Risikofaktorkategorien (ausser Zinsen) werden vollstandig
verrechnet, wenn sie die gleiche Basis referenzieren. Eine partielle Verrechnung findet in
diesem Fall nicht statt. Der Add-on pro Basis ist gleich dem absoluten Betrag des innerhalb
dieser Basis verrechneten SEN.

Volatilitatstransaktionen kénnen, wenn Uberhaupt, nur mit anderen Volatilitdtstransaktionen
vollstandig oder partiell verrechnet werden. Die vollstéandige und partielle Verrechnung von
Volatilitatstransaktionen untereinander folgt den gleichen Regeln wie die Verrechnung von
nicht-Volatilitdtstransaktionen innerhalb der verschiedenen Risikofaktorkategorien (Rz 84—
104). Zum Beispiel werden zuerst Transaktionen, welche die Volatilitdt oder Varianz des
gleichen Aktientitels oder des gleichen Aktien-Index referenzieren, vollstdndig verrechnet.
Anschliessend erfolgt eine partielle Verrechnung aller Aktien-Volatilitdtstransaktionen
untereinander gemass der Formel in Rz 97. Eine Verrechnung zwischen Aktien-
Volatilitatstransaktionen und tbrigen Aktienderivaten ist nicht zulassig.

c) Aggregation der Add-ons von Zinsderivaten [SACCR Anhang 4, §8166-169]

Zinsderivate werden nach Wahrungen und innerhalb jeder Wahrung anhand ihrer Endzeit (E)
gemass Rz 120 in drei Laufzeitbander eingeteilt: (i) E kirzer als 1 Jahr, (ii) E zwischen 1 und
5 Jahren und (iii) E langer als 5 Jahre.

Vollstéandige Verrechnung (Rz 75) ist zulassig fur Zinsderivate, welche die gleiche Wé&hrung
und das gleiche Laufzeitband aufweisen.

Partielle Verrechnung von Zinsderivaten (Rz 76) ist zulassig innerhalb derselben Wéahrung. Fur
jede Wahrung geschieht die partielle Verrechnung zwischen den verrechneten SEN fir die drei
Laufzeitbander (SEN;, SEN, und SEN;) nach der Formel:

1/2

2 2 2
Addeon = SEN2 + SENZ + SEN2 ]

+1.4 % SEN; * SEN, + 1.4 » SEN, % SEN; + 0.6 * SEN, * SEN,

Als optionale Vereinfachung kann auf die partielle Verrechnung geméass Rz 86 und 87
verzichtet werden. In diesem Fall erhalt man den Add-on, indem man die absoluten Betrage
der SEN pro Wahrung und Laufzeitband zusammenzéhlt.

Fur jede Wéhrung wird ein separater Add-on nach der obigen Formel berechnet und diese
werden zusammengezahilt.

d) Aggregation der Add-ons von Wahrungsderivaten [SACCR Anhang 4, 8171]

Die vollstéandige Verrechnung von Wahrungsderivaten (Rz 75) ist innerhalb des gleichen
Wahrungspaares zulassig.

Fur Wahrungsderivate gibt es keine partielle Verrechnung. Der Add-on pro Wahrungspaar ist
gleich dem absoluten Betrag des innerhalb dieses Wahrungspaares verrechneten SEN.

Die Add-ons aller Wahrungspaare werden zusammengezahit.
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e) Aggregation der Add-ons von Kreditderivaten [SACCR Anhang 4, §172-173]
Vollstéandige Verrechnung (Rz 75) ist zulassig innerhalb von Kreditderivaten mit dem gleichen
Referenzschuldner (single name entity) oder innerhalb von Kreditderivaten auf dem gleichen

Index.

Die partielle Verrechnung (Rz 76) umfasst alle Kreditderivate und geschieht nach der Formel:

5 1/2
Add-on = [(Z_pi * SENi) + Z_(l — p?) * SENiZ]

Dabei lauft die Summe Uber alle Referenzschuldner und Indizes ,i“, p; ist der zugehdrige
Korrelationsparameter gemdass Tabelle in Rz 105 und SEN; ist der zu diesem
Referenzschuldner oder Index gehdrige vollstandig verrechnete SEN.

f) Aggregation der Add-ons von Aktienderivaten [SACCR Anhang 4, 8177]

Die vollstdndige Verrechnung von Aktienderivaten nach Rz 75 ist zulassig innerhalb des
gleichen Einzeltitels oder des gleichen Index.

Die partielle Verrechnung umfasst alle Aktienderivate und geschieht nach der Formel:

2
Add-on = [(Z pj * SEN]-) + Z (1- PJZ) * SEN?
j j

Dabei lauft die Summe Uber alle Einzeltitel und Indizes ,j*, p; ist der zugehorige
Korrelationsparameter gemass Tabelle in Rz 105 und SEN; ist der zu diesem Einzeltitel oder

Index gehorige vollstandig verrechnete SEN.

1/2

g) Aggregation der Add-ons von Rohstoffderivaten [SACCR Anhang 4, §178-182]

Rohstoffe werden in vier Gruppen eingeteilt: (i) Energie, (ii) Metalle, (iii) Landwirtschaft und (iv)
Ubrige Rohstoffe.

Innerhalb dieser Gruppen missen Banken, die mit Rohstoffderivaten handeln, eine feinere
Klassifizierung der Rohstofftypen vornehmen, die ihrer Geschaftstatigkeit angemessen ist. Es
ist unmoglich, in diesem Rundschreiben eine erschdpfende Liste von allen mdoglichen
Rohstofftypen anzugeben. Innerhalb der Rohstoffgruppe Energie werden mindestens die
Typen Rohol, Elektrizitat, Erdgas und Kohle unterschieden. Jedes Metall (Gold, Silber, Kupfer
usw.) und jedes Landwirtschaftsprodukt (Mais, Weizen, Soja usw.) bilden einen eigenen Typ
innerhalb der jeweiligen Rohstoffgruppen. Falls dabei aber erhebliche Basisrisiken
unterschatzt wirden, ist eine feinere Einteilung (etwa nach Qualitdt, Herkunft usw.)
vorzunehmen.

Die vollstandige Verrechnung ist zulassig fur Rohstoffe, welche der gleichen Rohstoffgruppe
und dem gleichen Rohstofftyp geméss Rz 99 bzw. 100 angehdren.
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Die partielle Verrechnung von Rohstoffderivaten ist zuldssig innerhalb derselben
Rohstoffgruppe geméass Rz 99. Fir jede Rohstoffgruppe geschieht die partielle Verrechnung
nach der Formel:

) 1/2
Add-on = [(Z Px * SENk> + z (1—p) = SEN]%]
k k

Dabei lauft die Summe Uber alle Rohstofftypen ,k" innerhalb der jeweiligen Rohstoffgruppe, p;
ist der zugehorige Korrelationsparameter gemass Tabelle in Rz 105 und SEN,, ist der zu diesem
Rohstofftyp gehorige vollstandig verrechnete SEN.

Fur jede der vier Rohstoffgruppen geméass Rz 99 wird ein separater Add-on berechnet und
diese werden zusammengezahlt.

G. Aufsichtsrechtliche Parameter fir den SA-CCR [SACCR Anhang 4, §183]

Korrelation Volatllitat
Referenzwert SF12 fur Rz 68
(Pi,Pj,Pk)
(0)
Zinsen 0.50% 50%
Wahrungen 4.00% 15%
AAA-AA 0.38% 50% 100%
A 0.42% 50% 100%
Ref BBB 0.54% 50% 100%
Scehﬁ{g:; BB 1.06% 50% 100%
B 1.60% 50% 100%
Kreditderivate CCC 6.00% 50% 100%
Ohne Rating 1.06% 50% 100%
AAA-BBB
ind (investment
ndex grade) 0.38% 80% 80%
Ubrige 1.06% 80% 80%
Aktien Einzeltitel 32% 50% 120%
Index 20% 80% 75%
Rohstoffe Elektrizitat 40% 40% 150%
Alle anderen 18% 40% 70%

H. Definitionen, Begriffe, Kategorien

Die nachfolgende Liste definiert wichtige Begriffe und Klassifizierungen, welche fiir die
Berechnung des Kreditaquivalents nach dem SA-CCR verwendet werden.

e Netting-Set: Die Berechnung des Kreditaquivalents ist davon abhangig, ob eine Verrech-
nung mit einer Gegenpartei nach Art. 61 ERV stattfindet oder nicht. Derivatkontrakte mit

2 Unter Beachtung von Rz 71 und 72 fiir Basis- und Volatilitatstransaktionen
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derselben Gegenpartei, welche die in Rz 145-155 genannten Voraussetzungen erfillen,
durfen wie in Rz 34—47 und Rz 73-104 beschrieben, miteinander verrechnet werden. Eine
Menge aus in diesem Sinne untereinander verrechenbaren Kontrakten wird als Netting-Set
bezeichnet. Fir jedes Netting-Set wird ein separates Kreditaquivalent berechnet. Wenn
keine Verrechnung stattfindet, dann bildet jeder einzelne Kontrakt ein eigenes Netting-Set.

e Sicherheiten (collateral, C): [SACCR Anhang 4, 8§132+136] Der SA-CCR berlcksichtigt
das Gegenparteikreditrisiko von Sicherheiten, welche die Bank an ihre Gegenpartei gelie-
fert und den risikomindernden Effekt von Sicherheiten, welche die Bank erhalten hat. Der
Parameter C kann positiv oder negativ sein und berechnet sich als Nettowert der gemass
Rz 124-135 und Rz 156-278 anrechenbaren, von der Bank erhaltenen Sicherheiten ab-
zuglich aller durch die Bank gestellten Sicherheiten unter Beriicksichtigung von Ab- oder
Zuschlagen (Haircuts).1® Der Wert von Sicherheiten, welche die Bank erhalten hat, wird
durch die Haircuts vermindert.14 Der Wert von Sicherheiten, welche die Bank an ihre Ge-
genpartei geliefert hat, wird in der gleichen Weise erhéht. Mit Ausnahme von Rz 197 und
Rz 210 werden die gleichen Haircuts verwendet wie im umfassenden Ansatz fir besicherte
Transaktionen geméss Rz 191-277. Im SA-CCR braucht kein Haircut fur Wahrungsinkon-
gruenzen angewendet zu werden. Bei Transaktionen ohne Margenvereinbarung gilt eine
Halteperiode von einem Jahr. Bei Transaktionen mit Margenvereinbarung gilt als Haltepe-
riode die Mindesthaltedauer geméss Rz 116-119.

e Als Derivate mit Margenausgleich gelten Derivatgeschafte, bei denen aufgrund einer Mar-
genvereinbarung (margin agreement) in regelméassigen Zeitabstdnden Margenzahlungen
aufgrund des Netto-Marktwerts der Derivatkontrakte berechnet und ausgetauscht werden.
Die Hohe der Margenzahlungen umfasst vorbehaltlich allfélliger Schwellenwerte
(thresholds, TH) und Mindesttransferbetrage (minimum transfer amounts, MTA) den
vollen Netto-Marktwert der Derivatkontrakte, die in die Margenvereinbarung eingeschlos-
sen sind. Transaktionen mit einseitigen Margenvereinbarungen, bei denen die Bank nur
Sicherheiten liefert aber nicht erhalt, miissen wie Transaktionen ohne Margenausgleich
behandelt werden [SACCR Anhang 4, §138].

e Der Nettowert der marktpreisunabhangigen Sicherheiten (net independent collateral
amount, NICA) [SACCR Anhang 4, §142-143] bezieht sich auf die vertraglich vereinbarten
Sicherheiten, deren Héhe sich nicht in Abhangigkeit der Marktwerte der Derivate verandert.
Der Begriff soll unterschiedliche, in verschiedenen Marktsegmenten gebrauchliche Begriffe
wie initial margin und independent amounts zusammenfassen. Als marktpreisunabhéangige
Sicherheiten gelten (i) die Uber die Nachschussmarge (variation margin) hinausgehenden
Sicherheiten und/oder (ii) der in der Margenvereinbarung vereinbarte unabhéngige Unter-
legungsbetrag (independent amount). NICA ist der Nettobetrag der von der Gegenpartei
zu stellenden abziglich der durch die Bank zu stellenden vertraglich vereinbarten markt-
preisunabhéngigen Sicherheiten, so dass NICA positiv oder negativ sein kann. Durch die
Bank zu stellende Sicherheiten miussen in NICA nicht berticksichtigt werden, wenn sie ge-
genuber der Gegenpartei insolvenzgesichert (bankruptcy remote) sind.

13 Der Parameter C ist nicht beschrankt auf Sicherheiten, die im Rahmen einer Netting- oder Margenvereinbarung aus-
getauscht werden. Hat die Bank Sicherheiten erhalten, die sowohl in Bezug auf Derivate- als auch in Bezug auf
sonstige Kreditrisikopositionen anrechenbar sind, kann im SA-CCR nur derjenige Anteil beriicksichtigt werden, den
die Bank den Derivatepositionen zugewiesen hat. Banken sind frei in der Zuweisung von solchen Sicherheiten auf
Derivate- und Ubrige Positionen.

14 Fir Sicherheiten, welche die Bank erhalten hat, werden die Haircuts auf maximal 100 % beschrankt.
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e [SACCR Anhang 4, §151-153] Jedes Derivatgeschaft muss mindestens einer der folgen- 111
den fiinf Risikofaktorkategorien zugewiesen werden: (i) Zinsen, (i) Wahrungen, (iii) Kre-
ditderivate, (iv) Aktien und (v) Rohstoffe (inkl. Gold). Die Zuweisung basiert auf dem pri-
maren Risikotreiber des Derivatgeschéfts. Sekundare Risikofaktoren missen im SA-CCR
nicht berilicksichtigt werden. Bei Derivatgeschéaften mit einem einzigen Referenzwert wird
der primére Risikotreiber direkt daraus abgeleitet. Bei Derivatgeschéaften mit mehreren Re-
ferenzwerten muss die Bank die Sensitivitaten gegenuber diesen Referenzwerten und die
Volatilitat dieser Referenzwerte beriicksichtigen, um den priméren Risikotreiber zu bestim-
men. Bei komplexen Geschéaften mit mehreren gleichwertigen Risikotreibern kann die
FINMA oder die Prifgesellschaft verlangen, dass diese mehreren Risikofaktorkategorien
zugeordnet werden. In diesem Fall wird fur jede Risikofaktorkategorie ein separater SEN
gemass Rz 49-72 berechnet und in die Berechnung des PFE einbezogen.

e Basistransaktionen (basis transactions) sind Derivate, welche die Differenz aus zwei 112

verwandten Risikofaktoren referenzieren. Als verwandt gelten Risikofaktoren dann, wenn
im Rahmen der Aggregation nach Rz 73-104 eine vollstéandige oder teilweise Verrechnung
zugelassen ist. Typische Beispiele fur Basistransaktionen sind Floating/Floating-Zinss-
waps in einer einzigen Wahrung und Geschéfte, bei denen die Marktpreise von zwei ver-
wandten Rohstoffen ausgetauscht werden (commodity basis trades). Zinsswaps, bei de-
nen variable Zinsen in verschiedenen Wahrungen ausgetauscht werden, sind nicht als Ba-
sistransaktionen, sondern als Wahrungsderivate zu behandeln.

e Volatilitatstransaktionen (volatility transactions) sind Derivate, welche die (historische 113
oder implizite) Volatilitat oder die Varianz eines Risikofaktors referenzieren. Typische Bei-
spiele sind Geschafte basierend auf Volatilitdtsindizes, sowie Volatilitdts- und Varianz-
Swaps.

o Laufzeitparameter [SACCR Anhang 4, §155]: Pro Derivatgeschéft sind die nachfolgenden 114
Zeitspannen relevant.®

o Der Parameter M bedeutet normalerweise die Restlaufzeit des Derivats, wird aber auf 115
mindestens zehn Handelstage gesetzt. Die Restlaufzeit ist die langste Zeitdauer inner-
halb derer vertragliche Zahlungen aus dem Geschéft fallig werden kénnen. Falls ein
Derivatgeschéft so gestaltet ist, dass an bestimmten zukinftigen Daten alle ausste-
henden Forderungen und Verpflichtungen glattgestellt werden und die Kontraktpara-
meter so angepasst werden, dass der Marktwert des Geschéafts null ist, dann wird die
Restlaufzeit auf das nachste dieser Daten gesetzt [SACCR Anhang 4, §158].

e [SACCR Anhang 4, 8164] Die aufsichtsrechtliche Mindesthaltedauer (margin period 116
of risk, MPOR) ist wie folgt vorgegeben:

e Fur bilateral abgewickelte Transaktionen mit taglichem Margenausgleich betréagt 117
die MPOR mindestens zehn Handelstage (vgl. Rz 232).

15 Jllustrative Beispiele fur die Laufzeitparameter M, S wund E finden sich in [SACCR§156]
(http://www.bis.org/publ/bcbs279.pdf).
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e Im Kontext von Uber eine zentrale Gegenpartei abgewickelten Geschéften gilt fir
Positionen der Clearing-Mitgliedsbanken gegentber Kunden eine MPOR von min-
destens funf Handelstagen bei taglichem Margenausgleich (vgl. Rz 551).

e Erfillt eine Transaktion oder ein Netting-Set eines der in Rz 233-239 genannten
Kriterien, so ist die MPOR entsprechend den dortigen Bestimmungen anzusetzen.
Positionen gegeniber qualifizierten zentralen Gegenparteien nach Rz 521-524
sind von der Regel in Rz 233 ausgenommen.

e Im Zusammenhang mit Zins- und Kreditderivaten bezeichnen die Startzeit (S) und Endzeit
(E) die jeweilige Zeitdauer bis zum Beginn und Ende des Zeitabschnitts, auf den sich das
Zins- oder Kreditderivat bezieht. Gewdhnliche Zinsswaps und Credit Default Swaps (CDS)
haben eine Startzeit von null und die Endzeit entspricht der Restlaufzeit.’® S und E werden
ausgedriickt in Jahren.1?

e Im Zusammenhang mit Optionen bezeichnet der Parameter T den spatesten Ausiibungs-
zeitpunkt der Option ausgedriickt in Jahren.

e Unter dem Begriff CDO-Tranche werden samtliche Kreditderivate zusammengefasst, bei
denen sich der Kreditschutz auf eine Verlusttranche eines Pools von Referenzschuldnern
erstreckt (z.B. nt to Default Swaps oder Verbriefungstranchen). Der Ankniipfungspunkt
(attachment point, A) und Ablésungspunkt (detachment point, D) bezeichnen dabei die
jeweiligen Anteile der Verlustverteilung, bei denen der Kreditschutz anfangt und aufhért.
Sie werden ausgedriickt als Zahlen zwischen null und eins. Im Fall von nth to Default Swaps
bei einem Pool von m Referenzschuldnern gilt A = (n — 1)/m und D = n/m.

VI. EPE-Modellmethode (Art. 59 ERV)

Es gelten die im Basler Basistext (Rz 3) enthaltenen und durch die Basel lll-Dokumente (Rz 5
und 7) in Teilbereichen geanderten Ausfihrungen zur EPE-Modellmethode. Dies betrifft
einerseits die Regeln zur Berechnung der Eigenmittelanforderungen andererseits umfasst dies
auch die Saule-2-Anforderungen der Basler Mindeststandards, d.h. [B28777(i)—777 (xiii)].

VII. Risikomindernde Massnahmen (Art. 61 ERV)

A. Allgemeines

[B28114] Wenn ein Emissionsrating bereits die Wirkungen von risikomindernden Massnahmen
bertcksichtigt, durfen diese nicht nochmals fir die Bestimmung der Mindesteigenmittel
berucksichtigt werden.

16 Bei bermudischen Optionen auf Swaps (Bermudan Swaptions), ist S gleich dem friihesten Ausiibungszeitpunkt und
E entspricht der Endzeit des der Option zugrundeliegenden Swaps. Bei tbrigen Derivaten, die den Wert eines Zins-
oder Kreditderivats als Referenzwert haben (e.g. Swaptions oder Bond Optionen), sind S und E die Start- und End-
zeit des zugrundeliegenden Zins- oder Kreditderivats.

17 Beispiel: Fur einen Zinsswap mit einer Restlaufzeit von neun Monaten ist S = 0 und E = 0.75.
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[B28113] Sollte eine Position, bei der risikomindernde Massnahmen bericksichtigt werden,
eine hohere Eigenmittelanforderung erhalten als eine sonst identische Position ohne diese
Massnahmen, so brauchen deren Wirkungen nicht beriicksichtigt zu werden.

[B28§206] In den Fallen, in denen eine Bank mehrere Kreditrisikominderungstechniken fir eine
einzelne Position nutzt, muss sie die Position in einzelne, jeweils durch ein einziges
Kreditrisikominderungsinstrument gedeckte Anteile unterteilen und das Risikogewicht jedes
dieser Anteile separat ermitteln. Wenn sich eine Kreditabsicherung eines einzelnen
Sicherungsgebers aus Teilen mit unterschiedlichen Laufzeiten zusammensetzt, missen diese
auch jeweils in separate Kreditrisikominderungsinstrumente aufgeteilt werden.

[B28122, 124, 125] Die Eigenmittelanforderung kann durch die Verwendung von Sicherheiten
vermindert werden, wenn

e sich eine abnehmende Kreditqualitédt der Gegenpartei nicht wesentlich wertmindernd auf
diese Sicherheit auswirkt; und

e die Bank uber Verfahren zur zeitnahen Verausserung der Sicherheiten verfugt.

[B28127] Eine Eigenmittelanforderung wird an beide an einer besicherten Transaktion
beteiligten Banken gestellt. Beispielsweise unterliegen sowohl Repos als auch Reverse-Repos
Eigenmittelanforderungen. Bei einem Wertpapierleihgeschaft werden ebenfalls fir beide
Seiten explizite Eigenmittelanforderungen gestellt, ebenso wie bei der Hinterlegung von
Sicherheiten in Verbindung mit einer Forderung aus einem Derivat oder einem anderen
Geschaft, sofern die Bank einem Kreditrisiko ausgesetzt ist.

[B2884, 8166, Anhang 4, 82] Als Wertpapierfinanzierungsgeschéfte (securities financing
transactions, SFT) im Sinne dieses Rundschreibens gelten Darlehens-, Repo- und
repodhnliche Geschafte mit Effekten. Als Darlehensgeschafte mit Effekten gelten
Wertpapierkredite mit regelmassigem Margenausgleich (margin lending). Als Repo- und
repodhnliche Geschéfte mit Effekten gelten Wertpapierpensionsgeschafte (repos and reverse
repos) und Wertpapierleihgeschéafte (securities lending and borrowing).

[B28128] Wenn eine Bank als Vermittlerin fur ein Repo- oder repoéhnliches Geschéft zwischen
einem Kunden und einem Dritten tatig wird und dem Kunden eine Garantie abgibt, dass der
Dritte seine Verpflichtungen erfillt, missen die Eigenmittelanforderungen erfullt werden, als
waére die Bank selbst die Hauptverpflichtete.

B. Laufzeitinkongruenzen

[B28§203] Als effektive Restlaufzeit der Forderung muss der Zeitraum angesehen werden, nach
dessen Ablauf die Gegenpartei ihre Verpflichtungen spatestens erfillt haben muss. Fir die
Restlaufzeit der Absicherung muss die kiirzest moégliche Restlaufzeit unter Berticksichtigung
impliziter Optionen und Kiindigungsrechte verwendet werden.

[B28204] Absicherungen bei Laufzeitinkongruenzen werden nur dann anerkannt, wenn die
Ursprungslaufzeit des dieser Absicherung zugrunde liegenden Sicherungsvertrages
mindestens ein Jahr betrdgt. Unabhangig davon werden Absicherungen bei
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Laufzeitinkongruenzen nicht anerkannt, wenn die Restlaufzeit der Absicherung drei Monate
oder weniger betragt.

[B28§205] Die Kreditabsicherung durch Sicherheiten, gesetzliche Verrechnung, Garantien und
Kreditderivate wird wie folgt angepasst:

Pa = P (t-0.25) / (T-0.25)

mit:

Pa = Wert der wegen der Laufzeitinkongruenz adjustierten Kreditabsicherung
P = Wert der durch andere Haircuts adjustierten Kreditabsicherung

T = min (5; Restlaufzeit der Forderung), ausgedrtickt in Jahren

t = min (T; Restlaufzeit der Kreditabsicherung), ausgedriickt in Jahren

VIIIl. Gesetzliche und vertragliche Verrechnung (Art. 61 Abs. 1 Bst. a ERV)

A. Verrechnung von bilanziellen Forderungen und Verbindlichkeiten

[B28188] In den Féllen, in denen eine Bank jederzeit in der Lage ist, die gesetzlich
verrechenbaren bilanziellen Forderungen und Verbindlichkeiten (in Form von Krediten bzw.
Einlagen) mit der Gegenpartei zu bestimmen, die Bank Uber eine wohlfundierte
Rechtsgrundlage in Bezug auf die Durchsetzbarkeit der Verrechnungsvereinbarung in jeder
beteiligten Rechtsordnung verfligt (bei Insolvenz oder Konkurs der Gegenpartei) und sie sowohl
die Anschlussrisiken als auch die betroffenen Positionen auf einer Nettobasis tUberwacht und
steuert, kann sie den Nettosaldo aus diesen Forderungen und Verbindlichkeiten als Basis flr
die Berechnung ihrer Eigenmittelanforderungen in Ubereinstimmung mit der Formel aus Rz 204
verwenden. Aktiva (Kredite) werden wie Forderungen und Verbindlichkeiten (Einlagen) wie
Sicherheiten behandelt. Der Haircut H wird auf null gesetzt, es sei denn, es liegt eine
Wahrungsinkongruenz vor. Bei taglicher Marktbewertung ist eine Halteperiode von zehn
Geschaftstagen anzuwenden, und es gelten alle Anforderungen der Rz 133-135, 208—-210 und
240 und 241.

B. Anerkennung von Verrechnungsvereinbarungen fiir Repo und
repodhnliche Geschafte

[B28174] Die Verrechnung von Positionen im Banken- und Handelsbuch wird nur dann
anerkannt, wenn die verrechneten Transaktionen die folgenden beiden Anforderungen erfillen:

e Der Marktwert aller Transaktionen wird taglich ermittelt, und

e die fir die Transaktionen genutzten Sicherungsinstrumente werden als finanzielle Sicher-
heiten im Bankenbuch anerkannt.

finma

135

136

137

138

139

25/93



[B28173] Die Auswirkungen bilateraler Verrechnungsvereinbarungen, die Repo und repoéahnli-
che Geschéfte betreffen, werden auf Gegenparteiebene anerkannt, wenn die Vereinbarungen
bei einem Ausfall, auch wenn es sich um Insolvenz oder Konkurs handelt, in jeder beteiligten
Rechtsordnung rechtlich durchsetzbar sind. Zuséatzlich missen die Verrechnungsvereinbarun-
gen:

e der nicht ausfallenden Partei das Recht zuerkennen, bei einem Ausfall der Gegenpartei,
einschliesslich deren Insolvenz oder Konkurs, alle unter die Vereinbarung fallenden Ge-
schéfte zeitnah zu beenden oder glattzustellen;

e die Aufrechnung von Gewinnen und Verlusten aus den Transaktionen (einschliesslich des
Wertes von Sicherheiten) erméglichen, die unter dieser Vereinbarung beendet oder glatt-
gestellt werden, sodass die eine Partei der anderen einen einzigen Betrag schuldet;

e die umgehende Verausserung oder Verrechnung der Sicherheiten bei einem Ausfall erlau-
ben; und

e bei einem Ausfall zusammen mit den sich aus Rz 141-143 ergebenden Rechten in jeder
beteiligten Rechtsordnung durchsetzbar sein, auch wenn es sich beim Ausfall um Insolvenz
oder Konkurs handelt.

C. Anerkennung von Verrechnungsvereinbarungen fiur Derivate [SACCR,
Anhang 4, §134]

Die Banken dirfen Kontrakte mit Novationsklausel gegeneinander aufrechnen, wenn séamtliche
Verpflichtungen zwischen einer Bank und ihrer Gegepartei, eine bestimmte Wé&hrung zu einem
bestimmten Valutadatum zu liefern, automatisch mit allen anderen Verpflichtungen in derselben
Wahrung und mit demselben Valutadatum verschmolzen werden, sodass rechtlich gesehen ein
einziger Betrag an die Stelle der vorherigen Bruttoverbindlichkeiten tritt.

Die Banken konnen auch im Rahmen einer sonstigen, nicht unter Rz 145 erfassten
rechtsgiltigen Form der bilateralen Verrechnung Transaktionen gegeneinander aufrechnen,
einschliesslich Close-out Netting und anderer Formen der Novation.

In den beiden obgenannten Fallen muss eine Bank nachweisen, dass

e eine schriftliche bilaterale Verrechnungsvereinbarung mit der Gegenpartei vorhanden ist,
durch die eine einzige rechtliche Verpflichtung entsteht, die alle erfassten Transaktionen
abdeckt, sodass die Bank entweder einen Forderungsanspruch oder eine Zahlungsver-
pflichtung aus dem Saldo der positiven und negativen Marktwerte der eingeschlossenen
Einzeltransaktionen hat, falls die Gegenpartei aus einem der folgenden Grinde ihre Ver-
pflichtungen nicht erfiillen kann: Zahlungsunfahigkeit, Konkurs, Liquidation oder Ahnliches;

e sie Uber schriftliche und wohlbegriindete Rechtsgutachten verfiigt, wonach im Falle eines
Rechtsstreits die zustandigen Gerichte oder Verwaltungsbehdrden entscheiden wirden,
dass die Forderung der Bank ein Nettobetrag ist gemass
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e den Rechtsvorschriften des Gerichtsstands, in dem die Gegenpartei ihren Sitz hat; falls eine
Auslandsniederlassung der Gegenpartei beteiligt ist, dann auch geméass den Rechtsvor-
schriften von deren Standort,

e den Rechtsvorschriften, die fiir die einzelnen Transaktionen gelten,

e den Rechtsvorschriften, die fir Vertrage oder Vereinbarungen gelten, die zur Durchflihrung
der Verrechnung (Netting) erforderlich sind;

e sie Uber Verfahren verfiigt, mit denen sichergestellt wird, dass die rechtlichen Eigenschaf-
ten der Verrechnungsvereinbarungen mit Blick auf mégliche Anderungen der einschlagigen
Gesetze laufend Uberprift werden.

Vertrage mit walkaway-Klauseln sind beim Netting zum Zweck der Eigenmittelunterlegung nicht
zugelassen. Eine walkaway-Klausel ist eine Bestimmung, die es der nicht in Verzug geratenen
Gegenpartei erlaubt, nur beschrankte oder gar keine Zahlungen in die Masse der
zahlungsunféahigen Gegenpartei zu leisten, selbst wenn die zahlungsunfahige Gegenpartei
Nettoglaubiger ist.

Das reine Aufrechnen von Zahlungen (payments netting), mit dem die Betriebskosten beim
taglichen Saldenausgleich gesenkt werden sollen, wird in der Berechnung der
Mindesteigenmittel nicht anerkannt, da die Bruttoverbindlichkeiten der Gegenpartei dadurch
nicht tangiert werden.

IX. Anrechnung von Sicherheiten

A. Qualitative Anforderungen

[B38110] Die Banken mussen sicherstellen, dass sie ausreichende Ressourcen fir die
ordnungsgemésse Handhabung von Margenvereinbarungen mit Gegenparteien fur Derivate
und fur SFT bereitstellen, d.h. in Bezug auf Rechtzeitigkeit und Korrektheit ausgehender
Nachschussforderungen bzw. im Hinblick auf die Reaktionszeit bei eingehenden
Nachschussforderungen. Zudem haben die Banken Vorkehrungen zur Sicherheitenverwaltung
zu treffen, damit sie die folgenden Faktoren kontrollieren und Uberwachen kdnnen:

e das Risiko, dem sie aufgrund von Margenvereinbarungen ausgesetzt sind (z.B. Volatilitat
und Liquiditat der als Sicherheiten eingesetzten Wertpapiere),

¢ Risikokonzentrationen auf bestimmte Arten von Sicherheiten,
e die Weiterverwendung von Bar- und anderen Sicherheiten, einschliesslich potentieller Li-
quiditatsdefizite aus der Weiterverwendung der von Gegenparteien erhaltenen Sicherhei-

ten,

e abgetretene Rechte an Sicherheiten, die bei Gegenparteien hinterlegt wurden.
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B. Maogliche Ansatze

[B28121] Banken kdnnen zwischen einem einfachen Ansatz und einem umfassenden Ansatz
wahlen. Im Bankenbuch dirfen die Banken die beiden Ansatze alternativ, jedoch nicht
gleichzeitig anwenden. Diese Einschrankung gilt nicht fir Lombardkredite sowie Darlehens-,
Repo- und repodhnliche Geschéafte mit Effekten. Im Handelsbuch kommt nur der umfassende
Ansatz in Betracht.

[B28121] Teilweise Besicherung ist in beiden Ansatzen zuldssig. Laufzeitinkongruenzen

zwischen der zugrunde liegenden Forderung und der Sicherheit sind nur im umfassenden
Ansatz erlaubt.

X. Anrechnung von Sicherheiten im einfachen Ansatz (Art. 61 Abs. 1
Bst. d ERV)

A. Anerkannte Sicherheiten

[B28§145] Die folgenden Sicherheiten werden im einfachen Ansatz anerkannt:

e Bareinlagen bei der kreditgebenden Bank, einschliesslich Kassenobligationen oder ver-
gleichbare Instrumente, die von der kreditgebenden Bank emittiert wurden, sowie Treu-
handanlagen bei der kreditgebenden oder bei einer anderen Bank.

e Gold

e Schuldverschreibungen, die von einer anerkannten externen Ratingagentur beurteilt wur-
den, mit einem Rating von

e mindestens Ratingklasse 5, wenn sie von Zentralregierungen und sonstigen o6ffentlich-
rechtlichen Stellen, die von der nationalen Aufsicht wie Zentralregierungen behandelt wer-
den, emittiert wurden;

¢ mindestens Ratingklasse 4, wenn sie von anderen Stellen emittiert wurden (einschliesslich
Banken und Wertpapierfirmen); oder

e mindestens Ratingklasse ST3 fur kurzfristige Schuldverschreibungen.

e Schuldverschreibungen ohne Rating einer anerkannten Ratingagentur, sofern:
e diese von einer Bank emittiert wurden;
e diese an einer anerkannten Borse gehandelt werden;

e diese vorrangig zu bedienen sind; und
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e alle anderen vorrangigen Emissionen derselben Bank mit Rating einer anerkannten
Ratingagentur mindestens der Ratingklasse 4 oder Ratingklasse ST3 fir kurzfristige
Schuldverschreibungen zugeordnet werden.

e Aktieninstrumente (einschliesslich Wandelanleihen), die einem Hauptindex angehdren.
e Effektenfonds und UCITS/OGAW?E, wenn:
e der Anteilspreis taglich veréffentlicht wird; und

o der Effektenfonds und UCITS auf Anlagen in Instrumenten beschrénkt ist, die in diesem
Absatz genannt sind. Die Nutzung derivativer Instrumente durch Effektenfonds und
UCITS/OGAW ausschliesslich zum Absichern von Anlagen, die in dieser Rz und in Rz
193 genannt sind, soll nicht verhindern, dass Anteile an diesen Effektenfonds und
UCITS/OGAW als finanzielle Sicherheiten anerkannt werden.

e Aufgehoben

[B38111] Wiederverbriefungspositionen nach Rz 94.1 FINMA-RS 08/20 ,Marktrisiken Banken*
sind unabhéngig vom Kreditrating nicht als finanzielle Sicherheiten zugelassen. Dieses Verbot
gilt unabhangig vom gewahlten Ansatz fiir das Festlegen der Haircuts.

B. Berechnung

[B28194, 145] Mit Barmitteln unterlegte Credit-Linked Notes, die von der Bank gegen
Forderungen im Bankenbuch emittiert wurden und die Anforderungen fur Kreditderivate erftllen
(Abschnitt XIIl), werden wie durch Barsicherheiten unterlegte Forderungen behandelt.

Werden Bareinlagen, Kassenobligationen oder vergleichbare Instrumente, die von der
kreditgebenden Bank emittiert wurden, als Sicherheiten bei einer dritten Bank gehalten, dann
erhéalt der durch die Sicherheit unterlegte Teil der Forderung das Risikogewicht der dritten Bank
(nach evtl. nétigen Abschlagen fur das Wechselkursrisiko), wenn die Sicherheiten an die
kreditgebende Bank offen abgetreten bzw. verpfandet wurden und dies unbedingt und
unwiderruflich geschah.

Der durch Treuhandanlagen bei einer anderen Bank besicherte Teil der Forderung erhélt das
Risikogewicht der Bank, bei der die Treuhandanlage platziert wurde.

[B28182] Zur Anrechnung von Sicherheiten im einfachen Ansatz missen die Sicherheiten
mindestens fur die Forderungslaufzeit verpfandet oder gleichwertig sichergestellt und ihr
Marktwert mindestens alle sechs Monate ermittelt werden. Von der Ermittlung der Marktwerte
ausgenommen werden kdnnen Bareinlagen, Treuhandanlagen und Kassenobligationen. Die
durch den Marktwert anerkannter Sicherheiten gedeckten Forderungsanteile erhalten das
Risikogewicht des Sicherungsgebers. Das Risikogewicht des besicherten Teils kann,

18 Undertakings for the Collective Investment of Transferable Securities/Organismen fiir gemeinsame Anlagen in Wert-
papieren.
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abgesehen von den in den Rz 185-189 beschriebenen Fallen, nicht unter 20 % absinken. Der
verbleibende Teil der Forderung erhalt das Risikogewicht der entsprechenden Gegenpartei.

[B28183] Repo- und repoahnliche Geschéfte, welche die Kriterien der Rz 260-268 und 271-
276 erfullen, erhalten ein Risikogewicht von 0%. Wenn die Gegenpartei kein wesentlicher
Marktteilnehmer ist, erhalt das Geschaft ein Risikogewicht von 10 %.

[B28184] Derivate mit taglicher Marktbewertung, die durch Barmittel in gleicher Wéhrung
besichert sind, erhalten im Umfang der Besicherung ein Risikogewicht von 0 %. Sofern es sich
bei den Besicherungen um staatliche Wertpapiere oder Wertpapiere von sonstigen staatlichen
Stellen mit einer 0 %-Gewichtung im Standardansatz handelt, erhalten solche ein Risikogewicht
von 10 %.

[B28185] Anstelle der Mindestrisikogewichte nach Rz 184 kann ein Risikogewicht von 0 %
verwendet werden, wenn das Geschéaft und die Sicherheiten auf die gleiche Wahrung lauten
und

e die Sicherheit aus einer Bareinlage besteht; oder

e die Sicherheit aus Wertpapieren einer Zentralregierung oder von 6ffentlich-rechtlichen Kér-
perschaften mit einer 0 %-Risikogewichtung im Standardansatz besteht und der Marktwert
um 20 % vermindert wurde.

Aufgehoben

XI.  Anrechnung von Sicherheiten im umfassenden Ansatz
(Art. 61 Abs. 1 Bst. d ERV)

A. Anerkannte Sicherheiten
[B28146, B38111] Die folgenden Sicherheiten werden im umfassenden Ansatz anerkannt:

e allein Rz 163-178 genannten Instrumente mit Ausschluss der in Rz 180 genannten Instru-
mente.

e Aktien, die nicht einem Hauptindex angehéren, aber an einer anerkannten Borse kotiert
sind.

e Effektenfonds und UCITS, die solche Aktien beinhalten.

e [B28703] Fur im Handelsbuch enthaltene Repo- oder repoéahnliche Geschéafte kénnen, vor-
behaltlich Rz 180, alle dem Handelsbuch zuordnungsféhigen Instrumente als Sicherheiten
angerechnet werden. Bei jenen Instrumenten, die im Bankenbuch nicht als Sicherheiten
anerkannt werden (d.h. Rz 163 ff. nicht erfiillen), ist ein Haircut vorzunehmen, so wie er auf
an anerkannten Borsen notierte, aber nicht in einem Hauptindex enthaltene Papiere anzu-
wenden ist (Rz 209). Sofern jedoch Banken eigene Schatzungen zur Bestimmung der Hair-
cuts oder eine EPE-Modellmethode verwenden, sollten sie diese auch fiir das Handelsbuch
verwenden.
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B. Berechnung

[B28130] Werden Sicherheiten im umfassenden Ansatz angenommen, missen die Banken den
angepassten Wert der Forderung gegeniiber der Gegenpartei ermitteln, um maoglichen
Wertveranderungen der Sicherheit Rechnung zu tragen. Durch die Verwendung von
Sicherheitszu- oder -abschlagen (Haircuts) missen die Banken sowohl den Betrag der
Forderung gegeniiber der Gegenpartei als auch den Wert der von der Gegenpartei erhaltenen
Sicherheiten anpassen, um den mdoglichen kinftigen, durch Marktentwicklungen bedingten
Wertveranderungen beider Seiten Rechnung zu tragen.

[B28§131] Bei Wahrungsinkongruenzen zwischen der Forderung und der Sicherheit muss eine
weitere Verminderung des volatilititsangepassten Betrages der Sicherheit vorgenommen
werden, um mdgliche kiinftige Schwankungen des Wechselkurses zu beriicksichtigen.

[B28132] Wenn der volatilititsangepasste Betrag der Forderung grosser als der
volatilitatsangepasste Betrag der Sicherheit (einschliesslich einer weiteren Anpassung fir das
Wechselkursrisiko) ist, ermitteln die Banken ihre risikogewichteten Positionen aus der Differenz
zwischen diesen beiden volatilitdtsangepassten Betragen, multipliziert mit dem Risikogewicht
der Gegenpartei. Das genaue Grundgerist, um diese Berechnungen durchzufuhren, wird in
den Rz 204-207 dargelegt.

[B28133] Es kodnnen entweder aufsichtsrechtliche (Rz 208-210) oder selbst geschéatzte
Haircuts (Rz 212 ff.) verwendet werden. Die Verwendung selbst geschétzter Haircuts ist nur
erlaubt, wenn die FINMA die Einhaltung bestimmter qualitativer und quantitativer Bedingungen
(Rz 216-230) gepriift und fir erflllt erklart hat.

[B28134] Eine Bank kann unabhéngig davon, ob sie den Standardansatz oder den IRB fur das
Kreditrisiko verwendet, aufsichtsrechtliche Haircuts oder selbst geschéatzte Haircuts nutzen.
Verwendet die Bank selbst geschatzte Haircuts, muss sie solche fiir alle Arten von Instrumenten
nutzen, fur die selbst geschatzte Haircuts geeignet sind. Ausgenommen von dieser Pflicht sind
unwesentliche Portfolien.

[B28135] Die Grosse des einzelnen Haircuts héngt von der Art des Instruments, dem
Transaktionstyp und der Haufigkeit der Marktbewertung und des Nachschusses ab. Zum
Beispiel erhalten Repo- oder repodhnliche Geschéfte mit téglicher Marktbewertung und
Nachschussverpflichtung einen Haircut, der auf einer flinftadgigen Halteperiode basiert. Im
Gegensatz dazu beruhen die Haircuts bei besicherten Kreditgeschaften mit einer taglichen
Marktbewertung der Sicherheiten ohne Nachschussverpflichtung auf einer 20-tgigen
Halteperiode. Zu beachten ist Rz 241.

[B28136] Fur bestimmte Arten von Repo- oder repoahnlichen Geschéaften (im Wesentlichen
Repogeschéfte mit Staatsanleihen, wie in den Rz 260-276 definiert), kann bei der Ermittlung
des Forderungsbetrages nach Kreditrisikominderung ein Haircut von null angewendet werden.

[B28138] Als weitere Alternative zu den aufsichtsrechtlichen Haircuts und den selbst
geschéatzten Haircuts kdnnen Banken Value-at-Risk-Modelle verwenden. Siehe hierzu die
Rz 242 ff.
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[B28147] Werden Sicherheiten verwendet, so wird die Position nach Kreditrisikominderung wie
folgt berechnet:

E* = max{0,[E (1 +Hg)-C(1-Hc-Hm)]}

mit:

E* = Forderungsbetrag nach Kreditrisikominderung

E = gegenwartiger Forderungsbetrag

He = Haircut fur die Forderung

C = gegenwartiger Wert der erhaltenen Sicherheit

Hc = Haircut fur die Sicherheit

Hrx = Haircut fur Wahrungsinkongruenz zwischen Sicherheit und Forderung

[B28148] Der Forderungsbetrag nach Kreditrisikominderung wird mit dem Risikogewicht der
Gegenpartei multipliziert, um den risikogewichteten Wert fur die Forderung unter Verwendung
von Sicherheiten zu erhalten.

[B28149] Die Behandlung von Transaktionen mit Laufzeitinkongruenzen zwischen Forderung
und Sicherheit ist in den Rz 133-135 beschrieben.

[B28150] Wenn sich die Sicherheiten aus einem Korb von Aktiva zusammensetzen, bestimmt
sich der Haircut auf den Korb nach H = X ai - Hi, wobei ai das Gewicht eines Aktivums im Korb
und Hi der auf das Aktivum anwendbare Haircut ist. Das Gewicht a; ist gleich dem prozentualen
wertmassigen Anteil des i-ten Aktivums am ganzen Korb.

C. Verwendung aufsichtsrechtlicher Standard-Haircuts

[B28151, 153] [B38111] Aufsichtsrechtliche Standard-Haircuts (in %) bei einer téaglichen
Marktbewertung der Sicherheiten, taglichen Nachschussverpflichtungen und einer 10-tagigen
Halteperiode:
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finma

Emissionsrating Rest- Zentralregierungen | Andere Verbrie- 209*
laufzeit |und o6ffentlich- Emittenten |fungsposi-
rechtliche Kérper- tionen
schaften, die wie
Zentralregierungen
behandelt werden
kdnnen, sowie
Multilaterale Ent-
wicklungsbanken
gem. Anhang
Ratingklassen 1 oder | <1 Jahr 0.5 1 2
2 bzw. ST1 fur kurz- > 1 Jahr, 2 4 8
fristige Schuldver- <5 Jahre
schreibungen > 5 Jahre 4 8 16
Ratingklassen 3 oder | <1 Jahr 1 2 4
4 bzw. ST2 oder ST3 | > 1 Jahr, 3 6 12
fur kurzfristige Schuld- | <5 Jahre
verschreibungen und | >5 Jahre 6 12 24
ungeratete Bank-
schuldverschreibun-
gen gemass Rz 170
(inkl. Treuhandanla-
gen)
Ratingklasse 5 Alle 15 Nicht aner- | Nicht aner-
kannt kannt
Hauptindexaktien (ein-
schliesslich Wandel- 15
anleihen) und Gold
Andere, an einer aner-
kannten Borse gehan-
delten Aktien (ein- 25
schliesslich Wandel-
anleihen) und ubrige
Sicherheiten
Effektenfonds/UCITS hdchster Haircut, der auf ein Wert-
papier anzuwenden ist, in das der
Fonds investieren darf.
Barsicherheit in der- 0
selben Wahrung?®
[B28152] Bei einer Wahrungsinkongruenz zwischen der Forderung und der Sicherheit in Form 210

von Schuldverschreibungen und Barsicherheiten betragt der aufsichtsrechtliche Standard-
Haircut fir das Wechselkursrisiko 8 % (bei einer taglichen Marktbewertung der Sicherheiten,
taglichen Nachschussverpflichtungen und einer 10-tdgigen Halteperiode).

19 Einschliesslich Kassenobligationen oder vergleichbaren Instrumenten, die von der kreditgebenden Bank emittiert
wurden, sowie Treuhandanlagen bei der kreditgebenden oder bei einer anderen Bank.
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[B28153] Fur Transaktionen, in denen die Bank nicht anerkennungsféahige Instrumente ausleiht,
ist der auf die Forderung anzuwendende Haircut der gleiche wie fir Aktien, die an einer
anerkannten Borse kotiert, aber nicht in einem Hauptindex enthalten sind.

D. Verwendung selbst geschatzter Haircuts

[B28154] Die FINMA kann einer Bank auf Antrag die Bewilligung erteilen, die Haircuts mittels
eigener Schatzungen der Marktpreisvolatilitdt und der Wechselkursvolatilitat zu ermitteln. Die
Zulassung eigener Schatzungen hangt von der Erfullung qualitativer und quantitativer
Mindeststandards ab, die in den Rz 216—230 genannt sind.

[B28154] Sofern Schuldverschreibungen der Ratingklasse 4 bzw. 3 fur Kkurzfristige
Schuldverschreibungen oder besser angehéren, kénnen die Volatilitatsschatzungen fir jede
Kategorie von Wertpapieren angegeben werden. Bei der Abgrenzung der Wertpapierkategorien
mussen die Art des Emittenten, dessen Rating, die Restlaufzeit und die modifizierte Duration
bertcksichtigt werden. Volatilitdtsschatzungen muissen reprasentativ fur die tatsachlich in
dieser Kategorie enthaltenen Wertpapiere sein. Fir die als Sicherheit anerkannten brigen
Schuldverschreibungen oder Aktien sind die Haircuts fir jedes Wertpapier einzeln zu
berechnen.

[B28155] Die Volatilitaten der Sicherheit und der Wahrungsinkongruenz missen einzeln
geschéatzt werden. Die geschatzten Volatilitditen durfen die Korrelationen zwischen
Forderungen ohne Verwendung von Sicherheiten, Sicherheiten und Wechselkursen nicht
bertcksichtigen.

[B28156-160] Werden die Haircuts mittels eigener Schéatzung ermittelt, so mussen die
folgenden quantitativen Anforderungen erfillt sein:

e Bei der Ermittlung des Haircuts ist ein einseitiges 99 %-Konfidenzintervall zu verwenden;

e Die Mindesthaltedauer hangt von der Art der Transaktion und der Haufigkeit der Nach-
schiisse oder der Marktbewertung ab. Die Mindesthaltedauer fur verschiedene Arten von
Transaktionen wird in Rz 232 genannt. Die Banken dirfen die unter Zugrundelegung der
kurzeren Haltedauer berechneten Abschlage heranziehen und sie mit Hilfe der Formel ge-
mass Rz 240 auf die angemessene Halteperiode heraufskalieren;

e Der llliquiditat von Aktiva niedrigerer Qualitdt muss Rechnung getragen werden. In den Fal-
len, in denen eine vorgegebene Halteperiode angesichts der Liquiditat der Sicherheiten zu
kurz bemessen ist, muss die Halteperiode heraufgesetzt werden. Die Banken miissen auch
erkennen, wenn historische Daten die potentielle Volatilitat unterschatzen, wie z.B. im Fall
gestitzter Wechselkurse. In diesen Fallen sind die Daten einem Stresstest zu unterwerfen;

e Die Wabhl der historischen Beobachtungsperiode (Erhebungszeitraum) zur Ermittlung des
Haircuts muss mindestens ein Jahr betragen. Werden die einzelnen Tagesbeobachtungen
mit unterschiedlichen Gewichten beriicksichtigt, so muss der gewichtete durchschnittliche
Beobachtungszeitraum mindestens sechs Monate betragen (d.h. im gewogenen Durch-
schnitt liegen die einzelnen Werte mindestens sechs Monate zuriick); und
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e die Daten mussen mindestens einmal in drei Monaten, falls es die Marktbedingungen er-
fordern, jedoch unverziglich, aktualisiert werden.

[B28162-165] Daruber hinaus mussen die folgenden qualitativen Anforderungen erfillt sein:

e Die geschéatzten Volatilitdten (und die Halteperioden) miissen im taglichen Risikomanage-
mentprozess der Bank verwendet werden;

e Die Banken haben (iber robuste Prozesse zu verfiigen, um die Ubereinstimmung mit den
dokumentierten internen Richtlinien, Kontrollen und Verfahren betreffend das Risikomess-
system sicherzustellen;

e Das Risikomesssystem soll in Verbindung mit internen Kreditlimiten verwendet werden; und

e im bankinternen Revisionsprozess muss regelmassig eine unabhangige Uberpriifung des
Risikomesssystems durchgefiihrt werden. Eine Uberpriifung des gesamten Risikomanage-
mentprozesses muss in regelmassigen Abstanden durchgefihrt werden und mindestens
folgende Punkte umfassen:

o die Einbettung der Risikomessung in das tégliche Risikomanagement;

die Validierung jeder wesentlichen Anderung im Risikomessverfahren;

o die Genauigkeit und Vollstéandigkeit der Positionsdaten;
e die Prifung der Konsistenz, Zeitndhe und Zuverlassigkeit der fiir die internen Modelle
herangezogenen Datenquellen, einschliesslich der Unabhangigkeit solcher Datenquel-

len; und

o die Genauigkeit und Angemessenheit der Volatilititsannahmen.

E. Notwendige Anpassungen der Mindesthaltedauer und Haircuts
a) Anpassungen der Mindesthaltedauer [B28166-167] [B38103]

Fur unterschiedliche Transaktionen sind, abhéngig von der Art und HAaufigkeit der
Neubewertung und Nachschussbestimmungen, andere Mindesthaltedauern anzuwenden:

Transaktionstyp Mindesthaltedauer?®® |Bedingung

Repo- und repoahnliche |5 Geschaftstage tagliche

Geschafte Nachschussverpflichtung
Andere Kapitalmarkttrans- | 10 Geschéftstage tagliche

aktionen, Derivate?! und Nachschussverpflichtung
Lombardkredite

20 Supervisory Floor for Margin Period of Risk.
2L Vorbehaltlich Rz 551.
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Kreditvergaben unter Ver- | 20 Geschéftstage tagliche Neubewertung
wendung von Sicherhei-
ten

Erfullt eine Transaktion oder ein Netting-Set (siehe Rz 107) eines der in Rz 233-239 genannten
Kriterien, so ist eine langere Mindesthaltedauer anzusetzen.

Fur alle Netting-Sets, die zu einem beliebigen Zeitpunkt innerhalb eines Quartals mehr als 5°000
Geschafte umfassten, wird die Mindesthaltedauer fur das nachfolgende Quartal auf
20 Geschéftstage festgesetzt.

Fur Netting-Sets, die entweder mindestens ein Geschaft mit illiquiden Sicherheiten oder ein
Derivat enthalten, das nicht ohne Weiteres ersetzt werden kann, gilt eine Mindesthaltedauer
von 20 Geschéftstagen.

In diesem Zusammenhang sind die Begriffe ,illiquide Sicherheiten“ und ,Derivat, das nicht ohne
Weiteres ersetzt werden kann“ im Kontext angespannter Marktbedingungen auszulegen; sie
sind gekennzeichnet durch ein Fehlen kontinuierlich aktiver Markte, auf denen ein
Marktteilnehmer innerhalb von hdchstens zwei Tagen mehrere Preisquotierungen erhalt, die
den Markt nicht bewegen und nicht einen Abschlag (bei Sicherheiten) bzw. einen Aufschlag
(bei Derivaten) vom bzw. zum Marktpreis enthalten.

Situationen, in denen Geschéafte als illiquide im Sinne dieser Ausfuhrungen gelten, umfassen
beispielsweise Instrumente, in denen keine tégliche Preisfeststellung erfolgt, sowie
Instrumente, fir die spezielle buchhalterische Bewertungsregeln gelten (wie z.B. Derivate oder
Wertpapierpensions- oder ahnliche Geschafte, deren Zeitwert mithilfe von Modellen auf der
Grundlage von nicht im Markt beobachteten Eingangsparametern bestimmt wird).

Dariiber hinaus muss eine Bank erwagen, ob bei Geschéften oder als Sicherheiten gehaltenen
Wertpapieren eine Konzentration auf einen bestimmten Kontrahenten vorliegt und ob die Bank
ihre Geschéfte ersetzen konnte, falls sich dieser Kontrahent plotzlich aus dem Markt
zurlickzieht.

War eine Bank in den letzten zwei Quartalen in einem bestimmten Netting-Set von mehr als
zwei Streitigkeiten Uber die Nachschusshéhe betroffen, die langer andauerten als die
anwendbare Haltedauer (vor Anwendung dieser Vorschrift), muss die Bank diese Historie durch
Einsetzen einer Haltedauer fur die nachsten zwei Quartale beriicksichtigen, die mindestens
dem Doppelten der Mindesthaltedauer gemass Rz 233-237 fur das betroffene Netting-Set
entspricht.

Bei Nachschussverpflichtungen (Re Margining), die nicht taglich, sondern alle N Tage erfolgen,
gilt eine Haltedauer von mindestens der Mindesthaltedauer F geméass Rz 231, 232 und 233—
238 plus N Tage minus eins. D.h.

Haltedauer = F + N -1
b) Anpassungen der Haircuts

[B28168] Wenn die Frequenz der Nachschussverpflichtung oder Neubewertung langer als ein
Tag betragt, ist der Mindest-Haircut in Abh&ngigkeit von der Anzahl der Geschéftstage
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zwischen Nachschussverpflichtung oder Neubewertung mit Hilfe der nachfolgenden Formel zu
skalieren:

H = HwV[(NR + (Tm- 1))/ Tu]

mit:

H = Haircut

Hwm = Haircut fur Mindesthaltedauer

Twm = Mindesthaltedauer fur die jeweilige Art der Transaktion

NR = genaue Anzahl der Geschéftstage zwischen Nachschussverpflichtung fir

Kapitalmarkttransaktionen oder den Neubewertungen fiir Kreditvergaben
unter Verwendung von Sicherheiten

[B28168] Wird die Volatilitat basierend auf einer Haltedauer von Tn Tagen ermittelt, die von der
festgelegten Mindesthaltedauer Tw abweicht, wird Hw mittels folgender Formel errechnet:

Hvw = HnV[Tu/TH]

mit:

TN = von der Bank zur Ableitung von Hn verwendete Haltedauer
Hn = auf der Halteperiode Tn basierender Haircut

F. Verwendung von VaR-Modellen zur Schatzung der Haircuts

[B28178] Als Alternative zur Verwendung von aufsichtsrechtlich vorgegebenen Standard
Haircuts oder eigenen Haircut Schatzungen kann die Verwendung von VaR Modellen zur
Bestimmung des Forderungsbetrages nach Kreditrisikominderung gestattet werden. Dabei sind
die Korrelationseffekte zwischen Wertpapierpositionen zu beriicksichtigen. Diese Mdglichkeit
wird nur bei Repo- und repoahnlichen Geschéften auf einer gegenparteibezogenen Basis
angewendet, die in Aufrechnungsvereinbarungen einbezogen sind.

[B28178] Der VaR Modellansatz steht den Banken zur Verfigung, die Uber ein nach FINMA-
RS 08/20 ,Marktrisiken Banken* anerkanntes Marktrisikomodell verfligen.

Banken, die kein aufsichtsrechtlich anerkanntes Marktrisikomodell verwenden, kdnnen ihre
internen VaR Modelle zur Berechnung potenzieller Preisvolatilitdten bei Repo- und ahnlichen
Geschéaften separat aufsichtsrechtlich anerkennen lassen.

Interne Modelle werden nur dann anerkannt, wenn die Bank die Qualitat ihres Modells durch
Backtesting der Ergebnisse mit den Daten eines Jahres gegentber der FINMA nachweisen
kann.

[B28179] Die quantitativen wund qualitativen Kriterien zur Anerkennung interner
Marktrisikomodelle fir Repo- und ahnliche Geschéfte sind grundsétzlich dieselben, die im

241

242

243

244

245

246

37/93



FINMA-RS 08/20 ,Marktrisiken Banken" festgehalten sind. Beziglich der Halteperiode gilt
allerdings, dass diese mindestens finf Geschéaftstage (und nicht zehn) betrégt. Diese
Mindesthaltedauer soll entsprechend verlangert werden, wenn sie im Hinblick auf die Liquiditat
des betreffenden Instruments unangemessen ware. Erfillt eine Transaktion oder eine
verrechenbare Menge von Transaktionen (Netting-Set, siehe Rz 107) eines der in Rz 233-239
genannten Kriterien, ist eine Haltedauer geméass jenen Absatzen anzusetzen.

[B28181] Fur Banken, die ihre internen Marktrisikomodelle verwenden, wird der
Forderungsbetrag nach Kreditrisikominderung E* wie folgt berechnet:

E* =max {0, [(>E - >C) + (VaR Ergebnis aus dem internen Marktrisikomodell)]}

Bei der Berechnung der Eigenmittelanforderungen verwenden die Banken den VaR Wert vom
vorhergehenden Geschaftstag.

G. Bedingungen flur einen Haircut von Null

Unabhangig davon, welcher Ansatz (einfacher Ansatz, umfassender Ansatz oder VaR
Modellansatz) flir Repo- und repoédhnliche Geschéafte, deren Ruckkaufsvereinbarung in
Schweizer Franken ausgedrickt ist, zum Einsatz gelangt, wird zur Bestimmung der
Mindesteigenmittel fiur das Kreditrisiko nur der ungedeckte Teil (d.h. der positive Netto-
Forderungsbetrag, bestimmt ohne Anwendung von Haircuts) berlcksichtigt, falls die
nachfolgenden Bedingungen erfillt sind:

e Die Gegenpartei ist ein wesentlicher Marktteilnehmer;

e Das Repo-Geschaft wird tUber ein bewahrtes elektronisches System automatisch abgewi-
ckelt, das operationelle Risiken und Erflllungsrisiken eliminiert;

e Die Transaktionen werden durch das System nach dem Prinzip ,Lieferung gegen Zahlung*
abgewickelt;

e Kredite sowie Sicherheiten werden durch das System mindestens zwei Mal taglich sowohl
zu aktuellen Effekten- als auch Devisenkursen bewertet, es wird umgehend die jeweilige
Nettoposition bestimmt, der Margenausgleich wird gleichentags automatisch durchgefihrt;

e Die fur die Vereinbarung massgebliche Dokumentation ist die im Markt fur diese Art von
Repo-Geschéften in den betroffenen Effekten tbliche Dokumentation; sie bestimmt, dass
das Geschétft fristlos kiindbar ist, wenn die Gegenpartei ihrer Verpflichtung zur Einlieferung
von Bar- oder Effektensicherheiten oder Nachschussverpflichtungen nicht nachkommt oder
in anderer Weise ausfallt;

e Bei Ausfall, gleichgiltig, ob die Gegenpartei insolvent wird oder in Konkurs geht, muss die
Bank den uneingeschrankten, rechtlich durchsetzbaren Anspruch zur sofortigen Inbesitz-

nahme und Verwertung der Sicherheiten haben;

e Das fir das Repo-Geschéft verwendete System ist von der FINMA anerkannt;
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o Die fur das Repo-Geschéft verwendeten Effekten sind Effekten, welche die Schweizerische
Nationalbank fir Repo-Geschéfte zulasst.

Als von der FINMA anerkannte Systeme gelten die Repo-Systeme in Schweizer Franken,
welche auf den integrierten Systemen der SIX Repo AG oder der Eurex Zirich AG basieren
und Uber die SIX SIS AG und das Zahlungssystem SIC abgewickelt werden.

[B28170] Fur Repo- und repodhnliche Geschéafte darf Giber die Bestimmungen von Rz 250
hinaus ein Haircut (H) von null verwendet werden, sofern es sich bei der Gegenpartei um einen
wesentlichen Marktteilnehmer handelt und die folgenden Bedingungen eingehalten werden:

e Sowohl die Forderung als auch die Sicherheit sind entweder Bargeld oder ein Wertpapier
einer Zentralregierung oder einer offentlich-rechtlichen Korperschaft, die im Standardan-
satz ein Risikogewicht von 0 % erhalt;

e Der Kredit sowie die Sicherheit lauten auf dieselbe Wahrung;

e Entweder hat die Transaktion eine Laufzeit von héchstens einem Tag (overnight) oder der
Kredit und die Sicherheit werden taglich zu Marktpreisen bewertet und unterliegen taglichen
Nachschussverpflichtungen;

e Bei einem Versaumnis der Gegenpartei, Sicherheiten nachzuliefern, vergehen nicht mehr
als vier Handelstage zwischen der letzten Neubewertung vor der Nichterflllung der Nach-
schussverpflichtung und der Verdusserung der Sicherheit;

e Das Geschaft wird Uber ein Zahlungs- und Effektenabwicklungssystem abgewickelt, das fir
diese Art von Geschéaften allgemein anerkannt ist;

e Bei der fir die Vereinbarung massgeblichen Dokumentation handelt es sich um die im
Markt fur diese Art von Repo- und ahnlichen Geschéfte in den betroffenen Wertpapieren
Ubliche Dokumentation;

e Die fir die Vereinbarung massgebliche Dokumentation bestimmt, dass das Geschéft frist-
los kiindbar ist, wenn die Gegenpartei ihrer Verpflichtung zur Einlieferung von Bar- oder
Wertpapiersicherheiten oder Nachschussverpflichtungen nicht nachkommt oder in anderer
Weise ausfallt; und

e Beim Ausfall — gleichgiiltig, ob die Gegenpartei zahlungsunfahig wird oder in Konkurs geht
—muss die Bank den uneingeschrénkten, rechtlich durchsetzbaren Anspruch zur sofortigen

Inbesitznahme und Verwertung der Sicherheit haben.

[B28170] Diese Ausnahme nach Rz 260 ist nicht zuléssig fir Banken, die einen Modellansatz
nutzen, wie er in den Rz 242 ff. beschrieben ist.

[B28171] Als wesentliche Marktteilnehmer im Sinne von Rz 260 gelten:
e Zentralregierungen, Zentralbanken und o6ffentlich-rechtliche Kérperschaften

e Banken und Effektenhandler
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e Andere im Finanzbereich tatige Unternehmen (einschliesslich Versicherungsunterneh-
men), die ein Risikogewicht von 20 % erhalten kénnen

e Beaufsichtigte Anlagefonds, die Eigenmittelanforderungen oder Verschuldungsbegrenzun-
gen unterliegen

e Beaufsichtigte Pensionskassen
e Anerkannte Betreiber von Zahlungssystemen oder von Effektenabwicklungssystemen
[B28172] Sofern eine Aufsichtsbehérde in einem Drittland eine besondere Ausnahme fir Repo-

und &hnliche Geschéfte mit Staatspapieren anwendet, die in diesem Drittland emittiert wurden,
kénnen dieselben Ausnahmen auch in der Schweiz geltend gemacht werden.

H. Repo- und repodhnliche Geschéfte

[B28176] Fur Banken, die aufsichtsrechtlich vorgegebene Standard-Haircuts oder eigene
Haircut-Schatzungen verwenden, gilt das im Folgenden dargestellte System zur
Berlicksichtigung der Auswirkungen von Aufrechnungsvereinbarungen:

E* = max{0,[( E-YC)+> (Es Hs)+ (Erx) " (Hex)]}

mit:

E* = Forderungsbetrag nach Kreditrisikominderung

E = gegenwartiger Forderungsbetrag

C = gegenwartiger Wert der erhaltenen Sicherheit

Es = absoluter Wert der Nettoposition in einem Wertpapier

Hs = Haircut fur dieses Wertpapier

Erx = absoluter Wert der Nettoposition in einer von der vereinbarten Wahrung
abweichenden Wahrung

Hex = Haircut fur diese Wéahrungsinkongruenz

XIl. Garantien und Kreditderivate (Art. 61 Abs. 1 Bst. b und ¢ ERV)

A. Mindestanforderungen

Die mit Garantien und Kreditderivaten verbundenen Risiken muss die Bank erkennen und
verstehen. Die Systeme fiir die Messung, Bewirtschaftung und Uberwachung von Risiken
missen Garantien und Kreditderivate angemessen erfassen.
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Rz 281-332 beziehen sich auf Banken, die zur Bestimmung ihrer Mindesteigenmittel fur
Kreditrisiken den internationalen Standardansatz (SA-BlIZ) verwenden. Fur IRB-Banken
gelangen die Basler Mindeststandards unter den Einschrankungen von Rz 371 direkt zur
Anwendung.

B. Anerkennung der Absicherungswirkung

Mittels Garantien und Kreditderivaten kann eine Bank als Sicherungsnehmer ihr Kreditrisiko
gegeniber einer oder mehreren Gegenparteien reduzieren. Damit jedoch die
Absicherungswirkung einer Garantie oder eines Kreditderivats bei der Bestimmung der
Mindesteigenmittel mit dem Substitutionsansatz (Rz 311) anerkannt werden kann, missen die
Kreditrisiken effektiv auf den Sicherungsgeber Ubertragen und die nachfolgenden
Mindestanforderungen erfillt sein. Die Absicherungswirkung wird in jedem Fall héchstens im
Umfang des maximalen Auszahlungsbetrags anerkannt.

[B28189] Ein Vertrag Uber eine Garantie oder ein Kreditderivat, muss:
e eine unmittelbare Forderung an den Sicherungsgeber darstellen;

e ausdriicklich an bestimmte Forderungen gebunden sein, so dass der Umfang der Absiche-
rung klar definiert und unstrittig ist;

e unwiderruflich sein: Der Vertrag darf dem Sicherungsgeber nicht gestatten, die Kreditabsi-
cherung einseitig zu kiindigen, die Kosten der Absicherung zu erhéhen oder die vereinbarte
Laufzeit der Absicherung zu verkiirzen, es sei denn, der Sicherungsnehmer kommt seinen
Zahlungsverpflichtungen aus dem Vertrag oder anderen grundlegenden vertraglichen Ver-
pflichtungen nicht nach;

e unbedingt sein: Der Vertrag darf keine Bestimmung enthalten, die dem Sicherungsgeber
erlauben kdnnte, seinen Verpflichtungen nicht umgehend nachzukommen;

e inallen relevanten Rechtsordnungen fiir alle Beteiligten bindend und rechtlich durchsetzbar
sein;

e schriftlich sein.

[B28195][B3, Text zwischen §120 und 8121] Die Absicherungswirkung kann nur anerkannt
werden, wenn der Sicherungsgeber?? einer der folgenden Kategorien von Emittenten angehort;

e Zentralregierungen und Zentralbanken geméass Anhang 2 Ziff. 1 ERV (SA-BIZ), mit einem
Risikogewicht kleiner oder gleich jenem des Referenzschuldners;

e BIZ, IWF und multilaterale Entwicklungsbanken (siehe Anhang), mit einem Risikogewicht
kleiner oder gleich jenem des Referenzschuldners;

22 Da im Falle von Credit Linked Notes (CLN) der Sicherungsgeber seinen maximalen Verpflichtungen bereits nach-
gekommen ist, gelten die in dieser Randziffer genannten Einschrankungen nicht fir CLN.
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o Offentlich-rechtliche Korperschaften sowie Banken und Effektenhandler geméss Anhang 2
ERV (SA-BIZ), mit einem Risikogewicht kleiner oder gleich jenem des Referenzschuldners;

e Sonstige juristische Personen mit externem Rating, ausser die Absicherung erfolgt in Bezug
auf eine Verbriefungsposition. Zu diesen juristischen Personen zahlen auch Muttergesell-
schaften, Tochtergesellschaften und Konzerngesellschaften mit einem Risikogewicht klei-
ner oder gleich jenem des Referenzschuldners.

e Falls die Absicherung in Bezug auf eine Verbriefungsposition erfolgt: sonstige juristische
Personen, die ein Rating der Ratingklasse ,4 oder besser” besitzen und die zum Zeitpunkt
der Kreditschutzabgabe ein Rating der Ratingklasse ,,3 oder besser” besassen. Der Siche-
rungsgeber, der diese Bedingungen erfillt, darf auch eine Muttergesellschaft, Tochterge-
sellschaft oder Schwestergesellschaft des Referenzschuldners sein, wenn das Risikoge-
wicht kleiner oder gleich jenem des Referenzschuldners ist. Banken, die auf eine direkte
Forderung an den Sicherungsgeber den IRB-Ansatz anwenden durfen, kénnen anstelle von
externen Ratings auch interne PD-Schéatzungen verwenden, um die Anerkennungsfahigkeit
des Sicherungsgebers geméass dem ersten Satz dieser Randziffer zu bewerten.

C. Zusatzliche Mindestanforderungen an Garantien

[B28190] Der Garantiegeber haftet fur alle vom Referenzschuldner zu erbringenden Zahlungen,
die sich aus der zugrunde liegenden Referenzforderung ergeben. Wenn der Garantiegeber nur
fur die Kapitalriickzahlung der zugrunde liegenden Referenzforderung haftet, miissen Zinsen
und alle weiteren durch die Garantie nicht abgedeckten Zahlungsverpflichtungen in
Ubereinstimmung mit Rz 322 als unbesichert behandelt werden.

[B28190] Bei Insolvenz oder einem Zahlungsverzug des Referenzschuldners ist der
Sicherungsnehmer berechtigt, umgehend und direkt vom Sicherungsgeber die nach dem
Kreditvertrag ausstehenden Betrage einzufordern.

D. Biurgschaften und Exportrisikogarantie des Bundes

Sofern Burgschaften die Bedingungen nach Rz 283-296 erfillen, werden diese analog zu
Garantien im Rahmen der Bestimmung der Mindesteigenmittel als Absicherungsinstrumente
anerkannt. Grundsatzlich ist davon auszugehen, dass nur Solidarblrgschaften diese
Anforderungen erfiillen kénnen. Die Absicherungswirkung von Blrgschaften des Bundes,
welche unter dem Wohnbau- und Eigentumsférderungsgesetz des Bundes abgegeben wurden
(WEG), wird anerkannt, auch wenn die entsprechenden Voraussetzungen an Garantien nicht
vollumfénglich erfullt sind.

Ebenso wird die Absicherungswirkung einer Exportrisikogarantie des Bundes (Schweiz)

anerkannt, obwohl die entsprechenden Voraussetzungen an Garantien nicht vollumfanglich
erfillt sind.

E. Zusatzliche Mindestanforderungen an Kreditderivate

[B28191] Die abzusichernde Forderung muss sowohl den zum Zweck der Bestimmung von
Kreditereignissen als auch den zum Zweck der Abwicklung vertraglich spezifizierten
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Forderungen angehéren. Erfillt die abzusichernde Forderung diese Bedingung nicht, sind
entweder Rz 307-310 oder Rz 327 anzuwenden. Bei einem Total Return Swap haben die
Referenzforderung und die abzusichernde Forderung identisch zu sein.

Zu den vertraglich spezifizierten Kreditereignissen, welche die Falligkeit des Kreditderivats
auslésen, missen mindestens die folgenden gehdren:

e Verzug bei den vertraglich festgelegten falligen Zahlungen, die sich aus den zum Zweck
der Bestimmung von Kreditereignissen spezifizierten Forderungen ergeben (hdchstens mit
einer Toleranzfrist, die mit derjenigen der im Vertrag spezifizierten Forderungen vergleich-
bar ist);

e Insolvenz (z.B. Konkurs, Uberschuldung, Zahlungsunfihigkeit) des Referenzschuldners,
sein schriftlich dokumentiertes Eingestandnis, im Allgemeinen nicht mehr zur Begleichung
fallig werdender Zahlungen in der Lage zu sein, oder &hnliche Ereignisse;

e Restrukturierung der im Vertrag zum Zwecke der Bestimmung von Kreditereignissen spe-
zifizierten Forderungen durch Erlass oder Zahlungsaufschub von Kapital, Zinsen oder Ge-
bihren, die eine Forderungsminderung oder einen Forderungsverlust zur Folge hat. Falls
Restrukturierung kein vertraglich spezifiziertes Kreditereignis darstellt, findet Rz 321 oder
Rz 327 Anwendung.

[B28191] Die Zustandigkeit, zu bestimmen, ob ein Kreditereignis vorliegt, muss eindeutig
einem oder mehreren Beteiligten zugewiesen sein. Diese Zusténdigkeit darf nicht allein dem
Sicherungsgeber obliegen. Der Sicherungsnehmer muss das Recht haben, dem
Sicherungsgeber das Vorliegen eines Kreditereignisses anzuzeigen.

[B28191] Kreditderivate, die einen Barausgleich (Cash Settlement) vorsehen, kdnnen fir
Eigenmittelzwecke nur dann anerkannt werden, wenn ein robustes Bewertungsverfahren fir
die Referenzforderung besteht. Das Bewertungsverfahren muss eine zuverlassige Schatzung
des Verlusts erlauben. Es muss einen klar definierten Zeitraum nach dem Eintreten eines
Kreditereignisses geben, innerhalb dessen die Bewertung stattfinden muss.

[B28191] Ist kein Barausgleich vorgesehen, muss der Sicherungsnehmer berechtigt sein, bei
Vorliegen eines Kreditereignisses alle zum Zweck der Abwicklung spezifizierten Forderungen
an den Sicherungsgeber zu Gbertragen. Die Bedingungen der Forderungen missen vorsehen,
dass eine gegebenenfalls nétige Zustimmung zu einer derartigen Zession nicht ohne
stichhaltige Griinde versagt werden darf.

[B28191] Ist die abzusichernde Forderung vertraglich nicht zum Zweck der Bestimmung von
Kreditereignissen respektive zum Zwecke der Abwicklung spezifiziert (Asset Mismatch),
missen zumindest die folgenden Bedingungen erflillt sein:

e Der Emittent der abzusichernden Forderung und die Referenzentitdt des Kreditderivats
mussen identische rechtliche Einheiten sein.

e Die zum Zweck der Bestimmung von Kreditereignissen respektive zum Zweck der Abwick-
lung spezifizierten Forderungen haben gegeniber der abzusichernden Forderung gleich-
oder nachrangig zu sein.
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e Eine rechtlich wirksame wechselseitige Ausfallklausel (Cross Default Clause) oder Vorfal-
ligkeitsklausel (Cross Acceleration Clause) muss eine effektive Ubertragung der Kreditrisi-
ken auf den Sicherungsgeber sicherstellen.

F. Berechnung

[B28196] Erfillt eine Garantie die Anforderungen der Rz 283 ff., kann auf den Teil der
abzusichernden Forderung, fur den eine Absicherung besteht, das Risikogewicht des
Garantiegebers angewendet werden.

[B28197] Materialitatsgrenzen fur Betrage, unterhalb derer im Falle eines Verlustes keine
Zahlungen geleistet werden, stellen zurlickbehaltene First Loss Positionen dar und muissen
von der Bank, welche die Kreditabsicherung erwirbt, mit 1250 % gewichtet werden.

[B28199] Wenn die Bank einen Teil des Risikos einer Forderung in einer oder mehreren
Tranchen an einen oder mehrere Sicherungsgeber Ubertragt, und einen Teil des Risikos selbst
behalt und das Ubertragene und das selbst getragene Risiko nicht gleichrangig sind, kann die
Bank entweder fir die vorrangigen Tranchen (z.B. Second Loss-Tranche) oder die nachrangige
Tranche (z.B. First Loss-Tranche) eine Absicherung anerkennen. Diesfalls kommen die
Bestimmungen von Abschnitt XIV (Verbriefungstransaktionen) zur Anwendung.

[B28193-194] Halt eine Bank die Absicherung in Form eines Kreditderivats, das alle
Anforderungen der Rz 282-310 zur vollen Anerkennung der Absicherungswirkung erfillt, kann
fir die abzusichernde Forderung bei den folgenden Kreditderivaten unter Einhaltung der
nachstehend aufgefiihrten Voraussetzungen auf das Risikogewicht des Sicherungsgebers
abgestellt werden:

e Credit Default Swap (CDS): ohne weitere Voraussetzungen.

e Total Return Swap (TRS): Voraussetzung dazu ist, dass die Bank nicht Zahlungen des
Sicherungsgebers aus dem entsprechenden Kontrakt als Ertrage verbucht, ohne die ent-
sprechenden Bewertungsanpassungen (entweder durch eine Reduktion des Fair Value o-
der durch eine Erhdéhung der Wertberichtigungen) der abzusichernden Forderung vorzu-
nehmen.

o [B28207] First to Default Swap (FDS): fur die risikogewichtet kleinste im Basket enthaltene
Forderung, maximal jedoch bis zur H6he des Absicherungsbetrags. Sind mehrere im Bas-
ket enthaltenen Forderungen risikogewichtet am kleinsten, kann die Bank frei wahlen, auf
welche dieser Forderungen sie die Substitution anwendet.

e [B28209] Second to Default Swap: Das Abstellen auf das Risikogewicht des Sicherungs-
gebers fur die risikogewichtet zweitkleinste im Basket enthaltene Forderung ist nur zulds-
sig, falls der entsprechende Basket entweder bereits liber einen First to Default Swap (mit
mindestens gleich hohem Absicherungsbetrag) abgesichert wurde, oder wenn eine der im
Basket enthaltenen Forderungen bereits ausgefallen ist und der Second to Default Swap
damit zu einem First to Default Swap mutiert ist.

e Analog zu Second to Default Swaps ist fiir n!" to Default Swaps vorzugehen.
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e Credit Linked Note (CLN): Da der Sicherungsgeber bereits seinen maximalen Verpflich-
tungen nachgekommen ist, wird ein Risikogewicht von 0 % angewendet.

[B28192] Falls eine Restrukturierung nach Rz 303 kein vertraglich spezifiziertes Kreditereignis
darstellt, ist — vorbehaltlich der Erfiillung aller anderen relevanten Anforderungen der Rz 282—
310 - die Anrechnung einer eingeschrankten Absicherungswirkung erlaubt: Die
Absicherungswirkung des Kreditderivats kann im Verhaltnis zur Absicherungswirkung eines
Kreditderivats, das Restrukturierung einschliesst und sonst gleich ist, zu 60 % anerkannt
werden. Dies bedeutet, dass der Substitutionsansatz auf hdchstens 60 % des gesamten
Forderungsbetrags der abzusichernden Forderung angewendet werden darf, und der Gbrige
Teil des Forderungsbetrags der abzusichernden Forderung als unbesichert behandelt werden
muss.

[B28198] Ist der durch eine Garantie oder ein Kreditderivat abgesicherte Betrag kleiner als der
gesamte Forderungsbetrag der abzusichernden Forderung und sind der abgesicherte und der
unbesicherte Teil der Forderung gleichrangig, d.h. wenn die Bank und der Sicherungsgeber
die Verluste anteilig tragen, wird anteilig eine Verminderung der Mindesteigenmittel gewahrt:
Auf den abgesicherten Teil wird der Substitutionsansatz angewendet und der tbrige Teil wird
als unbesichert behandelt.

[B28200] Wenn die Garantie oder das Kreditderivat auf eine andere Wahrung lautet als die
abzusichernde Forderung (Currency Mismatch), ist die bei Wahrungsiibereinstimmung
regulatorisch anerkannte Absicherungswirkung um eine Sicherheitsmarge zu reduzieren, die
durch einen Haircut bestimmt wird, d.h.

Ga = G- (1-Hrx)

mit

Ga = regulatorisch anerkannter abgesicherter Betrag

G = regulatorisch anerkannter abgesicherter Betrag bei Wahrungsgleichheit
Hex = Haircut fur das relevante Wahrungspaar.

Der anzuwendende Haircut beruht auf einer Haltedauer von zehn Geschéftstagen unter der
Annahme einer taglichen Marktbewertung der Absicherung. Fir Banken, die
aufsichtsrechtliche Haircuts verwenden, betréagt der Wert des Haircut Hrx 8 %. Nimmt die Bank
keine tagliche Marktbewertung der Absicherung vor, muss der Haircut, wie in Rz 240
angegeben, durch entsprechende Erhéhung von Nr skaliert werden.

[B28205] Bei Inkongruenzen zwischen den Restlaufzeiten einer Garantie oder eines
Kreditderivats und der abzusichernden Forderung (Maturity Mismatch) sind die Bestimmungen
der Rz 134 und 135 anzuwenden.

Wird die Absicherung einer Position, die nicht dem Handelsbuch zugeordnet wird, mittels eines
Kreditderivats mit der eigenen Handelsabteilung durchgefiihrt, so kann die
Absicherungstransaktion nur dann anerkannt werden, wenn die Handelsabteilung diesen
internen Risikotransfer mit einer exakt gegenlaufigen Transaktion an eine externe Drittpartei
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weitergegeben hat (vgl. Rz 25 FINMA-RS 08/20 ,Marktrisiken Banken®). Dabei gelangt fur die
abgesicherte Forderung das Risikogewicht der externen Drittpartei zur Anwendung.

Auf das Leben des Kreditnehmers oder der ihm nahestehenden Verwandten (Eltern,
Geschwister, Ehepartner und Kinder) lautende ungebundene Lebensversicherungen mit
garantiertem Ruckkaufswert kénnen im Umfang des Rickkaufswerts nach den fur Garantien
geltenden Bestimmungen (vgl. Kapitel XII, Abschnitt F) behandelt werden, wenn:

e sie von einem Versicherungsunternehmen stammen, das von einer anerkannten externen
Ratingagentur mit einem Rating aus der Ratingklasse 1, 2 oder 3 beurteilt wurde; und

e die Bedingungen an Garantien nach Rz 279, 283-288 sowie Rz 295-296 erfllt sind.

Garantien und Kreditderivate, deren Absicherungswirkung nicht geltend gemacht werden kann,
sind in Bezug auf die Referenzforderung unberiicksichtigt zu lassen.

G. Mindesteigenmittel fir die Bank als Sicherungsgeber

Das Kreditaquivalent einer Garantie entspricht nach Art. 54 Abs. 1 ERV dem garantierten
Forderungsbetrag. Nach Art. 53 ERV ist das Risikogewicht des Referenzschuldners auf das
Kreditaquivalent anzuwenden.

Engagiert sich die Bank Uber einen CDS oder TRS als Sicherungsgeber, sind die
resultierenden Absicherungsverpflichtungen fir die Bestimmung der erforderlichen Eigenmittel
jeweils wie eine direkte Forderung gegeniiber dem Referenzschuldner zu behandeln.

Engagiert sich die Bank Uber einen FDS ohne Basket Rating einer durch die FINMA
anerkannten Ratingagentur als Sicherungsgeber, sind die Risikogewichte der einzelnen im
Basket vertretenen Forderungen mit den fir ihr jeweiliges Kreditereignis vorgesehenen
maximalen Auszahlungsbetrdgen zu multiplizieren. Die Mindesteigenmittel fur den FDS
ergeben sich als 8 % der Summe der risikogewichteten maximalen Auszahlungsbetrage. Sie
sind jedoch durch den maximal mdglichen Auszahlungsbetrag des FDS begrenzt.

[B28210] Engagiert sich die Bank tber einen Second to Default Swap als Sicherungsgeber, so
gelangt grundsatzlich Rz 330 zur Anwendung. Im Unterschied zu First to Default Swaps darf
bei Fehlen eines Basket Ratings jedoch bis zum Ausfall der ersten im Basket enthaltenen
Position der risikogewichtet kleinste Auszahlungsbetrag bei der Summierung unbericksichtigt
bleiben. Analog ist fur nt to Default Swaps zu verfahren. So dirfen beispielsweise bei der
Summierung fir einen Fifth to Default Swap die vier risikogewichtet kleinsten
Auszahlungsbetrage unberticksichtigt bleiben. Bei Ausfall einer der im Basket enthaltenen
Positionen, vermindert sich n um jeweils eins.

Die Riickzahlung einer CLN hangt sowohl von der Bonitat des Referenzschuldners als auch
von der Bonitat des Emittenten der CLN ab. Fiur die Bestimmung der Mindesteigenmittel wird
das hohere der beiden diesen Schuldnern zuzuordnenden Risikogewichte verwendet.
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XIIl. Anteile an verwalteten kollektiven Vermogen (Art. 66 Abs. 3b's ERV)

Die Bestimmungen in diesem Abschnitt Xl gelten fr Anteile an verwalteten kollektiven
Vermdgen (VKV-Anteile), die im Bankenbuch gehalten werden. Hierunter fallen alle Anteile an
verwalteten kollektiven Vermdgen, unabhdngig vom Domizil und von der Rechtsform,
insbesondere auch alle Investmentgesellschaften ohne die Einschrankung nach Art. 2 Abs. 3
KAG sowie interne Sondervermdégen nach Art. 4 KAG. Ausgenommen sind einzig die unter Art.
2 Abs. 2 Bst. a his e und Bst. g KAG aufgefiihrten Tatbestande. Stiftungen, die nach
auslandischem Recht errichtet wurden und die Verwaltung von kollektiven Vermdégen
bezwecken, sind von den Bestimmungen dieses Abschnitts nicht ausgenommen.

[FUNDSS88O0 (i)]. VKV-Anteile, die im Bankenbuch gehalten werden, missen nach einem oder
mehreren? der folgenden drei Ansatze behandelt werden: dem "Look-Through-Ansatz" (LTA),
dem "mandatsbasierten Ansatz" (MBA) oder dem "Fallback-Ansatz" (FBA). Die Ansatze
unterscheiden sich in ihrer Risikosensitivitat und Konservativitat.

Banken in den Aufsichtskategorien 4 und 5 steht als Alternative zum FBA der vereinfachte
Ansatz (VA) zur Verfiigung. Dieser steht ebenfalls Banken in der Aufsichtskategorie 3 zur
Verfigung, wenn diese VKV-Anteile in unbedeutendem Umfang halten. Dies ist der Fall, wenn
der Buchwert der VKV-Anteile weniger als 1 % des ohne Berilicksichtigung der VKV-Anteile
berechneten Totals aller Gbrigen risikogewichteten Positionen betragen.

Die folgenden Rz 338-358 beschreiben diese Anséatze bei Anwendung des Standardansatzes
(SA-BIZ) fur Kreditrisiken. Fur den IRB-Ansatz gelten die Basler Mindeststandards?24, mit den
Prazisierungen unter Abschnitt XV.

(Kaskade) Der FBA darf immer verwendet werden. Wird der FBA (oder VA) nicht angewendet,
so muss der LTA benutzt werden, wenn die Bedingungen unter Rz 338-341 erfillt sind. Sonst
kann der MBA verwendet werden, sofern der Fondsvertrag oder nationale Regulierung
geniigend Information liefern, um eine konservative Schatzung der RWA aller Positionen der
VKV zu erstellen.

A. Look-Through-Ansatz (LTA)

[FUNDSS880 (ii)] Im LTA mussen die den VKV-Anteilen zugrunde liegenden Positionen
risikogewichtet werden, wie wenn sie direkt von der Bank gehalten wirden. Dies ist der
granularste Ansatz mit der héchsten Risikosensitivitat. Er muss? (vorbehaltlich Rz 337)
angewendet werden, wenn:

e die Bank ausreichende und regelméssige Information in Bezug auf die zugrunde liegenden
Positionen des Fonds bezieht und

3 Siehe Rz 355
2 vgl. Rz 3 sowie 371
% Sind die Bedingungen von Art. 17 ERV erfiillt, so darf als Vereinfachung der MBA statt der LTA angewandt werden.
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e die Information von einem unabhangigen Dritten Giberprift wird.

[FUNDSS88O0 (iii)] Um Rz 339 zu erfiillen, muss die Frequenz der Finanzberichte der VKV gleich
haufig oder haufiger sein als die Finanzberichterstattung der Bank und die Ausfiihrlichkeit der
Finanzinformationen hat auszureichen, um die entsprechenden Risikogewichte zu
berechnen.?¢ Um Rz 340 zu erfilllen, missen die zugrunde liegenden Positionen durch eine
unabhéngige Drittpartei oder durch die Hinterlegungsstelle (Verwahrer) oder die Depotbank
oder — wo zutreffend —durch die Fondsleitung(gesellschaft) mindestens alle zwei Jahre
Uberpruft werden.

[FUNDS880(iv)] Unter dem LTA muss die Bank alle den VKV-Anteilen zugrunde liegenden
Positionen risikogewichten, wie wenn diese Positionen direkt von der Bank gehalten wirden.
Dazu gehdren insbesondere auch alle Positionen in vom VKV gehaltenen Derivaten und die
damit verbundenen Gegenparteikreditrisiko-Positionen.

Statt die CVA-Eigenmittelanforderung fiur die Derivate des VKV gemdass Rz 487-518 zu
bestimmen, missen die Banken das Kreditaquivalent fir das Gegenparteikreditrisiko mit einem
Faktor 1.5 multiplizieren, bevor das Risikogewicht der Gegenpartei angewandt wird?’.

[FUNDSE80 (v)] Banken kénnen zur Bestimmung der Risikogewichtung ihrer VKV-Anteile (d.h.
der Risikogewichte der den VKV-Anteilen zugrunde liegenden Positionen) Berechnungen einer
Drittpartei verwenden, wenn sie nicht Uber ausreichende Daten oder Informationen verfigen,
um die Berechnungen selbst durchzufihren. In solchen Féllen sollen die verwendeten
Risikogewichte 1.2-mal hoher sein, wie wenn die Positionen direkt von der Bank gehalten
wirden?8,

B. Mandatsbasierter Ansatz (MBA)

[FUNDSS80 (vi)] Der MBA, ist eine Methode zur Berechnung der Risikogewichtung, die zu
verwenden ist, wenn die Voraussetzungen fur die Verwendung des LTA nicht erflllt sind.

[FUNDSS80 (vii)] Unter dem MBA koénnen Banken die im VKV-Vertrag (,Mandat“) oder in der
nationalen Regulierung fiir solche VKV? enthaltenen Informationen verwenden. Um
sicherzustellen, dass alle zugrunde liegenden Risiken beriicksichtigt werden (einschliesslich
des Gegenparteikreditrisikos) und dass die Risikogewichtung unter dem MBA nicht geringer ist

% Es ist weder eine Rechnungspriifung noch eine aufsichtsrechtliche Priifung der Berichte des VKV erforderlich. Es

ist der letzte verfugbare Bericht des VKV im Zeitpunkt der Eigenmittelberechnung zu verwenden. Halt die Bank selbst
(und berechnet die risikogewichteten Positionen der) VKV-Anteile, bei denen sie als Depotbank fungiert oder die
durch eine gruppenzugehérige Fondsleitungsgesellschaft ausgegeben wurden, so liegen die notwendigen Informa-
tionen vor und der LTA muss unabhéngig von der Frequenz der Berichte des VKV angewandt werden.

27 Eine Bank muss den Faktor 1.5 bei Positionen nicht anwenden, fir welche die CVA-Eigenmittelanforderung nicht
gilt. Dies betrifft insbesondere (i) Positionen gegeniliber zentralen Gegenparteien und (ii) SFT (Securities Financing
Transactions), ausser in den Fallen, in denen die FINMA gemass Rz 491 deren Einschluss in die CVA-
Eigenmittelanforderung explizit verlangt.

28 Zum Beispiel wirde eine Position, die ein Risikogewicht von 20 % im Standardansatz hat, mit 24 % (= 1.2 * 20 %)
risikogewichtet, wenn der LTA durch ein Drittpartei durchgefiihrt wurde.

2 Die Information, welche unter dem MBA verwendet wird, ist nicht streng auf das Mandat und die nationale Regulie-

rung fur das VKV beschrankt. Sie kann auch von anderen Offenlegungsberichten des VKV stammen.
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als unter dem LTA, werden die risikogewichteten Positionen der VKV-Kreditaquivalente als die
Summe der folgenden drei Elemente berechnet:

(a) Die Risikogewichte der Bilanzpositionen der VKV-Anteile sind unter folgender Annahme zu
bestimmen: Das Portfolio ist im grosstméglichen Umfang in jene Vermdgenswerte investiert,
welche unter allen Anlagen, die gemass Mandat (oder Regulierung) erlaubt sind, die héchste
Risikogewichtung erzeugen, und dann progressiv in jene Anlagen mit néchst tieferen
Risikogewichtungen. Wenn mehr als nur ein Risikogewicht einer gegebenen Position
zugeordnet werden kann, ist das hdchste anwendbare Risikogewicht zu verwenden.3°

(b) Die Kreditaquivalente fir Ausserbilanzgeschéafte des VKV sind zu berechnen, soweit es Art.
49 ERV vorsieht. Gegenparteirisiken aus Derivatpositionen sind in Rz 349 abgedeckt.

(c) Die Kreditaquivalente fir Gegenparteikreditrisiken aus Derivatpositionen des VKV werden
nach dem SA-CCR berechnet (Rz 32-122) und mit dem Risikogewicht der Gegenpartei
multipliziert. Sind die aufsichtsrechtlichen Wiederbeschaffungskosten (RC) fur die Berechnung
des SA-CCR (nach Rz 37-43) nicht bekannt, wird RC gleich dem Brutto Nominalwert gesetzt.
Ist die Berechnung des potentiellen zukinftigen Wertanstiegs (PFE) nicht mdglich, kénnen
konservative Vereinfachungen (z.B. in Anlehnung an den vereinfachten SA-CCR, vgl. Anhang
2) angewendet werden, mit denen die PFE-Berechnung mdoglich wird. Die Kreditaquivalente
von Derivatpositionen des VKV, die der CVA-Eigenmittelanforderung (nach Abschnitt XVII, Rz
487-518) unterlagen, wenn sie von der Bank selbst gehalten wirden, sind mit einem
zusatzlichen Faktor von 1,5 zu multiplizieren, bevor das Risikogewicht der Gegenpartei
angewendet wird.3!

Bei VKV, die Derivate nur fiir Hedgingzwecke verwenden diirfen und diese Derivate keinen
materiellen Positionswert haben, kénnen die Derivate bei der Berechnung der risikogewichteten
Positionen ausgenommen werden. Entsprechend ist auch der Absicherungseffekt des Derivats
nicht zu beriicksichtigen.

C. Fallback-Ansatz (FBA)

[FUNDSS880 (viii)] Ist weder der LTA noch der MBA umsetzbar, mussen Banken den FBA
anwenden. Unter dem FBA wird ein Risikogewicht von 1250 % auf die VKV-Anteile angewandt.

D. Vereinfachter Ansatz (VA)

Anteile an VKV mit synthetischem Risikoindikator wie er im Anhang 3, Abschnitt 3 ,Risiko- und
Ertragsprofil* der Verordnung tber die kollektiven Kapitalanlagen (KKV; SR 951.311) definiert
ist, kdnnen wie folgt gewichtet werden:

30 Fur Anlagen in Unternehmensanleihen ohne Einschrankung auf das Rating, muss zum Beispiel ein Risikogewicht
von 150 % angewandt werden.

1 Dieser zusatzliche Faktor von 1.5 ersetzt die CVA-Eigenmittelanforderungen fir Derivatpositionen des Fonds. Bei

Positionen, fiir welche die CVA-Eigenmittelanforderung nicht gilt, muss er daher nicht angewendet werden. Dies
betrifft insbesondere (i) Positionen gegenilber zentralen Gegenparteien und (ii) SFT (Securities Financing Transac-
tions), ausser in den Fallen, in denen die FINMA geméass Rz 491 deren Einschluss in die CVA-
Eigenmittelanforderung explizit verlangt.
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e 250 % bei synthetischem Risikoindikator mit Wert 1 bis 4 sowie mit Wert von 5, 6 oder 7,
falls das VKV direkt oder indirekt in Unternehmen investiert (Aktienfonds) oder in Schuld-
verschreibungen der 6ffentlichen Hand sowie von Unternehmen (Obligationenfonds) und
nur unwesentliche andere Positionen halt;

e 400 % bei synthetischem Risikoindikator mit Wert 5, 6 oder 7.

E. Behandlung von Anteilen an VKV, das in andere VKV investiert

[FUNDSE88O0 (ix)] Besitzt eine Bank Anteile eines VKV (z.B. VKV A), das selbst in ein anderes
VKYV investiert hat (z.B. VKV B), fiir das die Bank entweder den LTA oder den MBA verwendet,
so konnen die Risikogewichte der Anteile des ersten VKV am zweiten VKV (d.h. der vom VKV
A gehaltenen Anteile am VKV B) durch einen der drei oben genannten Ansatze (LTA, MBA,
FBA) bestimmt werden. Fur alle weiteren Schichten von Investitionen in weitere VKV (d.h. vom
VKV B gehaltene Anteile an einem VKV C usw.), kénnen die Risikogewichte der Anteile des
VKV B am VKV C durch den LTA bestimmt werden, unter der Bedingung, dass der LTA schon
fur die Anteile der vorherigen Schicht (Anteile am VKV A am VKV B) benutzt wurde. Andernfalls
muss der FBA angewendet werden.32

Eine Ausnahme besteht bei Private Equity Fonds fir Institute, die die Bedingungen nach Rz 335
fur die Anwendung des vereinfachten Ansatz erfillen: Bei Private Equity Fonds, die bereits ab
der ersten Schicht in sehr viele weitere Private Equity Fonds investiert sind, kann der MBA auch
ohne vorangehende Anwendung des LTA angewandt werden, falls ausreichende Information
fur MBA vorliegt®3. Die fir die MBA-Anwendung relevanten Informationen sind zumindest alle
zwei Jahre von Grund auf neu zu erheben, in der Zwischenzeit kann Quartal fir Quartal auf die
Veranderungen (verkaufte bzw. zugekaufte Investitionen) abgestellt werden.

F. Partielle Anwendung eines Ansatzes

[FUNDS880 (x)] Eine Bank kann bei der Ermittlung der Risikogewichtung fiir Anteile an einem
einzelnen VKV eine Kombination der drei Ansatze LTA, MBA und FBA verwenden, sofern die
Bedingungen gemass Rz 334-353 erfillt sind.

G. Pro-Rata-Zuteilung der VKV RWA auf die Anteile am VKV

[FUNDS880(xvi)] Nachdem die Bank die Risikogewichtungen fir die Positionen des VKV, an
dem sie Anteile halt, im Rahmen des LTA oder MBA bestimmt hat, teilt sie die gesamten
risikogewichteten Positionen (RWA) des VKV pro-rata ihren VKV-Anteilen zu, d.h.

RWA der gehaltenen VKV-Anteile = (gesamt RWA des VKV) x (% gehaltene Anteile der VKV)

82 D.h. fiir alle weiteren Schichten kann der MBA nicht verwendet werden und der LTA nur dann, wenn alle Schichten
darliber auch schon mit LTA behandelt wurden.

3 st z.B. neben Informationen aus dem ,Quartalsbericht fiir Investoren® zur Art der Investments und den investierten
Betragen auch ersichtlich, dass der Fonds keine zuséatzliche Exposure hat (z.B. durch Derivate), so ist der MBA
durchfiihrbar. Die gesamten RWA des Fonds sind dann die Summe der RWA der einzelnen Investments und die
RWA eines Fondsanteils entsprechen (%-Fondsanteil) * (gesamte RWA des Fonds)
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Das aus obiger Formel resultierende Risikogewicht fur den gehaltenen VKV-Anteil (RWA der
gehaltenen VKV-Anteile / gehaltene VKV-Anteile) soll nicht grosser als 1250 % sein und wird
andernfalls auf 1250 % gesetzt. Die Risikogewichtung des VKV-Anteils gemass FBA bildet also
eine Obergrenze fur jene geméass dem LTA oder dem MBA.

Da in der Bestimmung der RWA des VKV alle Positionen beriicksichtigt werden missen,
inklusive Ausserbilanzpositionen und Gegenparteikreditrisiken aus Derivaten und SFT, sind
keine weiteren Anpassungen fur den Leverage des VKV notwendig.

XIV. Verbriefungstransaktionen (Art. 49 Abs. 2 Bst. b ERV)

A. Basler Mindeststandards

Es gelten die Basler Mindeststandards zur Berechnung der Mindesteigenmittel fur
Transaktionen im Zusammenhang mit  der  Verbriefung  von Kreditrisiko
(,Verbriefungstransaktionen“)34. Dies beinhaltet auch die Saule-2-Anforderungen der Basler
Mindeststandards, d.h. [B28§784-807], unter Beriicksichtigung der Anpassungen gemass
[SEC8801-807]. Sehen die Basler Mindeststandards Wahimdglichkeiten vor oder besteht
Bedarf fur weitere Ausfiihrungen, so werden im Weiteren die notwendigen Zusatzinformationen
unter Referenzierung der betroffenen Textstellen angegeben.

B. Ausgestaltung nationaler Optionen

Der Securitisation External Ratings-Based Approach (SEC-ERBA) kann zur Berechnung der
Mindesteigenmittel verwendet werden, wenn die Bank Uber eine Expertise zu
Verbriefungstransaktionen verfiigt, keine mechanische Verwendung der verwendeten externen
Ratings praktiziert (d.h. es besteht ein angemessener bankinterner Prozess zur kritischen
Hinterfragung und Uberprifung der verwendeten Ratings und Ratingmethoden fir
Verbriefungen) und die operativen Anforderungen nach [SEC871-73] erfullt sind.

[SEC820] Die nationale Option fir Kreditumrechnungsfaktoren im Zusammenhang mit
Barvorschiissen des Forderungsverwalters wird nicht ausgeubt.

C. Konsultation der Aufsichtsbehdrde oder Prifgesellschaft

Sehen die Basler Mindeststandards die Konsultation der Aufsichtsbehérde vor — vgl. [SEC81,
45, 49, 52, 52(b), 74, 75(c), 75(e) und 79] — ist die zustandige Prufgesellschaft zu konsultieren.
Von diesem Grundsatz wird in folgenden Féllen abgewichen:

e [SECE1] Ist die Verbriefungstransaktion neuartig oder nicht offensichtlich, dass es sich um
eine Verbriefungstransaktion handelt, so sind sowohl die Prifgesellschaft wie auch die
FINMA zu konsultieren.

34 vgl. Rz 9. Dies inkludiert die Regeln fir einfache, transparente und vergleichbare Verbriefungen (simple, transparent
and comparable securitisations, STC-Verbriefungen).
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e [SEC852(b)] Sowohl die Priifgesellschaft wie auch die FINMA sind zu konsultieren, um die
Berechnung der Mindesteigenmittel zu regeln, wenn fir Kreditrisiken und Verwéasserungs-
risiken separate Wasserfallprinzipien zur Verlustverteilung angewandt werden.

e [SEC845, 74, 75(e)] Die Anwendung des Internal Assessment Approach (IAA) erfordert
eine vorgangige Bewilligung der FINMA.

Die Prufgesellschaft hat die FINMA zu konsultieren, falls die in [SEC850(b)] oder [SEC877]
genannten Defizite in den bankinternen Prozessen bestehen oder bestehen kdnnten.

D. Behandlung einer erneut tranchierten einzelnen Verbriefung

[SECS85] Positionen, die durch erneutes Tranchieren einer einzelnen Verbriefung erzeugt
werden, mussen nicht als Wiederverbriefung behandelt werden, falls die folgenden
Bedingungen kumulativ erfullt sind:

e Das erneute Tranchieren fiihrt nicht zu einer erhéhten Intransparenz hinsichtlich des Pools
an Aktiven, die als Sicherheiten fiir die einzelne Verbriefung fungieren;

e Es gibt keine zusatzlichen Korrelationsrisiken zu den bereits in diesem Pool an Aktiven
vorhandenen;

e Es gibt keinen erhéhten Leverage in den neu erzeugten Tranchen (z.B. durch Cash Flow
Umleitungsschemata oder &hnliche Mechanismen).

XV. Aufinternen Ratings basierender Ansatz (IRB; Art. 50 und 77 ERV)

A. Basler Mindeststandards und subsidiare Regelung (Art. 77 ERV)

Es gelten die in den Basler Mindeststandards enthaltenen Ausfihrungen zum IRB,
einschliesslich der Saule-2-Anforderungen der Basler Mindeststandards nach [B28765-766])
unter Beachtung der nachfolgenden Prazisierungen. Verweisen diese Mindeststandards auf
den Standardansatz so gelten grundsatzlich die entsprechenden Ausfiihrungen zum
Standardansatz gemass den Basler Mindeststandards. Sehen die Basler Mindeststandards
Wahlmdglichkeiten vor, werden diese unter Hinweis auf die betroffenen Textstellen
konkretisiert.

Zur Umrechnung der in den Basler Mindeststandards genannten EUR-Betrage in die
entsprechenden CHF-Betrage ist der Faktor 1.5 anzuwenden, d.h. 1 EUR entspricht 1.50 CHF.

Die subsidiare Regelung betrifft insbesondere folgende Bereiche: Behandlung qualifizierter
Beteiligungen, auch im Kontext von Beteiligungen an verwalteten kollektiven Vermégen (vgl.
Art. 66 Abs. 3% ERV und Abschnitt XIV, Rz 334-358); Gewichtung von
Einzahlungsverpflichtungen gegentber dem Trager der Einlagensicherung (Anhang 2 Ziff. 5.2
ERV).
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B. Bewilligung

Die FINMA erteilt die Bewilligung fur die Anwendung des IRB nur, falls die folgenden
Voraussetzungen dauerhaft erfillt sind:

e Die in [B28387-537] vorgegebenen und in diesem Rundschreiben prazisierten Mindestan-
forderungen fiir den IRB werden eingehalten.

e Die Bank verfugt Uber eine ausreichende Zahl von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die
mit Ratingsystemen [B28394] umgehen koénnen.

e Die Informatik-Infrastruktur als ein Bestandteil der Ratingsysteme ist hinreichend.

e Die Ratingsysteme beruhen, bezogen auf die spezifischen Aktivitaten der Bank, auf einem
soliden Konzept und sind korrekt implementiert.

[B28404] Die FINMA kann verlangen, dass die Bank mehr als die in [B28404] genannte
Mindestanzahl interner Ratings verwendet.

[B28259] Eine Bank kann immaterielle Geschéftseinheiten, Positionen und Positionsklassen
(vgl. Rz 395-399) von der Anwendung des IRB ausschliessen, sofern die FINMA zustimmt.

[B28443] Die FINMA stutzt sich bei ihrer Entscheidung iber die Bewilligung des IRB fur eine
bestimmte Bank auf die Ergebnisse von unter ihrer Federfilhrung gemeinsam mit der
Prufgesellschaft durchgefuhrten Prifungen. Die FINMA kann sich zudem auf die
Prufergebnisse ausléandischer Aufsichtsbehérden, einer anderen als der bankgesetzlichen
Prufgesellschaft oder tbriger fachkundiger und unabhangiger Experten stitzen.

Der Aufwand der FINMA im Zusammenhang mit dem Bewilligungsverfahren sowie mit
notwendigen Priifarbeiten nach Erteilung der Bewilligung wird der Bank in Rechnung gestellt.

Die FINMA entscheidet unter Beriicksichtigung der Kostenfolgen fiir die Bank, ob und welche
Prufungen erforderlich sind.

C. IRB-Stresstests

[B28437] Fur das Design der IRB-Stresstests bestehen keine Vorgaben, die Uber die im
Rahmen der Saule 1 und 2 genannten Anforderungen [B28434—437 bzw. 765] hinausgehen.

Die Bank unterbreitet der FINMA ein Stresstestkonzept.

Die FINMA beurteilt, ob das Konzept im Einklang mit den S&ulen 1 und 2 steht. Die FINMA
kann verlangen, dass am Konzept Anderungen vorgenommen werden.

Die Resultate der Stresstests sind regelméassig der FINMA zuzustellen.

Die Resultate der Stresstests werden periodisch zwischen der Bank und der FINMA diskutiert.
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Die Resultate der Stresstests fliessen in die Bestimmung allfalliger Eigenmittelzuschlage unter
der Séule 2 ein [B28765].

D. Information der FINMA
Nach erteilter Bewilligung fur die Anwendung des IRB ist die FINMA zu benachrichtigen, wenn
e wesentliche Anderungen an Ratingsystemen [B2§394] vorgenommen werden oder

e die Risikopraxis geédndert wird.

E. Bankspezifische Einfihrung (Roll-out)

[B28§257, CCP18256, 262(i)] Art und Umfang des Roll-out: Eine Bank kann den IRB auf alle in
[B28257] genannten Arten einfihren. Die erstmalige Einfuhrung des IRB hat so zu erfolgen,
dass die Mindesteigenmittel fiir Kreditrisiken aller gegenparteibezogenen Positionen der Bank,
fir welche die Anwendung des IRB angemessen ist, zu mindestens rund 90 % nach dem IRB
bestimmt werden. In diesem Zusammenhang missen Positionen gegeniiber zentralen
Gegenparteien in Form von Derivaten, SFT, sowie Beitragen an den Ausfallfonds von zentralen
Gegenparteien, welche geméss Abschnitt XVIII behandelt werden, nicht berticksichtigt werden.
Der Schwellenwert von 90 % ist grundsétzlich auch nach der Einfihrung des IRB einzuhalten.
Im Falle von wesentlichen Strukturanderungen, wie z.B. Ubernahmen oder Fusionen, kann der
Schwellenwert im Einvernehmen mit der FINMA temporar unterschritten werden.

F. Positionsklassen

Fur die Risikogewichtung ist grundsétzlich jede Position einer der folgenden Positionsklassen
zuzuordnen. Verbindlich ist dabei die Zuordnung der Positionen zu den Positionsklassen wie in
den Basler Mindeststandards beschrieben. Die weiteren Zuordnungsvorgaben betreffend
einzelne Positionen nach Rz 395-397 missen nicht zwingend eingehalten werden, sofern die
Mindesteigenmittel nicht von der Zuordnung dieser Positionen abhangen und es sich um
immaterielle Positionen handelt.

e Positionen gegenuber Unternehmen (inkl. PF-, OF-, CF-, IPRE- sowie HVCRE-Positionen)
wie in [B2§218-228] definiert und in Rz 401 und 402 prézisiert. Diese Positionsklasse um-
fasst auch Positionen gegentiber: Borsen, der Pfandbriefzentrale schweizerischer Kanto-
nalbanken, der Pfandbriefbank schweizerischer Hypothekarinstitute sowie 6éffentlich-recht-
lichen Kérperschaften, die Uber kein Recht zur Erhebung von Steuern verfligen und deren
Verpflichtungen nicht durch ein 6ffentliches Gemeinwesen vollumfanglich garantiert sind.

e Positionen gegenuber Zentralregierungen wie in [B2§229] definiert. Diese Positionsklasse
umfasst auch Positionen gegeniiber: den Zentralbanken der Zentralregierungen, der Euro-
paischen Union (EU) und der Europaischen Zentralbank (EZB), der Bank fir internationalen
Zahlungsausgleich (BlZ), dem Internationalen Wahrungsfonds (IWF) und den im Anhang
genannten multilateralen Entwicklungsbanken. Nicht eingeschlossen sind Positionen ge-
geniber offentlich-rechtlichen Kérperschaften.
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e Positionen gegeniiber Banken wie in [B28§230] definiert. Diese Positionsklasse umfasst
auch Positionen gegentber: Effektenhandlern, von der FINMA anerkannten Gemein-
schaftseinrichtungen der Banken, multilateralen Entwicklungsbanken, die nicht im Anhang
genannt sind, sowie 6ffentlich-rechtlichen Kérperschaften, die tiber das Recht zur Erhebung
von Steuern verfligen oder deren Verpflichtungen durch ein 6ffentliches Gemeinwesen voll-
umfanglich garantiert sind. Ebenfalls eingeschlossen sind Einzahlungsverpflichtungen ge-
geniiber dem Trager der Einlagensicherung.

e Retailpositionen wie in [B2§231-234] definiert und in Rz 403—-422 prézisiert;

e Positionen in Beteiligungstiteln wie in [B2§235-238] definiert und in Rz 423-427 und 458
prazisiert;

e Positionen in angekauften Retail- und Unternehmensforderungen wie in [B28239-243] de-
finiert.

G. Definition HVCRE-Positionen (hochvolatile Renditeobjektfinanzierungen)

[B28227, erster Punkt] Bezogen auf den nationalen Schweizer Markt sind ex ante keine
Positionen als HVCRE-Positionen klassifiziert. Die FINMA kann aber im bankspezifischen
Einzelfall bestimmte CRE-Positionen als HVCRE-Positionen klassifizieren.

[B28228] Bezogen auf auslandische Markte muss die Bank die von den jeweils zustandigen
Aufsichtsbehérden vorgegebenen HVCRE-Definitionen befolgen. Ferner kann die FINMA im
bankspezifischen Einzelfall bestimmte CRE-Positionen als HVCRE-Position klassifizieren.

H. Definition Retailpositionen

[B28231, erster Punkt] Maximaler Positionswert bei natiirlichen Personen: Die Gesamt-Position
gegeniber einer natirlichen Person kann ungeachtet ihrer Héhe als Retailposition behandelt
werden.

[B28§231, zweiter Punkt] Definition anerkannter Wohnliegenschaften: Die Wohnliegenschaft ist
vom Kreditnehmer selbst genutzt oder vermietet (dies ersetzt den Regelungsinhalt owner-
occupied in [B28231]). Die maximale Anzahl Wohneinheiten pro Gebaude oder
Gebaudekomplex ist nicht definiert.

[B28231, dritter Punkt] Definition Kleinunternehmen: Als Kleinunternehmen gelten
Unternehmen mit einem (konsolidierten — vgl. [B28273]) Jahresumsatz von bis zu 15 Mio. CHF.
Sofern die Bank den Jahresumsatz nicht als geeigneten Indikator ansieht, kann nach
Bewilligung durch die FINMA auch ein anderer Indikator (z.B. Bilanzsumme) gewahlt werden.

[B28231, dritter Punkt] Maximale Forderungshéhe bei Kleinunternehmen: Ungeachtet ihrer
Hohe kdnnen Positionen gegeniuber Freiberuflern den Retailpositionen zugeordnet werden.
Zwingendes Definitionselement von Freiberuflern ist hierbei die uneingeschrankte personliche
Haftung.
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[B28§231-232] Lombardkredite und Retailpositionen: Lombardkredite konnen unter der
Retailpositionsklasse gefasst werden, sofern die entsprechenden Anforderungen [B28231—
232] erfillt sind. Im Sinne der in [B28231, vierter Punkt] erwdhnten Flexibilitdt kann auch das
ganze Lombardkreditportfolio der Bank der Retailpositionsklasse zugeordnet werden. Im Detail
ist dies jeweils mit der FINMA abzustimmen. Generell sind insbesondere die folgenden
Voraussetzungen zu erfilllen:

e Bezogen auf die Anzahl Kredite qualifizieren sich aufgrund ihrer Hohe und Gegenpartei
mindestens 95 % der Lombardkredite der Bank als Retailpositionen.

e Die Bank betreibt ihr Lombardkreditgeschaft seit Jahren derart, dass die historischen Kre-
ditverluste nachweislich sehr klein sind.

e Alle Lombardkredite werden durch die Retaileinheiten der Bank nach einem einheitlichen
Kreditprozess und zugehérigen Standards bewirtschaftet.

e Die Bank muss Lombardkredite mit einem ausgefeilten und nachweislich zuverlassigen Ri-
sikomanagementsystem bewirtschaften.

Ein Risikomanagementsystem nach Rz 411 hat insbesondere die folgenden Anforderungen zu
erfillen:

e die Lombardkredite weisen in aller Regel eine deutliche Uberdeckung auf;

e die Lombardkredite sowie der Wert und die Qualitat der zugehérigen Sicherheiten werden
eng Uberwacht;

e bei Schwund der Sicherheiten werden zeitnah Korrekturmassnahmen ergriffen;

e die unverzigliche Verwertbarkeit der Sicherheiten ist aus juristischer Sicht unzweifelhaft
gewabhrleistet;

e auf die einzelnen Sicherheiten werden spezifische, grundsétzlich statistisch basierte Hair-
cuts angewandt, die grundsétzlich grésser sind als die aufsichtsrechtlichen Standard Hair-

cuts (Rz 208-209);

e die Sicherheiten werden unverziglich verwertet, falls die Gegenpartei den vorgesehenen
Margenausgleich nicht leistet;

e Konzentrationsrisiken betreffend die Sicherheiten werden angemessen uberwacht.
[B28§232] Ex ante ist keine Mindestanzahl von Positionen je Pool vorgegeben.

[B28232, erster Punkt] Positionen gegentuber Kleinunternehmen (Rz 405) kénnen unter den in
[B28232, erster Punkt] genannten Bedingungen der Retailpositionsklasse zugeordnet werden.

[B28233] Die Positionsunterklasse ,(a) exposures secured by residential properties” beinhaltet
Positionen aus Hypothekarforderungen (Deckung in Form von Wohnliegenschaften oder
gewerblichen Liegenschaften, typischerweise vollstandig gedeckt). Sonstige Positionen kénnen
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der Positionsunterklasse ,(b) qualifying revolving retail exposures* zugeordnet werden, sofern
die hierzu notwendigen Bedingungen erfillt sind (vgl. [B28235]). Ansonsten sind die Positionen
der Positionsunterklasse ,c) all other retail exposures” zuzuordnen.

l. Definition Beteiligungstitel

Als Beteiligungstitel gelten samtliche Aktien und Beteiligungspapiere im Sinne von [B28§235],
einschliesslich Fondsanteile. Abhangig vom Typ des Beteiligungstitels unterscheidet man
folgende Typen von Beteiligungspositionen:

e Positionen in Beteiligungstiteln, die an einer anerkannten Borse gehandelt werden;
e alle Ubrigen Beteiligungspositionen einschliesslich Private Equity Positionen.

[B28344] Private Equity Positionen beinhalten jegliche Investitionsformen in Unternehmen,
deren Beteiligungstitel an einer Bérse nicht frei handelbar sind, d.h. illiquide Beteiligungen an
nicht kotierten Firmen. Private Equity Investoren erhalten ihre Rendite entweder Uber einen
Initial Public Offering, einen Verkauf oder Merger, oder eine Rekapitalisierung. Private Equity
Positionstypen umfassen u.a. Leveraged Buyouts, Venture-Kapital, Wachstumskapital, Angel
Investing, Mezzanine Kapital.

Die Bestimmung der Mindesteigenmittel fir Anteile an verwalteten kollektiven Vermdgen (VKV-
Anteile) erfolgt nach den Basler Mindeststandards®>. Von der Behandlung nach dem FBA, LTA
oder MBA sind keine VKV-Anteile ausgenommen ([FUNDSS880 (xi)], FUNDSS880(xii)]).
Stiftungen, die nach auslandischem Recht errichtet wurden und die Verwaltung von kollektiven
Vermdgen bezwecken, sind ebenfalls nicht ausgenommen.

J.  Risikogewichtung bei Unternehmen, Zentralregierungen und Banken

[B28272] Die Risikogewichtung ausgefallener  Positionen, nach  Abzug von
Einzelwertberichtigungen sowie partiellen Abschreibungen, betragt 100 %, sowohl unter dem
A-IRB als auch dem F-IRB.

[B28§273] Bei Definition des Jahresumsatzes S (bzw. der Bilanzsumme) von KMUs in CHF (Rz
372) ist in der am Ende von [B28273] angegebenen Formel der Term (S-5)/45 durch (S/1.5-
5)/45 zu ersetzen.

[B28274] Handelt es sich beim Jahresumsatz eines Unternehmens um keinen geeigneten
Indikator, um die Grosse des Unternehmens zu messen, ist statt des Jahresumsatzes die
Bilanzsumme zu verwenden, sofern dies sinnvoller ist. Nach Bewilligung durch die FINMA ist
ein vereinfachter Ansatz zulassig, bei dem fir Segmente von Gegenparteien ahnlicher Grosse
ein typischer, auf Stichprobenbasis bestimmter Jahresumsatz zugewiesen werden kann. Sind
weder der Jahresumsatz noch die Bilanzsumme sinnvolle Gréssenindikatoren, dann findet die
firmengréssenbasierte Reduktion der Risikogewichte keine Anwendung.

3 D.h. nach bcbs266; siehe Rz 6
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K. Risikogewichtung bei Spezialfinanzierungen und hochvolatilen
Renditeobjektfinanzierungen (SL und HVCRE)

[B28250] F-IRB fur HYCRE-Forderungen: Banken, welche die IRB-Mindestanforderungen bzgl.
PD-Schatzung im Zusammenhang mit HYCRE-Positionen erfillen, kénnen die diesbeziglichen
Risikogewichte nach dem F-IRB und unter Beachtung von [B28283] bestimmen.

[B28§251] A-IRB fur HVCRE-Forderungen: Banken, welche die IRB-Mindestanforderungen bzgl.
PD-, LGD- und EAD-Schéatzung im Zusammenhang mit HYCRE-Positionen erfiillen, kdnnen die
diesbeziiglichen Risikogewichte nach dem A-IRB und unter Beachtung von [B28§283]
bestimmen.

[B28277] Reduzierte UL-Risikogewichte fur SL-Positionen (exkl. HYCRE-Positionen): Die in
[B28§277] definierten Risikogewichte finden Anwendung.

[B28§282] Reduzierte UL-Risikogewichte fir HVCRE-Positionen: Die in [B28282] definierten
Risikogewichte finden keine Anwendung. Ausgenommen hiervon ist der Fall, dass eine
auslandische Aufsichtsbehdrde eine HVCRE-Definition vorgegeben hat (vgl. Rz 402) und diese
Aufsichtsbehérde hierfur die Anwendung reduzierter UL-Risikogewichte zugelassen hat. In
diesem Fall kdnnen die entsprechenden reduzierten UL-Risikogewichte angewendet werden.

L.  Nachrangige Positionen und Sicherheiten

[B28§288] Definition nachrangiger Positionen: Als nachrangig gelten alle Positionen, welche die
Definition der Nachrangigkeit einer Forderung nach dem FINMA-RS 15/1 ,Rechnungslegung
Banken* erfullen.

[B28§289] Fur weitere unter dem F-IRB anerkannte Sicherheiten wie CRE oder RRE, vgl. Rz 439
und 440.

M. Nichtanwendung von Haircuts bei repoahnlichen Geschaften

[B28§294] Fur die Nichtanwendung von Haircuts auf repodhnliche Geschéfte gelten sinngeméss
die Regeln wie unter dem SA-BIZ.

N. Sicherheiten im F-IRB

[B28506] Verweis auf die Mindestanforderungen des Standardansatzes ([Section 11.D] der
Basler Mindeststandards): Damit eine Bank, die den F-IRB anwendet, anerkannte finanzielle
Sicherheiten bei der Bestimmung der Mindesteigenmittel berticksichtigen darf, muss diese
Bank die Mindestanforderungen wie unter dem SA-BIZ erfiillen.

[B28507-508] Unter dem F-IRB anerkannte CRE- und RRE-Sicherheiten: In Ausiibung von
Fussnote 92 des Basler Basistexts sind Mehrfamilienwohnliegenschaften, auch wenn sie
Gegenstand einer Renditeobjektfinanzierung (SL bzw. IPRE) bilden, als Deckung
anerkennungsfahig. Hingegen ist IPRE in Form von gewerblichen Liegenschaften nicht als

finma

431

432

433

434

435

436

437

438

439

58/93



Sicherheit anerkennungsfahig (die in Fussnote 93 des Basler Basistexts genannte Option wird
also nicht ausgedubt).

[B28521] Ubrige anerkennungsfahige physische Sicherheiten: Neben den in [B28§507]
genannten Sicherheiten werden unter dem F-IRB keine weiteren physischen Sicherheiten
anerkannt.

O. Garantien und Kreditderivate im F-IRB

[B28302, 305] (Text zwischen 8120 und 8121) Verweis auf den Standardansatz: Die
entsprechenden Regeln des SA-BIZ fir Garantien und Kreditderivate gelten fir den F-IRB
sinngemass.

[B28302] (Text zwischen §120 und §121) Unter dem F-IRB anerkannte Sicherungsgeber: Alle
unter dem SA-BIZ anerkannten Sicherungsgeber sind auch unter dem F-IRB anerkannt.
Anerkannt sind zudem auch jene Sicherungsgeber, die ein internes Rating besitzen.

P. Positionswert bei Ausfall (EAD)

[B28309] Verweis auf den Standardansatz: Die gesetzliche und vertragliche Verrechnung nach
den Regeln des SA-BIZ gilt fir den IRB sinngemass. Bei der Verrechnung sind Wahrungs- und
Laufzeitinkongruenzen analog zum SA-BIZ zu behandeln.

[B28311] Verweis auf den Standardansatz [B2§82-87] im Kontext des F-IRB: Die Berechnung
der Kreditaquivalente ist grundsatzlich wie im SA-BIZ vorzunehmen (Art. 53-54 ERV). Davon
ausgenommen sind unwiderrufliche Zusagen (unabhangig von der Laufzeit), Note Issuance
Facilities (NIFs) und Revolving Underlying Facilities (RUFs), fur welche jeweils ein
Kreditumrechnungsfaktor von 75 % [B28312] anzuwenden ist.

Q. Laufzeitanpassungen der Risikogewichte im F-IRB und A-IRB

[B28318] Laufzeitanpassung der Risikogewichte im F-IRB: Banken, die den F-IRB verwenden,
mussen die Laufzeitanpassung der Risikogewichte wie im A-IRB vornehmen.

[B28319] Ausnahmen von der Laufzeitanpassung: Alle Positionen gegenuber Unternehmen
unterliegen ausnahmslos der expliziten Laufzeitanpassung der Risikogewichte.

[B28320] Laufzeit fur Positionen ohne vereinbarte Laufzeit: Fur Positionen ohne vereinbarte
Laufzeit, die seitens der Bank jederzeit unbedingt kiindbar sind und bei Kiindigung innerhalb
von héchstens zwolf Monaten zu begleichen sind, wird M = 1 Jahr angewendet. Fir andere
Positionen ohne explizite Laufzeit wird M = 2.5 Jahre gesetzt.

[B28320, zweiter Punkt] Effektive Laufzeit bei Positionen mit vereinbarter Laufzeit: Ist die Bank
nicht oder nur bei unverhéltnisméssigem Aufwand in der Lage, die effektive Laufzeit (M)
gemass [B28320] zu berechnen, kann alternativ die vertraglich vereinbarte Restlaufzeit der
Position verwendet werden.
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[B28322] Unterjahrige Laufzeitanpassung fiur kurzfristige Positionen: Zusétzlich zu den in
[B28321] genannten Transaktionen findet die Untergrenze von einem Jahr flr den
Laufzeitparameter M fiir folgende Positionen keine Anwendung:

e Positionen aus Kapitalmarkttransaktionen in der Form von Repo- und repoéhnlichen Trans-
aktionen, Margin Lending oder Derivaten. Es mussen folgende Bedingungen erfillt sein:
Die Transaktionen erfolgen auf besicherter Basis, werden taglich zu Marktkursen bewertet
und bei allfalligen Uber- bzw. Unterdeckungen gegeniiber der urspriinglich vereinbarten
Sicherstellung erfolgt eine Bereinigung durch tagliche Margenausgleichszahlungen oder
Veranderungen der Hinterlagen. Bei Nichterfiillung der Nachschusspflicht werden die
Transaktionen im Rahmen des bei Optionen- und Futures Borsen Ublichen Zeitraums durch
Verwertung der Sicherheiten beendet.

e Positionen gegeniiber Banken aus Devisentransaktionen, sofern damit verbundene Ab-
wicklungsrisiken durch ein geeignetes System ausgeschaltet sind.

e Positionen aus kurzfristigen, selbst-liquidierenden Handelsfinanzierungen, einschliesslich
Akkreditiven.

e Positionen aus elektronischen Uberweisungen (z.B. via SIC, SEGA, EUROCLEAR).

Die FINMA kann einer Bank auf Antrag die Bewilligung erteilen, weitere kurzfristig angelegte
Gelder von der Untergrenze von einem Jahr zu befreien.

[B28325] Laufzeitinkongruenzen: Fir die Behandlung von Laufzeitinkongruenzen gelten die
entsprechenden Regeln des SA-BIZ sinngemass.

R. Risikogewichtung Retailpositionen

[B28328] Die Positionsunterklasse exposures secured by residential properties ist durch
[B28231] und Rz 422 definiert. Dies erganzt und préazisiert den Regelungsinhalt von [B28328].

[B28328-330] Die Risikogewichtung ausgefallener Retailpositionen, nach Abzug von
Einzelwertberichtigungen sowie partiellen Abschreibungen, betragt 100 %, sowohl unter dem
A-IRB als auch dem F-IRB.

S. Risikogewichtung Beteiligungstitel

[B28237, Fussnote 59] Ausschluss von direkt abgesicherten Verbindlichkeiten bei der
Berechnung der Mindesteigenmittel fur Positionen in Beteiligungstiteln: Verbindlichkeiten,
deren Ertrag an denjenigen von Beteiligungstiteln gekoppelt ist, kbnnen bei der Berechnung
der Mindesteigenmittel fur Beteiligungstitel ausgeschlossen werden, sofern die
Verbindlichkeiten direkt durch eine Position in Beteiligungstiteln so abgesichert sind, dass die
Nettoposition kein wesentliches Risiko mehr darstellt.

[B28260] Pflicht zur Anwendung des IRB fir Beteiligungstitel: Banken, die Uber Beteiligungstitel
in wesentlichem Umfang verfiigen, die Mindesteigenmittel fur Kreditrisiken aber nach dem SA-
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BIZ berechnen, sind nicht verpflichtet, die Mindesteigenmittel fir Beteiligungstitel nach dem IRB
zu berechnen.

[B28343] Zwingende Anwendung eines bestimmten marktbasierten Ansatzes in Abhangigkeit
der Bankcharakteristik: Fir die Berechnung der Mindesteigenmittel fiir Beteiligungstitel hat die
Bank die freie Wahl des hierzu verwendeten marktbasierten Ansatzes, sofern sie die
entsprechenden Mindestanforderungen erfullt.

[B28346] ZzZwingende Anwendung der internen Modellmethode zur Berechnung der
Mindesteigenmittel fir Positionen in Beteiligungstiteln: Fur die Berechnung der
Mindesteigenmittel ist der Bank die Wahl zwischen dem PD/LGD-Ansatz und den
marktbasierten Anséatzen (einfache Risikogewichtungsmethode, interne Modellmethode)
freigestellt, sofern sie die entsprechenden Mindestanforderungen erfiillt.

[B28348] Verwendung unterschiedlicher marktbasierter Ansdtze zur Berechnung der
Mindesteigenmittel fir Beteiligungstitel: Die Bank darf unter den in [B28348] genannten
Bedingungen verschiedene marktbasierte Ansétze fir die Berechnung der Mindesteigenmittel
verwenden.

[B28356] Mindesteigenmittel fir Positionen in Beteiligungstiteln betreffend Gegenparteien mit
0%-iger Risikogewichtung im Standardansatz: Fur die in [B28356] genannten Positionstypen in
Beteiligungstiteln sind die Mindesteigenmittel nach dem IRB zu berechnen.

[B28357] Mindesteigenmittel fur Beteiligungstitel staatlich geférderter Gegenparteien: Fir die
in [B28357] genannten Beteiligungstitel sind die Mindesteigenmittel nach dem IRB zu
berechnen.

[B28358] Mindesteigenmittel fir unwesentliche Positionen in Beteiligungstiteln: Fir alle nach
den in [B28358] genannten Kriterien als unwesentlich geltenden Positionen in Beteiligungstiteln
sind die Mindesteigenmittel nach dem IRB zu berechnen.

Die Risikogewichtung ausgefallener Beteiligungstitel, nach Abzug von Einzelwert-
berichtigungen sowie partiellen Abschreibungen, betragt 100 %.

T. Risikogewichtung angekaufter Forderungen

[B28242, vierter Punkt] Der Bottom up-Ansatz ist zwingend fiir Pools anzuwenden, die
Einzelpositionen von mehr als 150'000 CHF enthalten (vgl. auch Rz 468).

[B28365] Verfugbarkeit des Top down-Ansatzes fir angekaufte Unternehmensforderungen: Die
FINMA kann einer Bank auf Antrag die Bewilligung erteilen, die Mindesteigenmittel fir das
Ausfallrisiko von angekauften Unternehmensforderungen nach dem Top down-Ansatz zu
berechnen. Der Bottom up-Ansatz ist zwingend fur Pools anzuwenden, die Einzelpositionen
von mehr als 150'000 CHF enthalten (vgl. auch Rz 467).

[B28369] Laufzeitanpassung der Risikogewichte zur Bestimmung der Mindesteigenmittel fur
das Verwasserungsrisiko: Unter den in [B28369] genannten Bedingungen kann der
Laufzeitparameter M = 1 Jahr gesetzt werden.
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[B28373] Im F-IRB anerkannte Sicherungsgeber fur die Berechnung der Mindesteigenmittel fur
das Verwasserungsrisiko: Die Menge der anerkannten Sicherungsgeber ist identisch mit der in
Rz 442 definierten.

U. Erwarteter Verlust und Wertberichtigungen

[B28378] Reduzierte EL-Risikogewichte fir SL-Positionen (exkl. HVCRE-Positionen): analog
zu Rz 433.

[B28379] Reduzierte EL-Risikogewichte fir HYCRE-Positionen: analog zu Rz 434.

[B28383] Zuordnung der Pauschalwertberichtigungen zur Deckung von latenten Risiken (Rz 95
FINMA-RS 13/1 ,Anrechenbare Eigenmittel Banken®) zu den Eigenmitteln: Die FINMA kann
einer Bank, die sowohl den SA-BIZ als auch den IRB anwenden will oder anwendet, gestatten,
die Zuordnung der Pauschalwertberichtigungen nach Rz 95 FINMA-RS 13/1 ,Anrechenbare
Eigenmittel Banken" auf der Basis eines bankeigenen Verfahrens vorzunehmen. Dieses
Verfahren muss zu einer angemessenen Zuordnung fiihren und darf nicht primar darauf
ausgerichtet sein, die anrechenbaren Eigenmittel zu maximieren.

Credit Valuation Adjustments von Derivaten gelten nicht als Wertberichtigungen im Sinne von
[B28374-386] sondern werden vom Kreditaquivalent des entsprechenden Derivats abgezogen.

V. Mindesteigenmittel und Untergrenze (Floor)

Zur Berechnung der Mindesteigenmittel nach dem IRB sind die nach vorliegendem
Rundschreiben berechneten Eigenmittelanforderungen fur unerwartete Verluste bzw. die
zugrunde gelegten risikogewichteten Positionen mit dem vom Basler Ausschuss festgelegten
Skalierungsfaktor 1.06 zu multiplizieren [B2814], um die nach dem IRB risikogewichteten
Positionen im Sinne von Art. 42 Abs. 2 Bst. a ERV zu berechnen. Zusammen mit den nach dem
Standardansatz risikogewichteten Positionen bilden diese das Total der nach ihrem Kreditrisiko
gewichteten Positionen gemass Art. 42 Abs. 2 Bst. a ERV.

In Anwendung der vom Basler Ausschuss publizierten Fortfilhrung des Floor-Regimes gilt: 6
Fur Banken, die Kreditrisiken nach dem IRB unterlegen, diurfen auf Gesamtbankstufe die
Mindesteigenmittelanforderungen, unter zusatzlicher Berlcksichtigung von Abziigen von den
anrechenbaren Eigenmitteln, nicht tiefer als 80 % jener Anforderungen und Abziige liegen,
welche die Bank theoretisch unter dem Mindeststandard von Basel | gehabt hatte.3” In
Anwendung von Art. 47 ERV regelt die FINMA im institutsspezifischen Einzelfall, wie eine
angemessene approximative Berechnung der theoretischen Basel-I-Anforderungen
vorgenommen werden kann. Fur Kreditrisiken orientiert sie sich dabei am internationalen
Standardansatz.

% vgl. Pressemitteilung des Basler Ausschusses vom 13. Juli 2009: http://www.bis.org/press/p090713.htm

7 Dies entsprache der Berechnung der Eigenmittelanforderungen nach der bis 31.12.2006 giltigen Bankenverordnung
vom 17. Mai 1972 (AS 1995 253, 1998 16).
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W. Mindestanforderungen an die Risikoquantifizierung

[B28452, zweiter Punkt, Fussnote 89] Lange des Zahlungsverzugs: Unabhangig von der Art
des Schuldners sind stets 90 Tage anzusetzen.

[B28452] Alternative Ausfallsdefinition fur Lombardkredite: Fir das Lombardkreditgeschaft
kann die Bank, alternativ zur Definition in [B28452], folgende Ausfallsdefinition verwenden: Ein
Lombardkredit ist ausgefallen, falls:

e der erzielbare Marktwert der vorhandenen Sicherheiten unter die Hohe des Lombardkredits
gefallen ist, und

e die Position dadurch in Unterdeckung geraten ist, und

e unbekannt oder unwahrscheinlich ist, ob bzw. dass die Gegenpartei ihren Verpflichtungen
nachkommen kann, oder vereinbarte Massnahmen zur Beseitigung der Unterdeckung fehl-
geschlagen sind.

[B28454] Umsetzung und Beobachtung der in [B28453] aufgefiihrten Anzeichen fir geféahrdete
Forderungen bzw. Positionen: Es ist der Bank tiberlassen, wie sie die Anzeichen zur Erkennung
gefahrdeter Positionen bankspezifisch umsetzt und beobachtet. Diese Umsetzung und
Beobachtung werden aber im Rahmen des Bewilligungsverfahrens bankspezifisch gepruft.

[B28458] Re-ageing: Es gibt keine weiteren Anforderungen betreffend Re-ageing, die Uber die
[B28458] definierten Anforderungen hinausgehen.

[B28467] Seasoning Effekte: Der Bank wird empfohlen, sie ist aber nicht von vornherein
verpflichtet, PD-Schatzungen zu erhdhen, um einen sprunghaften Anstieg der
Mindesteigenmittel aufgrund von absehbaren Seasoning Effekten zu vermeiden.

[B28471] Beste EL-Schéatzung fur ausgefallene Positionen: Mit Zustimmung der FINMA kdnnen
die fur eine ausgefallene Positionen gebildeten Einzelwertberichtigungen und partiellen
Abschreibungen als beste Schéatzung fir den erwarteten Verlust dieser Position verwendet
werden.

X. Validierung

[B28500-505] Bei der Beurteilung der Einhaltung der Anforderungen zur Validierung
bertcksichtigt die FINMA die Empfehlungen des 3. Kapitels "Sound practices in the
independent validation of IRB models within banks" des Dokuments "Regulatory consistency
assessment programme (RCAP) — Analysis of risk-weighted assets for credit risk in the banking
book" des Basler Ausschusses fiir Bankenaufsicht vom April 2016.
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XVI. Leitlinien fiir eine vorsichtige Bewertung von Fair Value-Positionen

Die Leitlinien fir eine vorsichtige Bewertung von Fair Value-Positionen nach Rz 32—-48 FINMA-
RS 08/20 ,Marktrisiken Banken“ sind im Bankenbuch sinngemass anzuwenden, wobei
Positionen des Bankenbuchs nicht taglich bewertet werden mussen.

XVII. CVA-Eigenmittelanforderung (Art. 55 ERV)

(899) CVAs (Credit Valuation Adjustments) sind Wertanpassungen von Derivaten aufgrund des
Gegenparteikreditrisikos. Als CVA Risiko versteht man dementsprechend das Risiko
potentieller Marktwertverluste durch solche Wertanpassungen.

Zusatzlich zu den Mindesteigenmitteln zur Abdeckung von Kreditausféallen von Derivat
Gegenparteien gemass Rz 32-123, miissen alle Banken die CVA Risiken von Derivaten mit
Eigenmitteln unterlegen. Dies ist auch dann der Fal, wenn die anwendbaren
Rechnungslegungsvorschriften die Bildung solcher Wertanpassungen nicht verlangen und die
Bank in der Regel keine solchen Wertanpassungen vornimmt. Die Eigenmittelanforderung fir
CVA Risiken wird kurz "CVA Eigenmittelanforderung" genannt.

Die CVA Eigenmittelanforderung wird (ausser beim vereinfachten Ansatz) nicht fir jede Position
einzeln, sondern direkt fir das Portfolio der ganzen Bank berechnet. Die Berechnungsmethode
wird bestimmt durch die gewahlten Berechnungsmethoden fiir die Kreditaquivalente und fiir die
spezifischen Zinsrisiken im Handelsbuch. Folgende Geschafte dirfen von der CVA
Eigenmittelanforderung ausgeschlossen werden:

e Transaktionen, deren Pflichterfillung von einer zentralen Gegenpartei garantiert wird, und

e inder Regel SFT. Falls erhebliche CVA Risiken durch SFT vorhanden sind, kann die FINMA
deren Einschluss in die CVA Eigenmittelanforderung verlangen.

Banken konnen darauf verzichten, die CVA Risiken von gruppeninternen Positionen mit
Eigenmitteln zu unterlegen.

A. Fortgeschrittener Ansatz

(899) Banken, welche eine EPE Modellmethode fur die Kreditdquivalente von Derivaten und
einen Marktrisiko Modellansatz fur die Eigenmittelunterlegung von spezifischen Zinsrisiken im
Handelsbuch verwenden, berechnen ihre CVA Eigenmittelanforderung gemass den in den
Basler Mindeststandards enthaltenen Ausfiihrungen.

B. Standardansatz

[B3899] Alle Uibrigen Banken, d.h. Banken, welche den Anforderungen in Rz 493 nicht genligen,
berechnen die Mindesteigenmittel fir CVA Risiken nach dem Standardansatz oder nach dem
vereinfachten Ansatz.
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Im Standardansatz berechnen sich die Mindesteigenmittel (K) fir das gesamte Portfolio der
Bank gemass der folgenden Formel;38

K =233 (0,5 >SS - > S J2+o,75 >(s)

Gegenparteieni  Index-Positionen ind Gegenparteien i

Dabei stellt

i:wi-[ D> EAD;-M,-D, - ZNh-Mh-Dhj

Netting Sets j Absicherungen h

eine Naherung fur die Standardabweichung von Wertschwankungen aufgrund von CVA Risiken
der Gegenpartei ,,i“ dar und

Sind = Wind*Nind*Mind*Dind

die entsprechende Standardabweichung fiir die CDS Index Absicherungsposition ,ind".
Ferner gilt:

wi ist die Gewichtung der Gegenpartei ,i* auf der Basis ihres externen Ratings gemass der
Tabelle in Rz 511. Bei Gegenparteien ohne externes Rating kann die Bank, vorbehaltlich einer
Genehmigung der FINMA, ihr internes Rating einem externen Rating zuordnen.

EAD; bezeichnet das Kreditaquivalent, geméass Rz 32-123, eines der CVA
Eigenmittelanforderung unterliegenden Netting-Sets ,j* (siehe Rz 107) von Positionen unter
Berlicksichtigung von Sicherheiten, so wie es fir die Eigenmittelunterlegung der Ausfallsrisiken
verwendet wird.

M ist die effektive Restlaufzeit der Transaktionen ,j*. Fir EPE Modell Banken ist M; gemass der
Bestimmungen der Basler Mindeststandards zu berechnen [B2 Anhang 4, §38], jedoch ohne M;
auf finf Jahre zu begrenzen. Fir alle anderen Banken ist M; der grossere Wert aus 1 und dem
gewichteten Durchschnitt der Restlaufzeiten (in Anzahl Jahren) aller Transaktionen des Netting-
Sets, wobei jede Transaktion geméass ihrem Nominalbetrag gewichtet wird.

Dj ist ein Diskontfaktor von [1-exp(-0,05-M;)] / (0,05-M;) fir Banken, welche die Marktwert- oder
Standardmethode zur Bestimmung der Kreditdquivalente verwenden. Fir Banken, welche die
EPE Modellmethode verwenden, ist diese Diskontierung nicht zuldssig, da der
Diskontierungsfaktor bereits in der Variablen M; enthalten ist, also Dj=1.

% Das Hilfsdokument zum FINMA-RS 17/7 zu Beispielen zum Standardansatz fir CVA-Risiken (Rz 494-513)
(www.finma.ch > Dokumentation > Rundschreiben > Anhénge) veranschaulicht die Berechnung.

finma

495*

496

497

498

499

500

501

65/93



\

Nnist der Nominalbetrag einer zur Absicherung des CVA Risikos verwendeten CDS Position
-n“. Wenn keine Absicherung des CVA Risikos mittels CDS betrieben wird, ist Nh=0.

Mh ist die Restlaufzeit des Absicherungsinstruments mit Nominalwert Nn.
Dn ist ein Diskontfaktor von [1-exp(-0,05-Mn)] / (0,05-Ms).

Wind ist die Gewichtung fur Index Absicherungen. Die Bank muss jedem Index ,ind" auf Basis
des durchschnittlichen Spreads eine von sieben Gewichtungen w der Tabelle in Rz 511
zuordnen.

Nina ist der Nominalbetrag einer zur Absicherung des CVA Risikos verwendeten Index CDS
Position ,ind“. Wenn keine Absicherung des CVA Risikos mittels Index CDS betrieben wird, ist
Ning =0.

Mind ist die Restlaufzeit des Absicherungsinstruments mit Nominalwert Ning.
Dind ist ein Diskontfaktor von [1-exp(-0,05-Mind)] / (0,05 Ming).

Bei einer Gegenpartei, die auch in einem Index enthalten ist, der als Basiswert eines zur
Absicherung verwendeten Index CDS dient, kann der auf diese Einzeladresse entfallende
Nominalwert vom Nominalwert des Index CDS abgezogen und als Einzel-Absicherung (Nn)
dieses Kontrahenten mit Falligkeit entsprechend der Index Falligkeit behandelt werden.

Die in dieser Tabelle angegebenen Gewichtungen basieren auf dem externen Rating der
Gegenpartei:
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Externes Rating®® Gewichtung w

AAA — AA 0,7%

A 0,8%

BBB 1%

BB 2%

B 3%

CCC 10%

Ohne Rating Banken 1%
Unternehmen 1,5%
Offentlich-rechtliche Korperschaften nach Anhang 2
Ziffer 2.1 ERV 1,5%
Offentlich-rechtliche Korperschaften nach Anhang 2
Ziffer 2.2 und 2.3 ERV 1%
Zentralregierungen und Zentralbanken 2%
Eidgenossenschaft, Schweizerische Nationalbank,
Européische Zentralbank, Européische Union 0,7%
Ubrige 2%

Beim Vorliegen von zwei oder mehreren unterschiedlichen Ratings pro Gegenpartei gelten fir
die Ermittlung der anzuwendenden Gewichtung die Bestimmungen von Rz 17 sinngemass.

Gewichtet eine Bank die Positionen ohne die Verwendung externer Ratings oder liegt zur
Gewichtung einer Position kein Rating einer anerkannten Ratingagentur vor, so sind die
Gewichte der Ratingklasse ,,0hne Rating“ zu verwenden.

C. Vereinfachter Ansatz

Banken, die nicht die Kriterien fir den fortgeschrittenen Ansatz (Rz 493) erflllen, steht es frei,
anstelle des Standardansatzes (Rz 494 ff.) den vereinfachten Ansatz zu verwenden.

Im vereinfachten Ansatz werden die Mindesteigenmittel fir CVA Risiken fir jeden Kontrakt oder
jedes Netting-Set (geméass Rz 107) einzeln berechnet und dann addiert.

Fur Kontrakte ohne Verrechnung sind die Mindesteigenmittel fir CVA Risiken = 2.33 mal dem
Gewicht w (aus der Tabelle in Rz 511) * das Kreditdquivalent * die Restlaufzeit (in Anzahl
Jahren). Restlaufzeiten unter einem Jahr sind dabei auf ein Jahr aufzurunden.

Fiur Kontrakte mit Verrechnung sind die Mindesteigenmittel fir CVA Risiken pro Netting-Set =
2.33 * dem Gewicht w (aus der Tabelle in Rz 511) * das Kreditaquivalent * dem grésseren Wert
aus 1 und dem gewichteten Durchschnitt der Restlaufzeiten (in Anzahl Jahren) aller

% Siehe die Konkordanztabellen fiir Detailangaben zur Zuordnung der Ratings anerkannter externer Ratingagenturen
zu diesen Gewichten.
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Transaktionen des Netting-Sets, wobei jede Transaktion gemass ihrem Nominalbetrag
gewichtet wird.

Banken, die generell keine Ratings verwenden, dirfen anstelle der Gewichte aus der Tabelle
in Rz 511 ein pauschales Gewicht von w = 2 % verwenden.

XVIII. Kredit- und Wiederbeschaffungsrisiken von Derivaten und SFT mit
zentralen Gegenparteien (Art. 69, 70 und 139 ERV)

Beziglich Positionen von Banken gegeniiber zentralen Gegenparteien gelten die folgenden
Regeln.

A. Allgemeine Begriffe [CCP1 und CCP2 Anhang 4, Section I, A. General
Terms]

e Eine zentrale Gegenpartei (Central Counterparty, CCP) ist eine Clearingstelle, die sich
zwischen Gegenparteien von auf einem oder mehreren Finanzmarkten gehandelten Kon-
trakten stellt und dadurch gegeniber jedem Kaufer als Verkaufer und gegeniber jedem
Verkaufer als Kaufer fungiert und somit die Erfilllung zukinftiger Zahlungsverpflichtungen
aus solchen Kontrakten garantiert. Eine CCP kann auf mehrere Arten Gegenpartei eines
jeden Handelsgeschafts mit Marktteilnehmern werden: durch Novation, durch ein offenes
Angebotssystem oder durch andere vertraglich bindende Vereinbarungen. Im Rahmen der
Basler Mindeststandards ist eine CCP ein Finanzunternehmen.

e Eine qualifizierte zentrale Gegenpartei (qualifying CCP, QCCP) ist ein Unternehmen,
das die explizite oder via Ausnahmebewilligung erteilte Lizenz hat, als CCP zu fungieren
und dies fur die angebotenen Produkte seitens der zustandigen Aufsichtsbehdrde auch tun
darf. Zusatzlich muss die CCP ihren Sitz in einer Jurisdiktion haben, in der sie aufsichts-
rechtlich Gberwacht wird und die zustandige Aufsichtsbehdrde 6ffentlich bekannt macht,
dass die lokalen Vorschriften und Regulierungen fortlaufend mit den CPSS-I0OSCO-
Prinzipien fur Finanzmarkinfrastrukturen konsistent sind.

e Fir Banken zustandige Aufsichtsbehorden behalten sich das Recht vor, von den ihrerseits
Uberwachten Banken Uber die Mindesteigenmittel hinausgehende zusatzliche Eigenmittel
fur Positionen gegenliber zentralen Gegenparteien zu verlangen. Dies kann beispielsweise
angemessen sein, wenn externe Begutachtungen wie ein FSAP4! materielle Mangel bei
der zentralen Gegenpartei oder der Regulierung von zentralen Gegenparteien ergeben ha-
ben und die CCP oder die hierfur zustandige Aufsichtsbehorde zwischenzeitlich die identi-
fizierten Mangel nicht 6ffentlich behandelt haben.

40 Die ,Principles for financial market infrastructures* wurden im April 2012 vom damaligen Committee on Payments
and Settlement Systems (CPSS) und dem technischen Ausschuss der International Organization of Securities Com-
missions (IOSCO) verdffentlicht. Der CPSS wurde im September 2014 umbenannt in Committee on Payments and
Market Infrastructures (CPMI).

41 Financial Sector Assessment Program
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Hat eine CCP ihren Sitz in einer Jurisdiktion, in der die fur CCPs zustandige Aufsichtsbe-
horde die CPSS-IOSCO-Prinzipien nicht auf die CCP anwendet, dann kann die FINMA dar-
Uber befinden, ob die CCP diese Definition erfllt.

Damit eine CCP als QCCP gelten kann, missen ferner die in Rz 564 und 565 genannten
Grossen Kccp, DF¢y und DFp fur die Berechnung der Eigenmittelunterlegung fur Ausfall-
fonds im Einklang mit Rz 566 berechnet und verfligbar gemacht werden.

Ein Clearing-Mitglied ist ein Mitglied oder ein direkter Teilnehmer einer CCP, mit dem
Recht, Transaktionen mit der CCP abzuschliessen, unabhangig davon, ob die Transaktio-
nen mit der CCP fir Zwecke des eigenen Hedgings, der Anlage oder der Spekulation ab-
geschlossen werden oder ob die Transaktionen aufgrund der Intermediarsfunktion zwi-
schen der CCP und anderen Marktteilnehmern erfolgt. 42

Ein Kunde (oder Clearing-Kunde) ist eine Gegenpartei fiir eine Transaktion mit einer
CCP, entweder via ein Clearing-Mitglied, das seine Intermediarsfunktion erfillt, oder ein
Clearing-Mitglied, das die Vertragserfillung des Kunden gegentber der CCP garantiert.

Die Anfangsmarge (Initial Margin, IM) bezeichnet Sicherheiten des Clearing-Mitglieds o-
der des Kunden, die der CCP Ubertragen wurden, um die durch Wertveranderungen der
Transaktionen maglicherweise entstehenden kiinftigen Forderungen der CCP gegeniiber
dem Clearing-Mitglied zu mindern. In folgenden Ausfiihrungen schliessen diese Sicherhei-
tenleistungen keine Beitrdge an eine CCP im Rahmen gemeinsamer Verlustbeteiligungs-
vereinbarungen ein (d.h., falls eine CCP die Anfangsmarge verwendet, um Verluste durch
Ausfall eines Clearing-Mitglieds auf die anderen Clearing-Mitglieder umzulegen, so wird
diese wie ein Ausfallfonds behandelt). Die Anfangsmarge schliesst auch allféllige vom Clea-
ring-Mitglied oder vom Kunden gestellte Sicherheiten ein, welche die von der CCP ver-
langte Mindestmenge Ubersteigen, falls die CCP oder das Clearing-Mitglied in geeigneten
Fallen verhindern kann, dass das Clearing-Mitglied oder der Kunde diese Sicherheiten wie-
der abzieht.

Die Nachschussmarge (Variation Margin, VM) bezeichnet Sicherheiten des Clearing-Mit-
glieds oder des Kunden, die der CCP auf taglicher oder untertaglicher Basis lUbertragen
werden und auf Wertdnderungen ihrer Transaktionen beruhen.

Positionen aus Handelsgeschéften umfassen das gegenwartige*® und das potenzielle
kunftige Kreditrisiko eines Clearing-Mitglieds oder eines Kunden gegeniiber einer CCP, das
mit ausserborslich gehandelten Derivaten, bérsengehandelten Derivaten, SFT sowie Mar-
gen zusammenhangt.

42

43

Fur den Zweck dieser Ausfihrungen, soll im Fall wo eine zentrale Gegenpartei Transaktionen mit einer anderen
zentralen Gegenpartei abwickelt, diese zweite zentrale Gegenpartei als Clearing-Mitglied der ersten betrachtet wer-
den. Ob Sicherheiten der zweiten zentralen Gegenpartei an die erste als Anfangsmarge oder Ausfallfonds-Beitrag
zu betrachten sind, hangt von den kontraktuellen Abmachungen zwischen beiden zentralen Gegenparteien ab. Die
FINMA soll diesbezuglich konsultiert werden.

Im Sinne dieser Definition zahlt zu dem gegenwartigen Kreditrisiko eines Clearing-Mitglieds auch die diesem ge-
schuldete, noch ausstehende Nachschussmarge.
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e Ausfallsfonds (Default Fund, DF), auch Garantiefonds oder anderweitig genannt*4, be-
zeichnet vorfinanzierte oder zugesagte Beitrage der Clearing-Mitglieder im Zusammenhang
mit Verlustbeteiligungsvereinbarungen einer CCP. Die Bezeichnung, die eine CCP fiir ihre
Verlustbeteiligungsvereinbarung hat, ist fur den Status des Ausfallfonds nicht entschei-
dend; vielmehr entscheidet die inhaltliche Substanz solcher Vereinbarungen tber diesen
Status.

e Glattstellungstransaktion bezeichnet die Seite der Transaktion zwischen Clearing-Mit-
glieder und zentraler Gegenpartei, wenn das Clearing-Mitglied im Kundenauftrag agiert
(beispielsweise wenn das Clearing-Mitglied ein Geschéft des Kunden abwickelt [clearing]
oder noviert).

e Eine mehrstufige Kundenbeziehung (Multi Level Client Structure) liegt dann vor, wenn
eine Bank als indirekter Kunde in Transaktionen mit der CCP treten kann, d.h. wenn der
Bank Clearing-Dienstleistungen angeboten werden durch ein Institut, das selber kein direk-
tes Clearing-Mitglied, sondern seinerseits Kunde eines Clearing-Mitglieds oder eines Clea-
ring-Kunden ist. In der Geschéftsbeziehung zwischen zwei Akteuren einer mehrstufigen
Kundenbeziehungen heisst diejenige Partei, welche der anderen die Clearing-Dienstleis-
tung anbietet, der Anbieter (higher level client) und die Partei, welche die Clearing-
Dienstleistung in Anspruch nimmt. heisst Kunde des Anbieters (lower level client).

B. Geltungsbereich

[CCP286(i)] Positionen gegenliber CCPs aufgrund von ausserbdérslich gehandelten Derivaten,
bdrsengehandelten Derivaten, SFT und Transaktionen mit langer Abwicklungsfrist (long
settlement transactions)*® werden gemass Rz 519 und 535-567 dieses Abschnittes
behandelt.#¢ Positionen aus der Abwicklung von Kassageschaften (Aktien, Zinspapiere,
Wahrungen und Rohstoffe) unterliegen nicht dieser Behandlung. Die Abwicklung von
Kassageschéaften wird weiterhin wie in Art. 76 ERV kodifiziert. Fiir Beitrdge an Ausfallfonds, die
nur das Abwicklungsrisiko von Kassageschaften abdecken, gilt ein Risikogewicht von 0 %.

[CCP286(ii))] Wird die Clearing-Mitglied-zu-Kunde-Seite  einer  bdrsengehandelten
Derivattransaktion unter einer bilateralen Netting-Vereinbarung durchgefuhrt, so missen
sowohl die Kundenbank als auch das Clearing-Mitglied diese Transaktion wie eine
ausserborslich gehandelte Derivattransaktion mit Eigenmitteln unterlegen. Das Gleiche gilt
analog fir Transaktionen zwischen einem Anbieter und seinem Kunden im Fall einer
mehrstufigen Kundenbeziehung.

4 Engl: default fund, also known as clearing deposit or guaranty fund contributions (or any other name)

4 Transaktionen mit langer Abwicklungsfrist sind Geschafte, bei denen der Erfullungs- oder Liefertermin vertraglich
spater als der frihere der beiden folgenden Termine festgelegt wird: Marktstandard fiir das betreffende Instrument
bzw. funf Geschéftstage, nachdem die Bank das Geschéft abgeschlossen hat.

4 Dies betrifft insbesondere auch ,kommissionsweise Derivate* des Clearing-Mitglieds auf Rechnung des Kunden,
wenn das Clearing-Mitglied die Erfullungspflicht der zentralen Gegenpartei gegentiber dem Kunden garantiert (siehe
Rz 541).
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C. Zentrale Gegenparteien

[CCP2 Anhang 4, 8188] Unabhangig davon, ob eine CCP als eine QCCP klassifiziert ist (siehe
Rz 521-524), hat eine Bank sicherzustellen, dass sie ausreichend Eigenmittel fiir Positionen
gegeniber der CCP hélt. Im Rahmen der bankinternen Beurteilung der Angemessenheit ihrer
Eigenmittel, sollte eine Bank untersuchen, ob zusatzliche Eigenmittel, welche die
Mindesteigenmittelanforderungen tbersteigen, nétig sind, da z.B. (i) durch Geschéfte mit einer
CCP riskantere Positionen entstehen kénnten oder (ii) unklar sein kénnte, ob die CCP die
Definition einer QCCP erfllllt.

[CCP2 Anhang 4, 8189] Wenn die Bank als Clearing-Mitglied handelt, sollte sie mit
entsprechenden Szenarioanalysen und Stresstests beurteilen kénnen, ob ihre Eigenmittel fur
Positionen gegeniber CCPs die inhdrenten Risiken dieser Transaktionen angemessen
abdecken. Diese Beurteilung sollte mdgliche zukinftige Forderungen oder Eventualver-
pflichtungen abdecken, betreffend zukiinftige Nachschisse an den Ausfallfonds, und/oder
betreffend sekundare Verpflichtungen die Glattstellungstransaktionen von Kunden eines
anderen Clearing-Mitglieds zu Gbernehmen oder zu ersetzen, falls dieses Clearing-Mitglied in
Verzug ist oder zahlungsunféhig wird.

[CCP2 Anhang 4, §190] Eine Bank muss alle Positionen gegentber den CCPs uiberwachen
und das hohere Management, sowie relevante Komitees der Geschéftsleitung und des
Verwaltungsrates regelmassig Uber die Positionen gegeniiber CCPs informieren, sowohl
bezlglich Handels-Positionen gegeniiber den einzelnen CCPs, wie beziglich weiteren
Clearing-Mitglieder-Verpflichtungen, wie etwa Beitrage und Nachschussverpflichtungen an den
Ausfallfonds.

[CCP2 Anhang 4, 8191] Wenn eine Bank mit einer QCCP (siehe Rz 521-524) handelt, so sind
Rz 541-567 anzuwenden. Im Fall von nicht-qualifizierten CCPs sind Rz 539 und 540
anzuwenden. Qualifiziert sich eine CCP seit héchstens drei Monaten nicht mehr als QCCP, und
sofern es die FINMA nicht anders fordert, kénnen die Handelsgeschéafte mit dieser ehemaligen
QCCP weiterhin mit Eigenmitteln unterlegt werden, wie wenn sie von einer QCCP stammen.
Nach drei Monaten miissen aber die Positionen gegeniiber einer solchen CCP geméss Rz 539
und 540 mit Eigenmitteln unterlegt werden.

D. Positionen gegeniber nicht qualifizierten zentralen Gegenparteien

[CCP2 Anhang 4, 8210] Fur die Eigenmittelunterlegung von Positionen aus abgewickelten
Geschaften mit nicht qualifizierten CCPs muissen Banken einen Standardansatz fur
Kreditrisiken anwenden.

[CCP2 Anhang 4, 8211] Banken muissen ein Risikogewicht von 1250 % fir die
Eigenmittelunterlegung ihrer Ausfallfonds-Beitrage an nicht qualifizierten CCPs anwenden. Im
Fall von nicht qualifizierten CCPs werden sowohl vorfinanzierte wie nicht einbezahlte
(unfunded) Ausfallfonds-Beitrage einbezogen, wenn die Bank die Verpflichtung hat auf Anfrage
der CCP weitere Ausfallfonds-Beitrdge nachzuschiessen. Gibt es solche Nachschuss-
Verpflichtungen (z.B. unbegrenzte bindende Verpflichtungen), so wird die FINMA den Betrag
der nicht vorfinanzierten Verpflichtungen ermitteln, auf welche ein Risikogewicht von 1250 %
anzuwenden ist.
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E. Positionen gegenuber qualifizierten zentralen Gegenparteien
a) Positionen aus abgewickelten Geschéften

[CCP2 Anhang 4, §192] Wenn eine Bank als Clearing-Mitglied einer QCCP fir ihre eigenen
Zwecke handelt, muss ein Risikogewicht von 2 % auf die Positionen aus abgewickelten
Geschaften mit der QCCP angewandt werden, seien es ausserbdrslich gehandelte Derivate,
bdrsengehandelte Derivate oder SFT. Wenn das Clearing-Mitglied einem Kunden Clearing-
Dienstleistungen anbietet, wird auch ein Risikogewicht von 2 % auf die Positionswerte (EAD)
des Clearing-Mitglieds gegeniiber der QCCP angewandt, fur die das Clearing-Mitglied
verpflichtet ist, dem Kunden alle Verluste zu erstatten, die aufgrund von Wertveranderung der
Transaktionen bei Ausfall der QCCP entstehen. Von der Bank an die QCCP gestellte
Sicherheiten werden gemass Rz 559-563 gewichtet.

[CCP2 Anhang 4, 8193] Die Positionswerte (EAD) fir solche Geschéften sollen gemass
Abschnitt V mit dem SA-CCR oder der EPE-Modellmethode*” berechnet werden, oder gemass
den Regeln fir besicherte Geschafte und risikomindernde Massnahmen gemass den
Abschitten VI-XII, konsistent mit der gewohnlichen Eigenmittelunterlegung fur entsprechende
Positionen. 48

Die 20-Tages-Untergrenze fur die Mindesthaltedauer in Rz 233 wird bei der Berechnung von
Positionswerten im Zusammenhang mit QCCPs nicht angewandt, insofern nicht eines der
Kriterien aus Rz 234-236 (illiquide Sicherheiten und ,exotische Geschafte*) oder Rz 238
(,Margin Disputes”) erfillt ist. Dies bezieht sich auf Positionswertberechnungen mit dem SA-
CCR und der EPE-Modellmethode, sowie auf Positionswertberechnungen fiir Repo und
repodhnliche Transaktionen gemass Abschnitt X| dieses Rundschreibens und insbesondere Rz
246.

In keinem Fall betrégt die Mindesthaltedauer fur eine Derivateposition gegeniiber einer QCCP
weniger als zehn Handelstage.

Wenn die QCCP keine Nachschussmarge stellt, oder wenn die QCCP einmal eingezogene
Nachschussmarge ungeachtet der Wertanderungen der Transaktionen zurlickbehalt, ohne
dass die Sicherheiten vor einer Insolvenz der QCCP geschiitzt sind, dann betragt der minimale
Zeithorizont fur diese Positionen das Kleinere aus einem Jahr und der Restlaufzeit der
Transaktion, mindestens aber zehn Handelstage. Die Position ist also aus Sicht des Clearing-
Mitglieds oder des Kunden als Derivatgeschaft ohne Margenvereinbarung zu behandeln.

b) Verrechnung (Netting)
[CCP2 Anhang 4, §194] Die Wiederbeschaffungswerte samtlicher Positionen, die fir die

Berechnung der Positionswerte relevant sind, kdnnen als Netto-Wiederbeschaffungswert pro
Netting-Set verrechnet werden, wenn die Abwicklung bei Ausfall einer Gegenpartei, sei es ein

47 Anderungen der EPE-Modellmethode unter Basel |1l sind auch in diesem Zusammenhang zu beriicksichtigen.

48 Siehe Rz 208 fur aufsichtsrechtliche Standard-Haircuts bzw. Rz 212 fiir selbstgeschatzte Haircuts und Rz 242 fir
die Verwendung von VaR-Modellen.
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Zahlungsverzug, Insolvenz oder Konkurs, rechtlich auf Nettobasis durchsetzbar ist,
vorausgesetzt die anwendbaren  Aufrechnungsvereinbarungen erfillen  folgende
Anforderungen:4°

e Rz 137-144 im Fall von Repo und repoahnlichen Geschaften,
e Rz 145-155 im Fall von Derivaten.

e Im Fall der EPE-Modellmethode und Cross-Product Netting, 810-19 des Anhangs 4 des
Basler Textes.

Wenn die oben betroffenen Bestimmungen zu Aufrechnungsvereinbarungen den Begriff Master
Netting Agreement einschliessen, dann sollte der Begriff als Aufrechnungsvereinbarung
gelesen werden, welche rechtlich durchsetzbare Anspriiche auf Verrechnung der Forderungen
und Verpflichtungen aller Kontrakte aus dem Netting-Set liefert.5° Wenn die Bank nicht
nachweisen kann, dass die Aufrechnungsvereinbarungen die obigen Bestimmungen erfiillen,
wird jede einzelne Transaktion als eigenes Netting-Set fiir die Berechnung der
Forderungbetrage betrachtet.

c) Positionen der Clearing-Mitglied-Banken gegentber Kunden

[CCP2 Anhang 4, §195] Das Clearing-Mitglied hat seine Positionen gegeniiber Kunden immer
als bilaterale Geschafte mit Eigenmitteln zu unterlegen (inklusive CVA-Eigenmittelunterlegung,
falls anwendbar), unabhangig davon, ob das Clearing-Mitglied die Zahlungserfillung garantiert
oder als Vermittler zwischen dem Kunden und der QCCP steht. Um jedoch kirzere
Halteperioden bei Close out von abgewickelten Transaktionen anzuerkennen, kénnen Clearing-
Mitglied-Banken die Eigenmittelunterlegung der Positionen gegeniuber ihren Kunden im SA-
CCR oder in der EPE-Modellmethode mit einer Mindesthaltedauer von mindestens funf Tagen
berechnen. Die gleiche Mindesthaltedauer gilt auch fir die Berechnung der CVA-
Eigenmittelanforderung.

[CCP2 Anhang 4, §196] Wenn ein Clearing-Mitglied von seinem Kunden Sicherheiten erhalt
und diese an die QCCP weitergibt, dann darf das Clearing-Mitglied diese Sicherheiten in der
Berechnung des Kreditaquivalents gegeniiber seinem Kunden berlcksichtigen. Diese
Sicherheiten reduzieren also das Kreditrisiko des Clearing-Mitglieds gegeniber dem Kunden.
Das Gleiche gilt analog fiir die Position eines Anbieters gegentiber seinem Kunden im Fall einer
mehrstufigen Kundenbeziehung.

d) Positionen der Bank als Kunde eines Clearing-Mitglieds

[CCP2 Anhang 4, 8197] Wenn eine Bank ein Kunde eines Clearing-Mitglieds ist und in eine
Transaktion mit dem Clearing-Mitglied eintritt, welcher als Finanzintermediar fungiert (d.h. das
Clearing-Mitglied schliesst eine entsprechende Glattstellungstransaktion mit einer QCCP ab),
kénnen diese Positionen der Bank gegeniiber dem Clearing-Mitglied geméss Rz 541-550
behandelt werden, wenn die nachstehenden Bedingungen erfillt sind (Rz 554-556). Ebenso,

4 Im Sinne dieses Abschnitts XVIII bezieht sich die Behandlung von Aufrechnungsvereinbarungen (Netting) auch
samtliche bérsengehandelten Derivate.

50 Damit wird der Tatsache Rechnung getragen, dass die gegenwartig von den zentralen Gegenparteien genutzten
Aufrechnungsvereinbarungen nicht dasselbe Standardisierungsniveau bieten wie die bilateralen Aufrechnungsver-
einbarungen im ausserbérslichen Handelsbereich.
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wenn eine Bank als Kunde in eine Transaktion mit der QCCP eintritt und ein Clearing-Mitglied
die Leistung des Kunden garantiert, kénnen die Positionen des Kunden gegenlber der QCCP
die Behandlung gemass Rz 541-550 erhalten, wenn die Bedingungen in Rz 554-556 erflllt
sind. Das Gleiche gilt analog fiir die Position eines Kunden gegentber seinem Anbieter im Fall
einer mehrstufigen Kundenbeziehung.

e Die Glattstellungstransaktionen sind von der QCCP als Kundengeschéfte identifiziert und
die QCCP und/oder das Clearing-Mitglied halten dafir Sicherheiten, die verhindern, dass
der Kunde unter folgenden Bedingungen zu Verlusten kommt: (i) Ausfall oder Insolvenz des
Clearing-Mitglieds, (ii) Ausfall oder Insolvenz der anderen Kunden des Clearing-Mitglieds
und (iii) der gemeinsame Ausfall oder Insolvenz des Clearing-Mitglieds und seiner anderen
Kunden.5!

e Der Kunde muss die rechtliche Situation abgeklart haben und auf einer soliden Basis zum
Schluss kommen, dass die obengenannten Regelungen im Fall eines Rechtsstreits in allen
relevanten Rechtsordnungen rechtlich giltig, bindend und notfalls auch gerichtlich durch-
setzbar sind. Diese rechtliche Abklarung muss aktuell sein und periodisch tberpruft wer-
den.

e Alle relevanten Gesetze, Verordnungen, Vorschriften, vertragliche oder administrative Re-
gelungen bestétigen, dass im Falle eines Ausfalls oder einer Insolvenz des Clearing-Mit-
glieds, die Glattstellungstransaktionen mit dem ausgefallenen oder zahlungsunféhigen
Clearing-Mitglieds mit hoher Wahrscheinlichkeit weiterhin indirekt durch oder mit der QCCP
abgewickelt werden. In solchen Fallen werden die Positionen und Sicherheiten des Kunden
mit der QCCP zum Marktwert Ubertragen, es sei denn, dass der Kunde verlangt, dass die
Positionen zum Marktwert glattgestellt werden.

[CCP2 Anhang 4, 8198]Wenn ein Kunde nicht gegen Verluste geschiitzt ist, die im Falle eines
gemeinsamen Ausfalls oder einer Insolvenz des Clearing-Mitglieds und eines anderen Kunden
entstehen, aber sonst alle anderen Bedingungen unter Rz 553-556 erfilllt sind, kommt ein
Risikogewicht von 4 % auf die Positionswerte (EAD) der Kunden gegeniber dem Clearing-
Mitglied oder dem Anbieter zur Anwendung.

[CCP2 Anhang 4, 8199] Wenn die Bank Kunde eines Clearing-Mitglieds ist und die
Bedingungen unter Rz 554-557 nicht erfillt sind, muss die Bank ihre Positionen (einschliesslich
CVA Eigenmittelunterlegung, falls anwendbar) mit dem Clearing-Mitglied als bilaterale
Geschéfte unterlegen.

e) Behandlung von Sicherheiten

[CCP2 Anhang 4, 8200-201] Aus der Perspektive der Bank, die Sicherheiten stellt, missen
gestellte Vermdgenswerte oder Sicherheiten immer die Risikogewichte erhalten, die fir diese

51 Im Falle der Insolvenz des Clearing-Mitglieds darf kein rechtliches Hindernis bestehen (abgesehen von der Notwen-
digkeit einer gerichtlichen Anordnung, die der Kunde erwirken kann), das einer Ubertragung der Sicherheiten von
Kunden eines zahlungsunfahigen Clearing-Mitglieds auf die zentrale Gegenpartei, ein oder mehrere zahlungsfahige
Clearing-Mitglieder, den Kunden selbst oder einen Bevoliméchtigten des Kunden im Wege steht. Die nationalen
Aufsichtsinstanzen sollten bei der Bestimmung, ob diese Bedingungen aufgrund bestimmter Tatsachen erfullt sind,
konsultiert werden.
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Positionen Ublicherweise im Rahmen der Eigenmittelunterlegung gelten, unabhéngig von der
Tatsache, dass solche Vermdgenswerte als Sicherheiten gestellt wurden. 52

Wenn Vermdgenswerte oder Sicherheiten von einem Clearing-Mitglied oder Kunden an eine
QCCP oder ein Clearing-Mitglied Ubertragen wurden und nicht in einer insolvenzsicheren Form
(bankruptcy remote) gehalten werden, muss die Bank, die diese Vermdgenswerte oder
Sicherheiten stellt, zusatzlich das Kreditrisiko gegenuber der Gegenpartei, die die
Vermdgenswerte oder Sicherheiten hélt, mit Eigenmitteln unterlegen. Fir diesen Zweck
missen die Buchwerte der gestellten Sicherheiten um die Haircuts geméss Rz 208-277 erhéht
werden. Anschliessend werden die gestellten Sicherheiten in die Berechnung der
Positionswerte aus Handelsgeschéften einbezogen. Unter dem SA-CCR sind sie zu C und
NICA hinzuzuzahlen (vgl. Rz 108 und Rz 110). Unter der EPE-Modellmethode werden sie
entweder in die Simulation integriert oder separat mit alpha multipliziert.

[CCP2 Anhang 4, §201] Falls die Gegenpartei, welche die Sicherheiten und Vermdgenswerte
halt, die QCCP ist, so wird ein Risikogewicht von 2 % auf Sicherheiten angewandt, die in den
entsprechenden Positionswerten fiir abgewickelte Geschafte mit abgedeckt sind. Halt die
QCCP die Sicherheiten oder Vermégenswerte fiir andere Zwecke, so sind die entsprechenden
Risikogewichte anzuwenden.

[CCP2 Anhang 4, 8202] Gestellte Sicherheiten des Clearing-Mitglieds (einschliesslich Barmittel,
Wertpapiere, andere verpfandete Vermdgenswerte und Anfangs- und Nachschussmarge), die
von einem Verwahrer (Custodian®®) gehalten werden, und die gegeniber der QCCP
insolvenzgesichert sind (bankruptcy remote), unterliegen nicht der Eigenmittelunterlegung des
Gegenparteikreditrisiko gegenliber solchen insolvenzsicheren Verwahrer. In die Berechnung
der risikogewichteten Positionen fiir das Gegenparteikreditrisiko gehen sie mit einem 0 %
Risikogewicht ein.

[CCP2 Anhang 4, 8203] Gestellte Sicherheiten eines Kunden, die von einem Verwahrer
gehalten werden und die gegeniiber der QCCP, dem Clearing-Mitglied und anderen Kunden
insolvenzgesichert sind, unterliegen nicht einer Eigenmittelunterlegung fir das
Gegenparteikreditrisiko. Wenn die Sicherheiten bei der QCCP stellvertretend fur den Kunden
und nicht in einer insolvenzgesicherten Form gehalten werden, muss ein Risikogewicht von 2 %
auf die Sicherheiten angewandt werden, wenn die Voraussetzungen von Rz 553-556 erfullt
sind; oder 4 % wenn die Bedingungen in Rz 557 erfuillt sind.

f) Beitrage an Ausfallfonds (Art. 70 ERV)

[CCP2 Anhang 4, §206] Fur Banken, die als Clearing-Mitglieder einer QCCP agieren, missen
die Mindesteigenmittel, die sich aus den Verpflichtungen gegeniber dem Ausfallfonds der
QCCP ergeben, entsprechend den Vorgaben des Basel Il Textes “Capital requirements for
bank exposures to central counterparties” (Rz 8) berechnet werden. Die hierzu nétigen
Berechnungsschritte kdénnen durch die QCCP, die Bank, die fur die QCCP zustandige

52 Als Sicherheiten gestellte Vermogenswerte kénnen Bestandteil des Handelsbuchs der Bank sein. Es gilt die ent-
sprechende Behandlung wie wenn die Vermdgenswerte nicht als Sicherheiten gestellt worden waren.

53 Der in diesem Absatz verwendete Begriff ,Verwahrer* umfasst Treuhander, Vermittler, Pfandglaubiger, gesicherte
Glaubiger oder andere Personen, die Vermégenswerte verwahren, ohne Inhaber wirtschaftlicher Rechte an diesen
Vermodgenswerten zu sein; ferner kdnnen aufgrund dieser Verwahrtéatigkeit keine rechtlich durchsetzbaren Forde-
rungen der Glaubiger des Verwahrers und keine gerichtlich verfugte Aussetzung der Riickgabe der Vermbgenswerte
im Falle der Zahlungsunfahigkeit oder des Konkurses des Verwahrers geltend gemacht werden.
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Aufsichtsbehtrde oder eine andere Institution mit Zugang zu den notwendigen Daten
ausgefihrt werden, insofern die Bedingungen aus Rz 566 erfillt sind. Die Mindesteigenmittel
sind nicht durch die Maximalhéhe der vertraglichen Verpflichtungen der Bank gegeniiber dem
Ausfallfonds limitiert.

[CCP2 Anhang 4, §207] Die Mindesteigenmittel fir Risiken gegeniiber dem Ausfallfonds einer
QCCP berechnen sich nach der folgenden Formel:

KCCP

— P .80 x 29 ) x DF,
DFccp + DFcy Yo x 2% Bank

Kgank = max(

wobei

Kc.cp = Die hypothetischen Mindesteigenmittel der QCCP entsprechend dem
Gegenparteikreditrisiko gegeniber allen Clearing-Mitgliedern und deren Kunden;

DF..p = Die vorfinanzierten eigenen Mittel der QCCP (z.B. zum Ausfallfonds beitragende
Eigenmittel, Gewinnriicklagen, etc), welche von der QCCP verwendet werden
mussen, um Verluste durch den Ausfall von Clearing-Mitgliedern zu tragen, und die
den vorfinanzierten Ausfallfonds-Beitrdgen der Clearing-Mitglieder gegentber
gleichrangig oder nachrangig sind.

DF., = Die gesamten vorfinanzierten Ausfallfonds-Beitrage aller Clearing-Mitglieder; und

DFg..x = Der vorfinanzierte Beitrag der Bank am Ausfallfonds der QCCP

[CCP2 Anhang 4, §208] Die QCCP, die Bank, die zustandige Aufsichtsbehorde oder eine
andere Institution mit Zugang zu den notwendigen Daten muss die Berechnung von K¢p, DF¢y,
und DF.p ausfiihren und zwar in solcher Weise, dass die zustéandige Aufsichtsbehorde der
QCCP die Berechnungen prifen kann. Gentigend Information muss zur Verfligung gestellt
werden, um sicherzustellen, dass jede Clearing-Mitglied-Bank die Eigenmittelunterlegung fur
ihren Ausfallfonds-Beitrag berechnen kann und die Aufsichtsbehérde der Clearing-Mitglied-
Bank (oder eine von ihr beauftragte Prifgesellschaft) die Berechnung prufen und bestatigen
kann. K. soll mindestens quartalsweise berechnet werden, obwohl nationale
Aufsichtsbehorden im Fall von materiellen Anderungen haufigere Berechnungen fordern
kénnen (z.B. wenn die QCCP neue Produkte abwickelt). Die QCCP, die Bank, die zustandige
Aufsichtsbehtrde oder eine andere Institution, die die Berechnungen gemacht hat, soll der
Aufsichtsbehtrde des Herkunftlandes der Clearing-Mitglied-Bank genligend aggregierte
Information zur Zusammensetzung der Positionen der QCCP gegenuber seiner Clearing-
Mitglieder zur Verfliigung stellen und jedem Clearing Member geniigend Information zur
Berechnung von K cp, DF;,, und DF..p zur Verfiigung stellen. Diese Information soll mindestens
so haufig zur Verfligung gestellt werden wie die Aufsichtsbehérde des Herkunftlandes der
Clearing Member Bank zum Monitoring der Risiken des Clearing-Mitglieds braucht. K-, und
Kgank missen mindestens quartalsweise neu berechnet werden und sollten auch neu berechnet
werden, wenn materielle Anderungen in der Anzahl oder im Risikoprofil der abgewickelten
Transaktionen oder materielle Anderungen beziiglich den finanziellen Resourcen der QCCP
stattfinden.
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g) Deckelung der Mindesteigenmittel in Bezug auf QCCPs

[CCP2 Anhang 4, §209] Wenn die Summe der Mindesteigenmittel fir Handelspositionen
(Rz 541-550 und Rz 559-563) und fir Verpflichtungen gegeniber dem Ausfallfonds (Rz 564—
566) hoher ist als die Mindesteigenmittel unter Rz 539-540, die resultieren wiirden, wenn die
CCP nicht qualifiziert ware, dann gelten fir die QCCP die Mindesteigenmittel unter Rz 539—
540.

XVllla Grundpfandgesicherte Positionen (Art. 72 ERV)

Kreditanteile mit Zusatzdeckung in Form verpfandeter Vorsorgeguthaben oder verpfandeter
Vorsorgeleistungen nach ERV Art. 72 Abs. 4 kénnen unter den in Bst. a—c dieses Artikels
genannten Voraussetzungen unter dem SA-BIZ mit einem Risikogewicht von 35% gewichtet
werden.

Sind die Mindestanforderungen gemaéss den ,Richtlinien betreffend Mindestanforderungen bei
Hypothekarfinanzierungen“ der Schweizerischen Bankiervereinigung vom Juli 2014 nicht
eingehalten, wird der Risikogewichtungssatz von 100 % auf den gesamten Kreditbetrag (alle
Tranchen) angewendet, ungeachtet der Verpfandungen nach Rz 567.1. Das Domizil des
Kreditnehmers, der Ort der Liegenschaft oder der von der Bank fur die Bestimmung der
Mindesteigenmittel verwendete Ansatz werden dabei nicht beachtet.

XIX. Ubergangsbestimmungen

Aufgehoben
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Anhang 1

finma

Multilaterale Entwicklungsbanken

Als Multilaterale Entwicklungsbanken im Sinne von Art. 66 ERV bzw. Anhang 2 Ziff. 3.2 gelten:

e World Bank Group einschliesslich International Bank for Reconstruction and Development
(IBRD) International Development Association (IDA) und International Finance Corporation
(IFC) Multilateral Investment Guarantee Agency (MIGA)

e Asian Development Bank (ADB)

e African Development Bank (AfDB)

e European Bank for Reconstruction and Development (EBRD)
¢ Inter-American Development Bank (IADB)

e European Investment Bank (EIB)

e European Investment Fund (EIF)

e Nordic Investment Bank (NIB)

e Caribbean Development Bank (CDB)

e Islamic Development Bank (IDB)

e Council of Europe Development Bank (CEDB)

e Asian Infrastructure Investment Bank (AlIB)
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Anhang 2 £ finma

Vereinfachter SA-CCR

Der vereinfachte SA-CCR (VSA-CCR) kann von Banken in den Aufsichtskategorien 4 und 5 1
angewendet werden. Der VSA-CCR folgt grundsatzlich der Berechnung des Kreditaquivalents

nach dem SA-CCR. Die Vereinfachung findet rein auf der Seite des Dateninputs in den SA-

CCR statt, und zwar wie folgt:

e Alle Transaktionen werden als Transaktionen ohne Margenausgleich behandelt, wodurch 2
entsprechende transaktionsspezifische Dateninputs wie TH, MTA oder NICA (vgl. Rz 39)
nicht erforderlich sind. Dies gilt ohne Ausnahme fir alle Transaktionen eines Netting Set,
unter dem VSA-CCR.

e Fir jede Transaktion (mit Ausnahme der nachfolgend erwéhnten) sind im Minimum nur 3
diejenigen Parameter in transaktionsspezifischer Form erforderlich wie sie bereits fur die
Anwendung der Marktwertmethode nach altem Recht erforderlich waren.

e Derivate auf Gold sind neu unter die Risikofaktorkategorie Rohstoffe einzuordnen. Deri- 4
vattransaktionen auf Elektrizitat sind als solche zu kennzeichnen und es muss der korrekte
Skalierungsfaktor nach SA-CCR verwendet werden. Fir CDO-Tranchen muss das kor-
rekte aufsichtsrechtlichen Delta nach SA-CCR verwendet werden, was den Ankniipfungs-
und Ablésungspunkt als Input voraussetzt.

e Die restlichen zur Anwendung des SA-CCR erforderlichen Dateninputs muissen nicht 5
transaktionsspezifisch vorliegen, an ihrer Stelle kbnnen sogenannte ,Fallback-Inputs” (d.h.
Standard-Inputwerte) verwendet werden wie sie in der nachstehenden Tabelle vorgege-
ben sind.

e Alle Transaktionen einer Risikofaktorkategorie, fiir die Fallback-Inputs verwendet werden, 6
sind obligatorisch als Long-Positionen zu betrachten. Die Aggregation passiert dann wie
folgt

e Zinsen: alle Trades als in CHF betrachten. Einfache Summe innerhalb der drei Lauf- 7
zeitbander (keine Kompensation, da alle delta>0) und Aggregation via Formel in
Rz 87.

e Wahrungen, Aktien, Kredit und Rohstoffe: Jeweils einfache Summe uber alle Trans- 8
aktionen. Das ist aquivalent zur Annahme, dass sich alle Kreditderivate auf den glei-
chen Referenzschuldner, alle Aktienderivate auf den gleichen Emittenten und alle
Rohstoffderivate auf das gleiche Metall beziehen.

e Innerhalb der Risikokategorien, bei denen die einzige Vereinfachung darin besteht, dass 9
alles als ,ohne Margenausgleich” behandelt wird, darf die Aggregation gemass vollstandi-
gem SA-CCR durchgefiihrt werden und die Einschrénkung delta>0 entfallt.

e Viele Fallback-Inputs sind fakultativ, d.h. sie dirfen frei durch transaktionsspezifische 10

Dateninputs ersetzt werden. Bei den sogenannten obligatorischen Fallbacks gibt es jedoch
die oben erwahnten Einschrankungen, die auch in der Tabelle préazisiert werden.
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Vereinfachter SA-CCR
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Randziffer, in der | Erforderlicher Risikofaktor- oder Dateninput vorhan- Fallback-Input Obligatorischer
der Dateninput Dateninput Produkt-Kategorie, den, weil er bereits oder fakultativer
erstmals genannt auf die der Date_nin- far die Mark';wert_me- Fallback-Input
wird put beschrankt ist thode benétigt wird?
Rz 34 Netting Set Vorhanden NA, d.h. verwende vorhan- | NA
dene Netting Sets
Rz 35 Mit Margenaus- Nicht vorhanden Alle Transaktionen als "ohne | Obligatorisch
gleich? Margenausgleich" behan-
deln
Rz 36 Kann Wiederbe- Vorhanden NA, d.h. verwende vorhan- | NA
schaffungswert po- dene Information
sitiv werden
(ja/nein)?
Rz 37, 38 Netto Marktwert (V) Vorhanden NA, d.h. verwende vorhan- | NA
dene Information
Rz 37, 38 Sicherheiten (C) Vorhanden NA, d.h. verwende vorhan- | NA
dene Information in geeig-
neter Form.%4

54 Bei bankseitigen IT-Implementationen sind hier zwei Falle denkbar, fiir die sich folgende fallspezifische Verwendung der vorhandenen Information in geeigneter

Form ergibt:
Fall 1:

um Doppelverwendung von Sicherheiten zu vermeiden.

Fall 2:

Ende" nicht nochmals vom mit dem SA-CCR berechneten Kreditaquivalent abgezogen werden.

Werden Sicherheiten wie bei der Marktwertmethode ,am Ende“ vom Wert des berechneten Kreditaquivalents abgezogen, dann ist C=0 der Fallback-Input,

Werden, wie beim SA-CCR vorgesehen, die Sicherheiten bereits bei der Berechnung des Kreditaquivalents beriicksichtigt, dann dirfen die Sicherheiten ,am
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Vereinfachter SA-CCR

Randziffer, in der

Erforderlicher

Risikofaktor- oder

Dateninput vorhan-

Fallback-Input

Obligatorischer

der Dateninput Dateninput Produkt-Kategorie, den, weil er bereits oder fakultativer
erstmals genannt auf die der Date_nin- far die Mark';wert_me- Fallback-Input
wird put beschrankt ist thode benétigt wird?
Rz 39 TH+MTA-NICA Nicht vorhanden Nicht nétig, da alle Transak- | Obligatorisch
tionen obligatorisch als
"ohne Margenausgleich" be-
handelt werden
Rz 40-43 Inkongruenz zwi- Nicht vorhanden Nicht nétig, da alle Transak- | Obligatorisch
schen Netting Set tionen obligatorisch als
und Margenaus- "ohne Margenausgleich" be-
gleich? handelt werden
Rz 51 Binare Option Nicht vorhanden "Nein", d.h. keine Unter- Fakultativ
(ja/nein)? scheidung, d.h. wie normale
Option behandeln
Rz 52, 61 Nominalwert Vorhanden NA, d.h. verwende vorhan- | NA
dene Information
Rz 53 Startzeit (S) und IR, Credit Nicht vorhanden S=0 und E=M (d.h. Restlauf- | Fakultativ
Endzeit (E) zeit)
Rz 63 Restlaufzeit (M) Vorhanden NA, d.h. verwende vorhan- | NA

dene Information. Falls nur
die Zugehorigkeit zu den
einzelnen Laufzeitbandern
vorhanden ware, dann setze
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Randziffer, in der | Erforderlicher Risikofaktor- oder Dateninput vorhan- Fallback-Input Obligatorischer
der Dateninput Dateninput Produkt-Kategorie, den, weil er bereits oder fakultativer
erstmals genannt auf die der Date_nin- far die Mark';wert_me- Fallback-Input
wird put beschrankt ist thode benétigt wird?
M gleich dem Wert, der der
Obergrenze des Laufzeit-
bands entspricht und fir das
oberste Laufzeitband setze
M = 20 Jahre.
Rz 64 MPOR Nicht vorhanden Nicht nétig, da alle Transak- | Obligatorisch
tionen obligatorisch als
"ohne Margenausgleich" be-
handelt werden
Rz 67 Long oder Short? Nicht vorhanden Kein Netting von Add-ons im | Obligatorisch in-
vereinfachten SA-CCR, da- |nerhalb von Risiko-
her alles als Long (delta>0) | faktorkategorien
Zu betrachten mit Fallback-Inputs
Rz 68 Option (ja/nein)? Nicht vorhanden Nicht als Option behandeln | Fakultativ
(delta = 1)
Rz 68 P/Kund T Optionen Nicht vorhanden Nicht als Option behandeln | Fakultativ
(delta = 1)
Rz 69 CDO Tranche Nicht vorhanden Kein Fallback, sondern Input | NA
(ja/nein)? muss vorhanden sein

82/93



Anhang 2

Vereinfachter SA-CCR

Randziffer, in der

Erforderlicher

Risikofaktor- oder

Dateninput vorhan-

Fallback-Input

Obligatorischer

der Dateninput Dateninput Produkt-Kategorie, den, weil er bereits oder fakultativer
erstmals genannt auf die der Date_nin- far die Mark';wert_me- Fallback-Input
wird put beschrankt ist thode benétigt wird?
Rz 69 A, D CDO Tranchen Nicht vorhanden Kein Fallback, sondern Input | NA
muss vorhanden sein und
delta muss >0 sein (da alles
als Long zu betrachten ist)
Rz 71 Basistransaktion FX, EQ, Credit, Com- | Nicht vorhanden Wie normale Transaktion Fakultativ
(ja/nein)? modities behandeln (d.h. SF wird
nicht reduziert)
Rz 60, 72 Volatilititstransak- Nicht vorhanden Wie normale Transaktion Fakultativ
tion (ja/nein)? behandeln (d.h. vertragli-
cher Nominalwert verwen-
den und SF wird nicht er-
hoht)
Rz 73 Aggregation und Nicht vorhanden Wegen delta>0 sind alle Obligatorisch in-

Kriterien fur voll-
standige und parti-
elle Verrechnung
erfullt?

SEN positiv. Siehe Instrukti-
onen zur Aggregation am
Anfang des Anhangs. D.h.
alle Zinsderivate als in CHF
betrachten (Restlaufzeit M
ist bekannt). Annehmen,
dass sich alle Kreditderivate
auf den gleichen Referenz-
schuldner, alle Aktienderi-
vate auf den gleichen

nerhalb von Risiko-
faktorkategorien
mit Fallback-Inputs
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Randziffer, in der | Erforderlicher Risikofaktor- oder Dateninput vorhan- Fallback-Input Obligatorischer
der Dateninput Dateninput Produkt-Kategorie, den, weil er bereits oder fakultativer
erstmals genannt auf die der Datenin- | flr die Marktwertme- Fallback-Input
wird put beschrankt ist thode benétigt wird?
Emmittenten und alle Roh-
stoffderivate auf das gleiche
Metall beziehen.
Rz 105 Risikofaktorkatego- Vorhanden Gold wird neu als Rohstoff | NA
rie eingestuft, ansonsten vor-
handene Information fiir Zu-
ordnung verwenden
Rz 105 Index (ja/nein)? EQ, Credit Nicht vorhanden Nicht als Index behandeln, Fakultativ
sondern als ,Single Name*
Rz 105 Investment Grade Credit Indizes Nicht vorhanden Alles als "BB" rated Single Fakultativ
(ja/nein)? Name behandeln
Rz 105 Rating des Refe- Credit Nicht vorhanden Alles als "BB" rated Single Fakultativ
renzschuldners Name behandeln
Rz 105 Elektrizitat Commodities Nicht vorhanden kein Fallback, sondern Input | NA
(ja/nein)? muss vorhanden sein
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Konkordanztabellen

Konkordanztabelle fir Nicht-Verbriefungspositionen: Langfrist-Ratings

Ratingklasse 1&2 3 4 5 6 7
(Anhang 2 ERV)
Ratingagentur®
DBRS AAA bis AA(low) | A(high) bis A(low) BBB(high) bis BB(high) bis B(high) bis B(low) CCC(high) bis
BBB(low) BB(low) C(low)

Fitch AAA bis AA- A+ bis A- BBB+ bis BBB- BB+ bis BB- B+ bis B- CCC+ hisC
Moody’s Investors Service Aaa bis Aa3 Al bis A3 Baal bis Baa3 Bal bis Ba3 B1 bis B3 Caal bis C
Standard and Poor’s AAA bis AA- A+ bis A- BBB+ bis BBB- BB+ bis BB- B+ bis B- CCC+bhisC
fedafin AG Aaa bis Aa- A+ bis A- Baa+ bis Baa- Ba+ bis Ba- B+ bis B- C
Scope Ratings AAA bis AA- A+ bis A- BBB+ bis BBB- BB+ bis BB- B+ bis B- CCChbisD

Hinweis: Die Konkordanztabelle, welche das Risikogewicht pro Ratingklasse zeigt, findet sich im Anhang 2 der ERV.

55 Verwendung fur Marktsegmente gemass der Liste anerkannter Ratingagenturen (www.finma.ch > Bewilligung > Ratingagenturen)
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Il. Konkordanztabelle fur Nicht-Verbriefungspositionen: Kurzfrist-Ratings

Ratingklasse ST1 ST2 ST3 ST4
Ratingagentur>®
DBRS R-1H/R-1M/ R-1L R-2H/R-2M / R-2L R-3 R-4/R-5/D
Fitch F1+/F1 F2 F3 B/C/RD/D
Moody'’s Investors Service P-1 pP-2 P-3 NP
Standard and Poor’s A-1+/A-1 A-2 A-3 B-1/B-2/B-3/C/SD/D
Scope Ratings S-1+ S-1 S-2 S-3,S-4
Risikogewicht (SA-BIZ) 20% 50% 100% 150%

56 Verwendung fiir Marktsegmente gemass der Liste anerkannter Ratingagenturen (www.finma.ch > Bewilligung > Ratingagenturen)
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lll. Konkordanztabelle fir Verbriefungspositionen: Langfrist-Ratings im Rah-
men des SEC-ERBA

Ratingklasse DBRS Fitch Moody’'s Investors | Standard and
Service Poor’s
ERBA-LT1 AAA AAA Aaa AAA
ERBA-LT2 AA(high) AA+ Aal AA+
ERBA-LT3 AA AA Aa2 AA
ERBA-LT4 AA(low) AA- Aa3 AA-
ERBA-LT5 A(high) A+ Al A+
ERBA-LT6 A A A2 A
ERBA-LT7 A(low) A- A3 A-
ERBA-LT8 BBB(high) BBB+ Baal BBB+
ERBA-LT9 BBB BBB Baa2 BBB
ERBA-LT10 BBB(low) BBB- Baa3 BBB-
ERBA-LT11 BB(high) BB+ Bal BB+
ERBA-LT12 BB BB Ba2 BB
ERBA-LT13 BB(low) BB- Ba3 BB-
ERBA-LT14 B(high) B+ B1 B+
ERBA-LT15 B B B2 B
ERBA-LT16 B(low) B- B3 B-
ERBA-LT17 CCC(high)/CCC/|CCC+ /| CCC /| Caal / Caa2 /|cCcCC+ [/ cccCc |/
CCC(low) CCC- Caa3 CCcC-
ERBA-LT18 Unter CCC(low) Unter CCC- Unter Caa3 Unter CCC-

Hinweis: Die zugehdrigen Risikogewichte stehen in [SEC8117] (vgl. Rz 9)
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IV. Konkordanztabelle fir Verbriefungspositionen: Kurzfrist-Ratings im Rah-
men des SEC-ERBA

Ratingklasse DBRS Fitch Moody’'s Investors | Standard and
Service Poor’s
ERBA-ST1 R-1 F1 P-1 A-1
ERBA-ST2 R-2 F2 P-2 A-2
ERBA-ST3 R-3 F3 P-3 A-3
ERBA-ST4 Alle Ubrigen | Alle Ubrigen | Alle Gbrigen | Alle Ubrigen
Ratings Ratings Ratings Ratings

Hinweis: Die zugehdrigen Risikogewichte stehen in [SEC8116] (vgl. Rz 9)
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Anhang 4

Marktwertmethode fur Derivate
(Art. 57 ERV in der Fassung vom 1.
Juli 2016)

A. Add-on-Satze (Art. 57 ERV)

Bei der Marktwertmethode werden die Add-ons, wie in Rz 9—29 néher ausgefuhrt, unter
Verwendung der folgenden Add-on-Satze berechnet:

Add-on-Satz in Prozent,
Basiswert des Kontrakts grundsétzlich nach Restlaufzeit
> 1 Jahr
<1 Jahr <5 Jahrel > 5 Jahre

1. |Zinsen 0.0 0.5 15
2. |Wéhrungen und Gold 1.0 5.0 7.5
3. |Beteiligungstitel 6.0 8.0 10.0
4. |Edelmetalle (ohne Gold) 7.0 7.0 8.0
5. |Ubrige Rohstoffe 10.0 12.0 15.0
6. |Kreditderivate (mit Referenzforderung der Kate- 5.0 5.0 5.0

gorien ,Zentralregierungen und Zentralbanken*

oder ,qualifizierte Zinsinstrumente* nach Art. 4

Bst. g ERV)
7. |Kreditderivate (mit Referenzforderung der Kate- 10.0 10.0 10.0

gorie ,Ubrige* nach Anhang 5 ERV)

Ist die Zuordnung des Kontrakts nach seinem Basiswert zu einer der Kategorien 1 bis 7 nach
Rz 2 zweifelhaft, ist der Kontrakt wie ein Kontrakt auf ,Ubrige Rohstoffe” (Kategorie 5) zu
behandeln.

[8708] Add-on-Satze fur First-, Second- und nt'-to-Default-Swaps: Bei First-to-Default-Swaps
bestimmt sich der Add-on-Satz in Abh&ngigkeit von der riskantesten im Basket enthaltenen
Referenzforderung. Fiir Second- und ntt-to-Default-Swaps ist in Analogie die zweitriskanteste
bzw. die nt-riskanteste Referenzforderung im Basket massgebend, um den Add-on-Satz zu
bestimmen.

Fur Kontrakte, deren Wiederbeschaffungswert nicht positiv werden kann, darf ein Add-on von
null verwendet werden.

Fur Kontrakte, bei denen Nennbetrdge mehrfach ausgetauscht werden, sind die Add-on-Sétze
mit der Anzahl der im Rahmen des Kontrakts noch zu leistenden Zahlungen zu multiplizieren.

Bei Kontrakten, die so strukturiert sind, dass offene Engagements nach festgesetzten
Zahltagen glattgestellt werden, und deren Bedingungen jeweils so angepasst werden, dass der
Marktwert des Kontrakts an diesen Tagen gleich null ist, gilt als Restlaufzeit die Zeit bis zum
nachsten Neufestsetzungstermin. Bei Zinskontrakten mit einer Restlaufzeit von Uber einem
Jahr, die die obigen Kriterien erfiillen, besteht fiir den Add-on-Satz eine Untergrenze von 0.5 %.

Fur Floating/Floating-Zinsswaps in einer einzigen Wahrung betragt der Add-on-Satz 0 % bzw.
es wird kein Add-on berechnet. Das Kreditaquivalent aus diesen Kontrakten wird somit allein
anhand des jeweiligen Wiederbeschaffungswerts ermittelt.
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(Art. 57 ERV in der Fassung vom 1.
Juli 2016)

B. Kreditaquivalent (Art. 57 ERV)

Die Berechnung des Kreditaquivalents ist grundsétzlich davon abhéangig, ob eine Verrechnung
mit einer Gegenpartei nach Art. 61 ERV stattfindet.

a) Kreditaquivalent ohne Verrechnung nach Art. 61 ERV

Grundsatzlich wird der Add-on durch Multiplikation des anzuwendenden Add-on-Satzes nach
Rz 1-8 mit dem Nennwert des Kontraktes als Bemessungsgrundlage berechnet. Falls der
Nennwert durch die Struktur der Transaktion eine Hebelwirkung erfahrt oder vergrossert wird,
muss der tatsachliche Nennwert zugrunde gelegt werden.

Eine Verrechnung des Add-on mit dem negativen Wiederbeschaffungswert des jeweiligen
Kontraktes ist nicht zulassig. Deswegen sind negative Wiederbeschaffungswerte gleich null zu
setzen.

b) Kreditaquivalent bei Verrechnung nach Art. 61 ERV

Wie nachfolgend beschrieben kénnen unter den in Rz 13 genannten Voraussetzungen positive
und negative Wiederbeschaffungswerte aus Derivatkontrakten mit derselben Gegenpartei zu
einem Netto-Wiederbeschaffungswert sowie die zugehdérigen Add-ons zu einem Netto-Add-on
verrechnet werden. Das Kreditaquivalent nach Art. 57 ERV, bei Verrechnung nach Art. 61 ERV,
entspricht der Summe dieser beiden Nettogrossen. Eine Menge aus in diesem Sinne
untereinander verrechenbaren Kontrakten wird als Netting-Set bezeichnet.

Sofern mit der betreffenden Gegenpartei eine entsprechende bilaterale Vereinbarung besteht,
die nach den in Rz 17-19 genannten Rechtsordnungen nachweislich anerkannt und
durchsetzbar ist, ist die Verrechnung zuléssig:

o firalle Geschéfte, welche durch eine Aufrechnungsvereinbarung erfasst werden, wo-
nach die Bank bei Ausfall der Gegenpartei aufgrund von Zahlungsunféhigkeit, Kon-
kurs, Liquidation oder ahnlichen Umstédnden nur das Recht hat auf Erhalt bezie-
hungsweise nur die Verpflichtung zur Zahlung der Differenz der nicht realisierten Ge-
winne und Verluste aus den erfassten Geschéaften (Close-out-Netting);

o flr alle am selben Tag falligen gegenseitigen Forderungen und Verpflichtungen in
derselben Wahrung, welche durch einen Schuldumwandlungsvertrag zwischen der
Bank und der Gegenpartei so zusammengefasst werden, dass diese Schuldum-
wandlung einen einzigen Nettobetrag ergibt und somit einen rechtsverbindlichen
neuen Vertrag schafft, der die friheren Vertrage erldschen lasst (Netting-by-Nova-
tion).

Die bilaterale Vereinbarung muss nach den folgenden Rechtsordnungen nachweislich
anerkannt und durchsetzbar sein:

e dem Recht des Staates, in dem die Gegenpartei ihren Sitz hat, und, wenn eine auslandi-
sche Zweigniederlassung eines Unternehmens beteiligt ist, zuséatzlich nach dem Recht des
Sitzes der Zweigniederlassung;

10

11

12

13

14

15

16

17
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e dem Recht, das fur die einzelnen einbezogenen Geschéfte massgeblich ist; und

e dem Recht, dem die Vereinbarungen unterliegen, welche erforderlich sind, um die Aufrech-
nung zu bewirken.

Die Verrechnung ist unzulassig:

o flr glattgestellte Geschéfte, sofern eine Vereinbarung zur Zahlungsaufrechnung (Payment-
Netting) besteht, wonach am Tage der Falligkeit die gegenseitigen Zahlungsverpflichtun-
gen pro Wahrung auf Saldobasis ermittelt und nur dieser Saldobetrag bezahlt wird;

e wenn die Vereinbarung eine Bestimmung enthélt, welche der nicht saumigen Partei er-
laubt, nur beschréankte oder gar keine Zahlungen an die sdumige Partei zu leisten, auch

wenn letztere per Saldo eine Glaubigerin ist (Ausstiegsklausel, Walk-away-clause).

Positive und negative Wiederbeschaffungswerte aus Derivaten mit derselben Gegenpartei
werden zu einem Netto-Wiederbeschaffungswert verrechnet. Ein negativer Netto-
Wiederbeschaffungswert wird gleich null gesetzt.

Der Netto-Add-on entspricht der Summe von:
e 40 Prozent der Summe der individuellen Add-ons nach Rz 10-11; und
e 60 Prozent des Produkts folgender zwei Gréssen

e Summe der individuellen Add-ons nach Rz 10-11;

e Verhéltnis des Netto-Wiederbeschaffungswerts nach Rz 23 zur Summe der positiven
Wiederbeschaffungswerte.

Die individuellen Add-ons sind die nach Rz 10-11 bestimmten Add-ons fir die
Derivatkontrakte, auf die sich die bilaterale Verrechnung mit einer Gegenpartei nach Art. 61
ERV bezieht.

finma
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\__/erzeichnis der
Anderungen

Das Rundschreiben wird wie folgt gedndert:

Diese Anderungen wurden am 20.6.2018 beschlossen und treten am 30.6.2018 in Kraft

Neu eingefligte Rz 569.1, 569.2
Geénderte Rz 568, 569
Aufgehobene Rz 571

Diese Anderungen wurden am 20.6.2018 beschlossen und treten am 1.1.2019 in Kraft

Neu eingefligte Rz 51.1, 326.1, 326.2, 326.3, 352.1, 352.2, 485.1, 567.1, 567.2

Geanderte Rz 9, 10, 13, 36, 51, 68, 109, 123, 133, 169, 192, 198, 209, 325, 352,
360

Aufgehobene Rz 179, 190, 198

Ubrige Anderungen Fussnoten in Rz 63, 108, 120, 495

Neuer Titel vor Rz 485.1, 567.1

Diese Anderungen wurden am 31.10.2019 beschlossen und treten am 1.1.2020 in Kraft

Geanderte Rz 32,33
Aufgehobene Rz 568, 569, 569.1, 569.2, 570
Ubrige Anderungen Titelanderung vor Rz 32

Die Anhange des Rundschreibens werden wie folgt gedndert:

Diese Anderungen wurden am 20.6.2018 beschlossen und treten am 1.1.2019 in Kraft

Neu Anhang 3 ,Konkordanztabellen®
Geandert Anhang 1 ,Multilaterale Entwicklungsbanken®: letzter Punkt
Aufgehoben Anhang 2 ,Abkirzungen und Begriffe im IRB*

Anhang 3 ,Anderungen der Basler Mindeststandards*
Anhang 4 ,Beispiele zum Standardansatz fiir CVA-Risiken (Rz 494—
513)"

Ubrige Anderungen Anhang 5 ,Vereinfachter SA-CCR" wird neu zum Anhang 2.

Diese Anderungen wurden am 21.12.2018 beschlossen und treten am 24.12.2018 in Kraft
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Geandert Anhang 3 .Konkordanztabellen*: Ergénzung der
Konkordanztabellen | und Il fiur Nicht-Verbriefungspositionen betr.

Langfrist-Ratings und Kurzfrist-Ratings

Infolge der Ubergangsbestimmung vom 1.6.2012 in Art. 137 der Eigenmittelverordnung (ERV;
SR 952.03) wird im Anhang 3 ,Konkordanztabellen der Hinweis auf das Risikogewicht zum Schweizer
Standardansatz fur Nicht-Verbriefungspositionen betr. Kurzfrist-Ratings gestrichen.

Diese Anderungen wurden am 31.10.2019 beschlossen und treten am 1.1.2020 in Kraft

Neu Anhang 4 ,Marktwertmethode fur Derivate (Art. 57 ERV in der
Fassung vom 1. Juli 2016)"

93/93



	I. Gegenstand
	II. Basler Mindeststandards
	III. Multilaterale Entwicklungsbanken (Art. 66 ERV) sowie EFSF/ESM
	IV. Externe Ratings (Art. 64–65 ERV)
	A. Anerkannte Ratingagenturen (Art. 6 ERV) und Exportversicherungsagenturen
	B. Risikogewichtung nach Ratings (Art. 64 ERV)
	C. Emittenten- und Emissionsratings
	D. Kurzfrist-Ratings
	E. Ungeratete kurzfristige Forderungen
	F. Verwendung externer Ratings

	V. Standardansatz und Marktwertmethode für die Kreditäquivalente von Derivaten SA-CCR (Art. 57 und 148l ERV)
	A. SA-CCR und vereinfachter SA-CCR sowie Marktwethode
	B. Kreditäquivalent
	C. Aufsichtsrechtliche Wiederbeschaffungskosten
	D. Potentieller zukünftiger Wertanstieg (PFE)
	E. Berechnung der Add-ons pro Derivatkontrakt
	F. Aggregation von Add-ons innerhalb eines Netting-Sets
	G. Aufsichtsrechtliche Parameter für den SA-CCR [SACCR Anhang 4, §183]
	H. Definitionen, Begriffe, Kategorien

	VI. EPE-Modellmethode (Art. 59 ERV)
	VII. Risikomindernde Massnahmen (Art. 61 ERV)
	A. Allgemeines
	B. Laufzeitinkongruenzen

	VIII. Gesetzliche und vertragliche Verrechnung (Art. 61 Abs. 1 Bst. a ERV)
	A. Verrechnung von bilanziellen Forderungen und Verbindlichkeiten
	B. Anerkennung von Verrechnungsvereinbarungen für Repo und repoähnliche Geschäfte
	C. Anerkennung von Verrechnungsvereinbarungen für Derivate [SACCR, Anhang 4, §134] 

	IX. Anrechnung von Sicherheiten
	A. Qualitative Anforderungen
	B. Mögliche Ansätze

	X. Anrechnung von Sicherheiten im einfachen Ansatz (Art. 61 Abs. 1 Bst. d ERV)
	A. Anerkannte Sicherheiten
	B. Berechnung

	XI. Anrechnung von Sicherheiten im umfassenden Ansatz (Art. 61 Abs. 1 Bst. d ERV)
	A. Anerkannte Sicherheiten
	B. Berechnung
	C. Verwendung aufsichtsrechtlicher Standard-Haircuts
	D. Verwendung selbst geschätzter Haircuts
	E. Notwendige Anpassungen der Mindesthaltedauer und Haircuts 
	F. Verwendung von VaR-Modellen zur Schätzung der Haircuts
	G. Bedingungen für einen Haircut von Null
	H. Repo- und repoähnliche Geschäfte

	XII. Garantien und Kreditderivate (Art. 61 Abs. 1 Bst. b und c ERV)
	A. Mindestanforderungen
	B. Anerkennung der Absicherungswirkung
	C. Zusätzliche Mindestanforderungen an Garantien
	D. Bürgschaften und Exportrisikogarantie des Bundes
	E. Zusätzliche Mindestanforderungen an Kreditderivate
	F. Berechnung
	G. Mindesteigenmittel für die Bank als Sicherungsgeber

	XIII. Anteile an verwalteten kollektiven Vermögen (Art. 66 Abs. 3bis ERV)
	B. Mandatsbasierter Ansatz (MBA)
	C. Fallback-Ansatz (FBA)
	D. Vereinfachter Ansatz (VA)
	E. Behandlung von Anteilen an VKV, das in andere VKV investiert
	F. Partielle Anwendung eines Ansatzes
	G. Pro-Rata-Zuteilung der VKV RWA auf die Anteile am VKV

	XIV. Verbriefungstransaktionen (Art. 49 Abs. 2 Bst. b ERV)
	A. Basler Mindeststandards
	B. Ausgestaltung nationaler Optionen
	C. Konsultation der Aufsichtsbehörde oder Prüfgesellschaft
	D. Behandlung einer erneut tranchierten einzelnen Verbriefung

	XV. Auf internen Ratings basierender Ansatz (IRB; Art. 50 und 77 ERV)
	A. Basler Mindeststandards und subsidiäre Regelung (Art. 77 ERV)
	B. Bewilligung
	C. IRB-Stresstests
	D. Information der FINMA
	E. Bankspezifische Einführung (Roll-out)
	F. Positionsklassen
	G. Definition HVCRE-Positionen (hochvolatile Renditeobjektfinanzierungen)
	H. Definition Retailpositionen
	I. Definition Beteiligungstitel
	J. Risikogewichtung bei Unternehmen, Zentralregierungen und Banken
	K. Risikogewichtung bei Spezialfinanzierungen und hochvolatilen Renditeobjektfinanzierungen (SL und HVCRE)
	L. Nachrangige Positionen und Sicherheiten
	M. Nichtanwendung von Haircuts bei repoähnlichen Geschäften
	N. Sicherheiten im F-IRB
	O. Garantien und Kreditderivate im F-IRB
	P. Positionswert bei Ausfall (EAD)
	Q. Laufzeitanpassungen der Risikogewichte im F-IRB und A-IRB
	R. Risikogewichtung Retailpositionen
	S. Risikogewichtung Beteiligungstitel
	T. Risikogewichtung angekaufter Forderungen
	U. Erwarteter Verlust und Wertberichtigungen
	V. Mindesteigenmittel und Untergrenze (Floor)
	W. Mindestanforderungen an die Risikoquantifizierung
	X. Validierung

	XVI. Leitlinien für eine vorsichtige Bewertung von Fair Value-Positionen
	XVII. CVA-Eigenmittelanforderung (Art. 55 ERV)
	A. Fortgeschrittener Ansatz
	B. Standardansatz
	C. Vereinfachter Ansatz

	XVIII. Kredit- und Wiederbeschaffungsrisiken von Derivaten und SFT mit zentralen Gegenparteien (Art. 69, 70 und 139 ERV)
	A. Allgemeine Begriffe [CCP1 und CCP2 Anhang 4, Section I, A. General Terms]
	B. Geltungsbereich
	C. Zentrale Gegenparteien
	D. Positionen gegenüber nicht qualifizierten zentralen Gegenparteien
	E. Positionen gegenüber qualifizierten zentralen Gegenparteien

	XVIIIa Grundpfandgesicherte Positionen (Art. 72 ERV)
	XIX. Übergangsbestimmungen
	A. Add-on-Sätze (Art. 57 ERV)
	B. Kreditäquivalent (Art. 57 ERV)

	I. Konkordanztabelle für Nicht-Verbriefungspositionen: Langfrist-Ratings
	II. Konkordanztabelle für Nicht-Verbriefungspositionen: Kurzfrist-Ratings
	III. Konkordanztabelle für Verbriefungspositionen: Langfrist-Ratings im Rahmen des SEC-ERBA
	IV. Konkordanztabelle für Verbriefungspositionen: Kurzfrist-Ratings im Rahmen des SEC-ERBA

